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121. Sitzung 

Bonn, den 11. Mai 1971 

 
Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.00 Uhr 

Präsident von Hassel: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, bevor wir in die Tages-

ordnung eintreten, spreche ich unserem Kollegen, 
Herrn Dr. Freiwald, der am 8. Mai seinen 60. Ge-
burtstag gefeiert hat, die Glückwünsche des Hauses 
aus. 

(Beifall.) 

Alsdann teile ich mit, daß der Herr Bundesmini-
ster der Finanzen am 4. Mai 1971 gemäß § 37 Abs. 4 
der Bundeshaushaltsordnung dem Hause eine Vor-
lage zugeleitet hat, die die Zusammenarbeit bei der 
Entwicklung und Nutzung des Gasultrazentrifugen-
verfahrens zur Urananreicherung behandelt und bei 
der es sich um eine überplanmäßige Ausgabe nach 
§ 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung handelt. 
Die Drucksache V1/2149 liegt Ihnen vor. Nach einer 
interfraktionellen Vereinbarung werden derartige 
Vorlagen dem Haushaltsausschuß überwiesen. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Außerdem liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen 
der Bundesregierung vor, die keiner Beschlußfas-
sung bedürfen und die nach § 76 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung den zuständigen Ausschüssen über-
wiesen werden sollen: 

Vorlage des Bundeskanzlers 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über die Integration in 
den Europäischen Gemeinschaften (Berichtszeitraum 
Oktober 1970 bis März 1971) 

Bezug: Beschlüsse des Deutschen Bundestages vorn 22. Fe-
bruar und 28. April 1967 

— Drucksache VI/2121 — 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Haushaltsausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Vorlage des Staatssekretärs des Auswärtigen Amts 

Betr.: Halbjahresberichte der Bundesregierung über die 
Tätigkeit des Europarats und der Westeuropäischen 
Union 

Bezug: Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 22. Fe-
bruar und 28. April 1967 

— Drucksache VI 2126 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundeskanzler hat am 7. Mai 1971 die Auffassung der 
Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates zum 
Entwurf eines Gesetzes über Wein, Likörwein, Schaumwein, 
weinhaltige Getränke und Branntwein (Weingesetz) übersandt. 
Sie wird als Nachtrag zu Drucksache VI/1963 verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Be-
schluß des Bundestages vom 25. .Juni 1959 die nachstehenden 
Vorlagen überwiesen: 

EWG-Vorlagen 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 
1025/70 zur Festlegung einer gemeinsamen Regelung für die 
Einfuhr aus dritten Länderar 
— Drucksache VI/2150 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte 
um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Be-
schlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnungen Nr. 
2455/70 und 166/71 zur Festsetzung gemeinsamer Vermark-
tungsnormen auf dem Fischereisektor 
— Drucksache VI/2159 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) Nr. 855/71 des Rates vom 27. April 1971 
zur Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufpreises für 
Blumenkohl 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines Mo

-

nats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen den Vorschlag erhoben 
werden 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

Der Herr Bundeskanzler hat mitgeteilt, daß diese 
Erklärung durch den Herrn Bundeswirtschaftsmini-
ster abgegeben wird. 

Das Wort hat der Herr Bundeswirtschaftsminister 
zur Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Bundesregierung hat am 9. Mai ein umfas-
sendes außen- und binnenwirtschaftliches Stabilisie-
rungsprogramm beschlossen. Sie setzt damit ihren 
Stabilitätskurs konsequent fort. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Dieses neue Programm ist notwendig geworden, 
weil sich in den letzten Monaten mehr und mehr 
zusätzliche außenwirtschaftliche Gefahren für un-
seren Geldwert abzeichneten. Dadurch wurden die 
Chancen für eine binnenwirtschaftliche Stabilisie-
rung immer stärker gemindert. Der Erfolg der Maß-
nahmen vom Juli vorigen Jahres und der Maßnah-
men der Bundesbank, ein Erfolg, der sich noch um 
die Jahreswende 1970/71 deutlich abzeichnete, 
wurde dadurch gefährdet. 
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Seit mehreren Monaten haben sich die Liquidi-
tätszuflüsse aus dem Ausland verstärkt und den 
Handlungsspielraum von Bundesbank und Bundes-
regierung eingeschränkt. Schon im zweiten Halb-
jahr 1970 hatte die Bundesbank ihre zinspolitischen 
Restriktionsmaßnahmen mehrfach aus außenwirt-
schaftlichen Gründen auflockern müssen. Trotz der 
Diskontsenkungen ist der Zustrom an internationa-
lem Geld in die Bundesrepublik nicht versiegt. Im 
Gegenteil, im Jahre 1970 stiegen die internationalen 
Devisenreserven in der ganzen Welt um insgesamt 
12 Milliarden Dollar an. Davon hat die Deutsche 
Bundesbank allein die Hälfte, 6 Milliarden Dollar, 
verkraften müssen. Insgesamt sind die Liquiditäts-
zuflüsse in die Bundesrepublik seit August vorigen 
Jahres bis Mai dieses Jahres auf rund 40 Milliarden 
DM angewachsen. Schon im März des Jahres — das 
ist die letzte statistische Angabe — lag die interne 
Geldmenge in der Bundesrepublik um 22,5 % über 
dem Vorjahresstand. Dadurch wurde die Bundes-
bandkpolitik unterlaufen, und dadurch wurden auch 
die Rahmenbedingungen für ein stabilitätsgerechtes 
Verhalten der autonomen Gruppen, der Unterneh-
merverbände und der Gewerkschaften, mehr und 
mehr geschwächt. Die Spielräume für Preis- und 
Lohnerhöhungen in diesem Jahr wurden damit viel-
mehr erneut wieder ausgeweitet. Aus binnenwirt-
schaftlichen wie aus außenwirtschaftlichen Gründen 
bleibt daher die Preisstabilität das zentrale wirt-
schaftspolitische Problem. 

Das nach wie vor gute Abschneiden der Bundes-
republik bei den Lebenshaltungskosten im inter-
nationalen Vergleich ist für uns kein Trost. Der 
internationale Inflationstrend kann für die Bundes-
republik kein Maßstab sein. In zehn wichtigen Han-
delspartnerländern der Bundesrepublik hat sich der 
Preisanstieg von 3,7 % im Jahre 1966 auf 5,8 % 
im Jahre 1970 beschleunigt. In diesem Jahresver-
gleich 1970 gegenüber 1966 hat sich der Preis-
anstieg in der Bundesrepublik nicht verstärkt. Aber 
einem gleichzeitig zunehmenden inflationären Sog 
im Ausland kann sich ein Land mit offenen Grenzen, 
mit freiem Kapital- und Güterverkehr über die 
Grenzen und bei festen Wechselkursen allenfalls 
vorübergehend entziehen. 

Die Bundesregierung war daher erneut zu schnel-
lem Handeln verpflichtet. Sie stellt damit eindeutig 
klar, erstens, daß sie die Ziele des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes sehr ernst nimmt, zweitens, daß 
sie den Bedingungen für ein gemeinsames stabili-
tätskonformes Bemühen des Staates und der großen 
gesellschaftlichen Gruppen eine neue feste Basis 
geben will. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung hat sich ihre Entscheidung 
nicht leichtgemacht. Auch die Opposition weiß das; 
sie ist allein in fünf Konsultationsgesprächen am 
Meinungsbildungsprozeß der Bundesregierung be-
teiligt worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Lachen 
und Oho-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung hat ihr Programm mit der 
Deutschen Bundesbank, den Vertretern der Wirt

-

schaft und dem Sachverständigenrat. eingehend be

-

raten, und sie hat entsprechend den Beschlüssen des 
Ministerrats vom 8./9. Februar 1971 auch die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft zu den 
währungspolitischen und binnenwirtschaftlichen 
Maßnahmen vorher eingehend konsultiert. 

Wir haben in Brüssel zwar keinen völligen Kon-
sensus erreichen können; wir haben kein Reform-
dekret für alle Mitgliedstaaten erreicht. Aber wir 
haben im Ministerrat gemeinsam ein Toleranzedikt 
beschließen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir standen und stehen in unserem Bemühen um 
eine gemeinsame Lösung also nicht isoliert da. Wir 
wurden nicht zu einem Alleingang gezwungen, und 
wir werden nicht nachlassen, nach gemeinsamen Lö-
sungen in den internationalen Währungsfragen zu 
suchen und auch das Ziel der europäischen Wirt-
schafts- und Währungsunion energisch weiter zu 
verfolgen.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wer die ökonomischen Bewegungen im inter-
nationalen Währungsraum sorgfältig beobachtet hat, 
ist von der jüngsten Entwicklung nicht überrascht 
worden. Die Dollarflut der letzten Tage bis zur 
Schließung der Devisenbörsen am Mittwoch der 
vergangenen Woche war Ergebnis und Höhepunkt 
einer langen Entwicklung. Diese Gesamtentwick-
lung, die — wie gesagt — tief in das vorige Jahr 
hineinragte, kann nicht das Ergebnis eines einzigen 
Gutachtens oder einiger interner Konsultationen 
gewesen sein. Die eigentliche Spekulationswelle im 
Mai dauerte devisenbörslich genau einen Tag und 
eine Stunde. Die Währungsreserven der Bundesbank 
sind seit ihrem tiefsten Stand im Dezember 1969 bis 
Ende April 1971 — also lange vor der eigentlichen 
Schlußspekulationswelle — um rund 34,3 Milliar-
den DM auf rund 60 Milliarden DM angewachsen. 
Die spekulativen Gelder, die danach noch in die 
Bundesrepublik flossen, waren nur eine Fortsetzung 
des Trends, aber sie genügten, um das bis an den 
Rand gefüllte Faß mit internationaler Liquidität 
dann auch prompt zum Überlaufen zu bringen. 

Die Freigabe des D-Mark-Wechselkurses ab 
10. Mai hat zum Ziel, die Basis für eine binnenwirt-
schaftliche Stabilisierung zu erneuern und zu festi-
gen. Der absehbare Konjunkturverlauf läßt der Bun-
desregierung genügend Handlungsraum für ein ab-
gewogenes Dämpfungsprogramm. Die Gefahr des 
Übersteuerns besteht gegenwärtig nicht. Der Abbau 
der konjunkturellen Spannungen hat sich nur lang-
sam und nicht ohne Unterbrechungen vollzogen. Die 
Auftragslage der deutschen Industrie ist noch immer 
günstig. Der private Verbrauch wird sich infolge der 
kräftigen Einkommensexpansion auch weiterhin dy-
namisch entwickeln. Entsprechend der lebhaften 
Nachfrageexpansion nimmt auch die Industriepro-
duktion bei uns wieder stärker zu. 

Noch immer hat sich der Anstieg der Effektiv-
verdienste nicht wesentlich abgeschwächt, und die 
Lage am Arbeitsmarkt ist nach wie vor angespannt. 
Angemessenes Wachstum und hoher Beschäftigungs-
stand in der Gesamtwirtschaft sind nicht in Gefahr. 
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Im übrigen sind wir dank unserer finanziellen 
Reservenmassen, nämlich Konjunkturausgleichs-
rücklage und Konjunkturzuschlag, zum Gegenhalten 
gegen etwaige Tendenzen der  Rezession besser ge-
wappnet als jede Bundesregierung vorher. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, aus diesem kurzen 
Lagebericht folgt: Wenn wir die Stabilität im Innern 
ernsthaft wollen, müssen wir uns gegen den inter-
nationalen Preis- und Lohnzusammenhang und 
gegen die Liquiditätsüberschwemmung, in welche 
die Bundesrepublik seit Ende 1970 zunehmend ge-
raten ist, abschirmen. Ohne außenwirtschaftliche 
Absicherung gibt es keine dauerhaften Fortschritte 
für die Stabilität, auch nicht, wenn der binnenwirt-
schaftliche Restriktionskurs hart und unerbittlich 
wäre. Ohne die währungspolitische Absicherung 
würden die geldpolitischen Instrumente der Bundes-
bank auf absehbare Zeit unwirksam bleiben. 

Ohne diese Maßnahme wäre auch eine konjunk-
turgerechte Haushaltspolitik des Staates erfolglos, 
und ein stabilitätsgerechtes Verhalten der auto-
nomen Gruppen bliebe ohne außenwirtschaftliche 
Absicherung eine pure Illusion. Das Stabilitätskon-
zept der Bundesregierung ist deshalb ein Konzept 
von außen- und binnenwirtschaftlicher Symmetrie. 

Wir haben ein beidhüftiges Programm vorgelegt. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Herr Barzel kennt das Wort schon seit acht 
Tagen, als ich ihm zum erstenmal unsere Pläne dar-
legte. 

(Abg. Dr. Barzel: Damals sollte ich das 
geheimhalten!) 

In der Tat, der Kampf gegen die Inflation und 
das Ringen um die Stabilität sind in einer integrier-
ten Weltwirtschaft keine isolierte nationale Ange-
legenheit mehr. Darüber gab und gibt es keinen 
Zweifel, auch nicht in der Europäischen Gemein-
schaft. Gerade deshalb haben sich die Mitglied-
staaten bei den Beschlüssen zur Wirtschafts- und 
Währungsunion am 9. Februar dieses Jahres ein-
mütig auf unser Drängen hin zu einer Gemeinschaft 
der Stabilität und des Wachstums bekannt. Aber der 
Preis- und Kostenanstieg in den Mitgliedsländern 
steht heute eindeutig im Widerspruch zu den Zielen, 
die sich die Gemeinschaft schon in den Römischen 
Verträgen gesetzt hatte. Und er steht erst recht im 
Widerspruch zu den Zielen der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Ganz im Einklang mit der Ent-
schließung des Ministerrats vom 9. Februar dieses 
Jahres haben wir uns daher auf der letzten Tagung 
der Wirtschafts- und Finanzminister in Hamburg 
am 26. und 27. April in Europa um ein konzertiertes 
Vorgehen in den drängenden internationalen Wäh-
rungsfragen bemüht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Beschlüsse verlangen, daß die Gemeinschaft als 
ganze bemüht bleibt, sich von einem nicht tolerab-
len internationalen Inflationstrend durch gemein-
same Aktionen abzuhängen. Das ist der Sinn der Be-
schlüsse vom 9. Februar. Und wir haben auch bei 
der Sondersitzung des Ministerrates in Brüssel um 

eine gemeinschaftliche Lösung gerungen. Unsere 
Bedingungen für ein solches gemeinschaftliches 
Handeln waren: Aussicht auf Erfolg, Effizienz der 
Maßnahmen einerseits und marktwirtschaftliche 
Qualität der Maßnahmen andererseits. Ein gemein-
sames, ein „konzertiertes Floating" aller Mitglieds-
staaten gegen dem Dollar für eine Übergangszeit 
wäre nach unserer Überzeugung ein optimaler Weg 
gewesen. Die Bundesregierung hat dazu am 8. Mai 
in Brüssel ihren monetären Beistand für das Inter-
venieren in Gemeinschaftswährungen angeboten. 
Und diese Offerte, meine Damen und Herren, wurde 
von anderen Mitgliedstaaten ausdrücklich gewür-
digt. Durch ein solches Vorgehen wären manche 
aktuelle Probleme des Dollars gemildert und den 
USA bei der Überwindung ihrer Zahlungsbilanz-
probleme geholfen worden. Eine solche Maßnahme 
hätte die Gemeinschaft im Innern, insbesondere den 
gemeinsamen Agrarmarkt, überhaupt nicht gestört. 
Und ich darf hinzufügen: Es wäre auch gewiß ein 
Schritt vorwärts gewesen in eine Europäische Wirt-
schafts- und Währungsunion. 

Einige Mitgliedsländer haben die Chance dieses 
Augenblicks nicht genutzt. Die Gemeinschaft ist des-
wegen eben noch nicht so weit, ihre „eigene Wäh-
rungspersönlichkeit" zu entwickeln. Aber niemand 
darf darüber hinwegsehen, daß eine Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion als dauerhafte In-
tegrationsgrundlage nur entstehen kann, wenn wir 
alle unser internes Stabilitätsproblem lösen. Das er-
fordert vielleicht auch ein Umdenken in den inter-
nationalen Währungsbeziehungen. John Maynard 
Keynes schrieb 1923 in seinem Traktat über die 
Währungsreform folgendes: „Nirgends hält man 
konservative Auffassungen für so angebracht wie 
in Währungsfragen; und doch ist nirgends die Not-
wendigkeit einer Neuorientierung dringender." Die-
ses Wort, so bedauerlich es für manchen sein kann, 
meine Damen und Herren, hat in einem halben 
Jahrhundert seine Gültigkeit nicht verloren. 

So ist es in der Gemeinschaft nur zu einem teil

-

konzertierten Verhalten gekommen. Dennoch haben 
alle Mitgliedstaaten, einstimmig alle Mitgliedstaa-
ten, zugestimmt, daß einzelne Länder ihren Wechsel-
kurs für begrenzte Zeit freigeben können, wenn 
ihre Devisenposition dies erforderlich erscheinen 
läßt. Die Niederlande haben sich wie die Bundes-
republik für eine Freigabe entschieden, Belgien hat 
sein System des gespaltenen Kurses ebenfalls der 
neuen Lage angepaßt. Einige europäische Nicht-Mit-
gliedsländer haben sich der ganzen Bewegung an-
geschlossen und durch Paritätsänderung ebenfalls 
die währungspolitischen Gründe auf ihre Weise in 
Angriff genommen. 

Die Bundesregierung verfolgt mit der zeitlich be-
grenzten Wechselkursfreigabe ein doppeltes Ziel: 
erstens Beseitigung des extremen Liquiditätsüber-
flusses in der Bundesrepublik und die Verhinde-
rung neuer spekulativer Zuflüsse und zweitens 
einen preismäßigen Stabilitätseffekt für die Binnen-
wirtschaft. 

Entsprechend einem Wunsch der Bundesbank und 
des Ministerrats in Brüssel wird die Freigabe des 
Wechselkurses der D-Mark flankiert durch ein Ver- 
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zinsungsverbot für Guthaben von Ausländern in 
der Bundesrepublik. Mengenmäßigen dirigistischen 
Kontrollen zur Abwehr der Auslandsgelder haben 
wir uns hier und in Brüssel erfolgreich und mit 
Nachdruck widersetzt. Die Erfolge unserer liberalen 
Handels- und Kapitalmarktpolitik, um die auch frü-
here Bundesregierungen ernsthaft und mühsam 
gerungen haben, darf niemand leichtfertig aufs 
Spiel setzen oder wegschenken. 

(Beifall bei den Regieungsparteien.) 

Mit einem Europa der Dirigismen wäre niemandem 
gedient, auch nicht Europa als ganzem. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn solche dirigistischen Techniken kurieren nur 
an Symptomen und vertagen das eigentliche Pro-
blem auf später. Die Unterstützung, die ich bei der 
Ablehnung dirigistischer Maßnahmen auch in Ihren 
Reihen gefunden habe, meine Damen und Herren 
von der Opposition, hat mich in dieser Frage nur 
bestärken können. 

Meine Damen und Herren, wir haben auch die 
hausgemachte Komponente der Preissteigerungen 
nicht verkannt. Entsprechend hat die Bundesregie-
rung neue haushaltspolitische Maßnahmen beschlos-
sen. Unter Berücksichtigung des § 6 des Stabilitäts-
gesetzes hat sie den Bundesminister der Finanzen 
zu einem restriktiven Haushaltsvollzug für den 
Haushalt 1971 ermächtigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hätte sie 
früher tun sollen!) 

Die Bundesregierung erwartet davon eine Kürzung 
der Bundesausgaben um etwa 1 Milliarde sowie eine 
Beschränkung der Verpflichtungsermächtigungen um 
2 bis 3 Milliarden DM. Auch von den Länderhaus-
halten wird eine entsprechende Politik im Sinne des 
§ 6 des Stabilitätsgesetzes erwartet. Außerdem wird 
die Bundesregierung dem Konjunkturrat für die öf-
fentliche Hand vorschlagen, das anfallende Mehr an 
Steuereinnahmen gegenüber der ursprünglichen 
Schätzung den Konjunkturausgleichsrücklagen von 
Bund und Ländern zuzuführen, und zwar wird diese 
Aufstockung insgesamt etwa his zu 1,7 Milliarden 
DM betragen können. Die Bundesregierung wird 
die Kreditaufnahme von Bund, Ländern und Ge-
meinden   das ist der dritte binnenwirtschaftliche 
Punkt im fiskalischen Bereich — um einen Gesamt-
betrag von etwa 2 bis 2 1 /2 Milliarden DM gemäß 
§§ 19, 20 des Stabilitätsgesetzes beschränken. Das 
ist der sogenannte Schuldendeckel für die Kredit-
aufnahme der öffentlichen Hände. 

Meine Damen und Herren, die haushaltspoliti-
schen Überlegungen gehen natürlich auch über das 
Jahr 1971 hinaus. Die Notwendigkeit einer stabili-
tätsgerechten Anpassung, einer straffen Konsolidie-
rung und einer stabilitätsgerechten Fortschreibung 
der mittelfristigen Finanzplanung von 1972 bis 1975 
wird niemand bestreiten wollen. Die neuen Maß-
nahmen für das Jahr 1971 verändern den gesamt-
wirtschaftlichen Rahmen für die Finanzplanung in 
der richtigen Richtung. Es ist daher ganz ver-
nünftig, daß darüber im einzelnen erst im Sep

-

tember von der Bundesregierung endgültig be-
schlossen wird, damit die Konsequenzen der heu-
tigen Maßnahmen in ihrem Trend dann verwertet 
werden können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, das Stabilisierungs-
programm verändert natürlich auch die gesamtwirt-
schaftlichen Daten für die weitere Preis- und Lohn-
entwicklung. Weil unsere akuten Stabilitätspro-
bleme sowohl binnen- wie außenwirtschaftlich be-
dingt sind, ist unser neues Stabilisierungspaket 
— die Freigabe des Wechselkurses der D-Mark so-
wie eine entsprechende restriktive Haushaltsfüh-
rung bei Bund, Ländern und Gemeinden — eine prä-
zise Offerte an die autonomen Gruppen, sich ihrer-
seits für einen stabilitätsgerechten Kurs in der Lohn-
und auch in der Preispolitik zu entscheiden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Bundeswirtschaftsminister wird die gesamtwirt-
schaftlichen Zusammenhänge im Hinblick auf die ge-
gebene Situation im Rahmen der Konzertierten Ak-
tion erläutern, wie der § 3 des Stabilitätsgesetzes es 
vorsieht. Der Bundeskanzler wird seine Autorität 
ebenfalls in diesem Sinne einsetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, es wäre ein verhäng-
nisvoller Irrtum, würde man die währungspolitische 
Entscheidung als Vergeltungsschlag gegen die preis-
und lohnpolitische Fehlentwicklung in der Vergan-
genheit verstehen. Währungspolitik ist keine Straf-
justiz. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es kann und darf in dieser Diskussion in allem nur 
um die Zukunft gehen. Auch für die Zukunft geht 
es hier nicht um Druck und Gegendruck, sondern 
um Einsicht in die ökonomischen Verflechtungen der 
internationalen Wirtschaft und  um  realistische Be-
dingungen für stabilitätsgerechtes Verhalten von 
Wirtschaft und Staat. Allerdings kann die ange-
strebte Stabilisierung des Preisniveaus auch und 
gerade nicht ohne den Beitrag der autonomen Grup-
pen gelingen. Aber ich bin überzeugt, daß Unter-
nehmerverbände und Gewerkschaften diese neue 
Chance einer Stabilisierung erkennen und entspre-
chend verantwortungsbewußt handeln werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die vorübergehende Freigabe des D-Mark-Wech-
selkurses wird die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Wirtschaft nicht mindern. Im 
Gegenteil, je mehr wir in unserer Stabilitätspolitik 
Erfolg haben, um so besser können wir unsere Wett-
bewerbsfähigkeit sichern. Die Zahlen der außen-
wirtschaftlichen Entwicklung zeigen zudem auch 
schon im ersten Quartal dieses Jahres eine Tendenz 
zum wachsenden Überschuß. Von Januar bis März 
1971 lag unser Handelsbilanzüberschuß mit rund 
3,7 Milliarden DM etwa 25 % höher als in den 
gleichen Monaten des Vorjahres. Der Leistungs-
bilanzüberschuß stieg fast um 50%. Niemand wird 
sich also um unsere Zahlungsbilanz oder um unseren 
Export übertriebene Sorgen machen müssen. 
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Meine Damen und Herren, die Wechselkursfrei-

gabe bedarf der Ergänzung durch Ausgleichsmaß-
nahmen für die deutsche Landwirtschaft. Zu diesem 
Punkt wird in Brüssel zur Stunde verhandelt. Wir 
haben auch in diesem Punkt eben nicht zu ein-
seitigen, ungebilligten Maßnahmen im Alleingang 
gegriffen. Wir haben vielmehr in den Verhand-
lungen in Brüssel am 9. Mai einen Grundsatz-
beschluß erzielt — gemeinsam und einstimmig. Der 
Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft hat sich 
für die Zeit der Freigabe der Wechselkurse zu 
einem Grenzausgleich für die Landwirtschaft bereit-
erklärt. Es gibt da also kein gefährliches Vakuum. 
Die Bundesregierung ihrerseits bekräftigt ihre Ent-
schlossenheit zum Grenzausgleich. Wir brauchen 
dazu eine schnelle Regelung, damit den Bauern die 
Unsicherheit genommen wird. Das Verhandlungsziel 
für die deutsche Delegation in Brüssel ist sehr deut-
lich. Es heißt: Die währungspolitische Maßnahme 
vom 9. Mai wird nicht auf dem Rücken unserer 
Bauern ausgetragen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Beschlüsse der Bundesregierung stellen das 
gemeinsame Ziel einer Vertiefung und Erweite-
rung der Gemeinschaft nicht. in Frage. Die Entschei-
dung vom 9. Mai war eine Entscheidung für Fort-
schritte in der Stabilitätspolitik. Eine europäische 
Gemeinschaft   ich sagte es schon — kann nur auf 
der Grundlage der Stabilität Bestand haben. Eine 
instabile Gemeinschaft wäre für Europa und auch 
für die gesamte freie Welt eine Gefahr; denn der 
Instabilität des Geldwertes folgt nur zu schnell 
auch die soziale und politische Instabilität. 

Auch die europäische Wirtschafts- und Währungs-
union würde höchstens durch eine inflationäre 
Eigenentwicklung und nicht an den Beschlüssen vom 
Sonntag in Brüssel scheitern ;  denn alle Länder müs-
sen stabilitätspolitisch Erfolge aufzeigen, ehe wir 
später — nach drei Jahren, und das bleibt unver-
ändert — den Schritt in die zweite Stufe der Wirt-
schafts- und Währungsunion beginnen. 

Wenn wir das Stabilitätsziel bis dahin verfehlen, 
wird sich am Ende die erste Stufe in die Wirtschafts- 
und Währungsunion als europäische Sackgasse er-
weisen. Die ,clause de prudence' — die Vorsichts-
klausel würde sich dann gegen jedes instabile 
Mitgliedsland und damit gegen die Gemeinschaft als 
Ganze richten. 

Bis dahin gehört es noch zur erklärten Politik in 
der Gemeinschaft, zeitweilig getrennt zu marschie-
ren, wenn ein gemeinsamer Weg nicht gefunden 
wird und wenn das vitale Interesse eines Landes 
eben diesen Weg erforderlich macht. Wichtig bleibt 
nur, daß die Wege bald wieder zusammenführen. 
Unser Weg ist -- entsprechend den Orientierungs-
daten im dritten mittelfristigen Programm der Ge-
meinschaften — eindeutig darauf gerichtet, daß wir 
uns diesen Orientierungsdaten der Gemeinschaft 
nähern und nicht, daß wir — wie andere Länder —
mit inflationärer Selbstbeschleunigung davoneilen. 

Der 9. Mai war ein Tag für die Stabilität — auch 
wenn wir keine raschen Erfolge erwarten dürfen; 
denn eine Reihe von Preissteigerungen in diesem 

Jahr, meine Damen und Herren, sind aus dem Ver-
lauf der Vergangenheit vorprogrammiert und damit 
unabänderlich. Der Erfolg des Programms für die 
Stabilität, der Erfolg des Programms für den Geld-
wert der Einkommen, der Renten, der Ersparnisse 
wird sich erst später abzeichnen. 

Auf jeden Fall wollen wir mit diesem Programm 
verhindern, daß wir über die eingebauten Preis-
steigerungstendenzen noch hinausgeschleudert wer-
den. Aber ohne die jetzigen Aktionen wäre die An-
passung an den internationalen Inflationstrend un-
ausweichlich. 

Wir erwarten jetzt keine Wunder. Der Weg zu 
mehr Stabilität wird auch weiterhin mühsam sein; 
aber das Stabilitätsziel ist auch keine Fata Morgana. 

(Beifall hei den Regierungsparteien.) 

Dieser 9. Mai war, recht verstanden, auch ein Tag 
für Europa. 

(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU. — 
Beifall bei der SPD.) 

— Hören Sie einen Augenblick zu! Denn es ist zu 
hoffen, daß sich neue Initiativen und Kräfte entwik-
keln, die die weltweite Inflation ais Herausforde-
rung betrachten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir müssen in der Tat in Europa damit beginnen, 
auf einen konsequenten Kurs auf Stabilität zu gehen. 
Europa darf keine Inflationsgemeinschaft sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Daß mehrere Staaten innerhalb und außerhalb der 
Gemeinschaft mit uns ihre währungspolitische Posi-
tion überprüft haben, muß uns doch ermutigen, nach 
gemeinsamen Wegen weiter auszuschauen. 

Mit großer Freude habe ich auch am 8. Mai die 
Botschaft von zwölf bekannten amerikanischen Na-
tionalökonomen erhalten, die sich für eine Freigabe 
des Wechselkurses der D-Mark im Interesse des 
Weltwährungssystems, im Interesse der Bundes-
republik Deutschland und im Interesse der USA aus-
gesprochen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dieses Manifest von zwölf bedeutenden Geistern 
in Amerika 

(Lachen und Zurufe von der CDU 'CSU) 

ist ein deutliches Zeichen für das Interesse auch in 
den Vereinigten Staaten an einer Überprüfung und 
Weiterentwicklung der gegenwärtigen Ordnung un-
sores Weltwährungssystems. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Jemand hat in diesen Tagen behauptet, in der 
„Wahl zwischen Europa und dem Dollar" habe sich 
die Bundesregierung für den Dollar entschieden. 
Meine Damen und Herren, das heißt doch die Dinge 
auf den Kopf stellen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben vielmehr durch unsere Initiative eine 
Teilantwort gegeben auf das amerikanische Zah

-

lungsbilanzdefizit, das unserem Weltwährungssy- 
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stem so schwere Probleme beschert. Denken Sie dar-
an, daß im Jahre 1970 in der Statistik der offiziellen 
Reservetransaktionen das amerikanische Zahlungs-
bilanzdefizit auf 10 Milliarden Dollar angewachsen 
ist. Wir haben in konzertierter Aktion mit fünf an-
deren europäischen Staaten eine europäische Ant-
wort gegeben auf eine Politik des „benign neglect", 
der „wohlwollenden Nichtachtung" des dortigen 
Zahlungsdefizits. Und diese europäische Antwort ist 
kein rüder Vergeltungsschlag gegen den Dollar, son-
dern eine marktwirtschaftliche Antwort, nichts an-
deres. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn sechs europäische Länder haben den Wert 
ihrer Währungen auf diese oder jene Weise ent-
sprechend den Marktverhältnissen entweder direkt 
erhöht oder dem freien Marktspiel überantwortet. 
Ich sagte schon: Wir haben uns strikt geweigert, 
Devisenbewirtschaftung in unserem Lande oder in 
Europa generell einzuführen. Das wäre dann Devi-
senbannwirtschaft, und das wäre dann der staatlich 
ausgeführte Bannspruch gegen den Dollar gewesen. 
Auch einen solchen europäischen Bannspruch gegen 
den Dollar haben wir verhindert. Nur auf diese 
Weise haben wir durch unsere Anstoßwirkung die 
europäische Währungsposition in Wahrheit ge-
stärkt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Ergebnis von Brüssel war, wie die Londoner 
„Times" sagt, „ein kluger und pragmatischer Kom-
promiß". 

(Abg. Gewandt: Bald glauben Sie das selbst!) 

Niemand, meine Damen und Herren, der die 
Sorge um unser Volk ernst nimmt, kann in diesem 
Hohen Hause abseits stehen, wenn es um die Sta-
bilität unserer Währung geht. Durch die außenwirt-
schaftliche Absicherung haben wir doch neuen 
Handlungsspielraum für die Stabilitätspolitik des 
Staates, der Unternehmerverbände und der Ge-
werkschaften erhalten. Damit auch die freien Kräfte 
in unserem Gemeinwesen ihre Verantwortung in 
dem neu gewonnenen Handlungsspielraum erken-
nen und übernehmen, wäre ein Ja zu diesem Regie-
rungsprogramm von seiten der Opposition eine be-
freiende Tat für unser Volk. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Die gemeinsame Verantwortung, das gemeinsame 
Interesse sollte Ihnen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren von der Opposition, ein solches Wort 
des Ja sehr leicht machen, aber auch Ihr Bild in der 
öffentlichen Meinung würde doch dadurch nur ge-
winnen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU CSU.) 

Einige Persönlichkeiten, einige hochangesehene Per-
sönlichkeiten in Ihren Reihen haben das auch voll 
erkannt. 

(Beifall hei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

So ruft die Bundesregierung alle Kräfte auf, ja zu 
der befreienden Tat zu sagen. Wir alle sind aufge

-

fordert, gemeinsam die neuen Stabilitätschancen zu 
nutzen 	für unser Land, für Europa. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident von Hassel: Ich danke für die Ab-
gabe der Regierungserklärung. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. Die Fraktion der 
CDU/CSU hat für ihn eine Redezeit von 45 Minuten 
beantragt. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In den vergangenen 
Tagen ist deutlicher denn je geworden, daß Bundes-
kanzler Brandt mit seiner Regierung unserem Lande 
eine Stabilitätskrise beschert hat, wie wir sie bisher 
nicht gekannt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung hat durch unglaublichen Leicht-
sinn eine internationale Währungskrise hervorgeru-
fen, 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — Bei

-

fall bei Abgeordneten der CDU CSU) 

im wahrsten Sinne des Wortes so unglaublich leicht-
sinnig, daß man sich nicht zu wundern braucht, wenn 
der Verdacht einer „Krise auf Bestellung" die Runde 
macht. Mit großer Sorge müssen wir feststellen, daß 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in eine tief-
greifende Vertrauenskrise gestürzt wurde. 

(Abg. Mattick: Armer Mann! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD.) 

Monatelang hat die Bundesregierung und insbe-
sondere der Bundeskanzler selbst die Mahn- und 
Warnrufe nicht ernst genommen, die von verschie-
denen Seiten und insbesondere von der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion zu hören waren. Noch in seiner 
Rede zum 1. Mai dieses Jahres waren diese War-
nungen und Mahnungen für den Herrn Bundes-
kanzler nicht mehr als Panikmache. 

(Abg. Gewandt: Unerhört!) 

Der Preisauftrieb wurde als eine vorübergehende 
Erscheinung gekennzeichnet, deren Ende ja schon 
abzusehen sei, der Verfall des Geldwertes wurde 
bagatellisiert. Damit schuf die Bundesregierung ein 
Klima, in dem die Leistungskraft unserer Wirtschaft 
ständig überfordert wurde, sowohl durch die öffent-
lichen Hände als auch durch die Tarifpartner. Es ist 
nötig, in Erinnerung zu rufen, daß 1970 der reale 
Zuwachs des Bruttosozialprodukts 4,7 % betrug, 
während Löhne und Gehälter effektiv um über 19 % 
anstiegen. Ich sage das nicht im Sinne eines Vor-
wurfs an eine Seite der Tarifpartner. Beide Seiten 
haben die Marktsituation genutzt. Sie haben mit 
Duldung und mit Rückendeckung der Regierung 
Augenblicksvorteile in Anspruch genommen, mit 
deren Folgen wir uns jetzt herumzuschlagen haben. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 
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Die Tarifpartner haben ebenso wie die Verbraucher 
den weiteren Verfall des Geldwertes in ihre Dispo-
sitionen und Kalkulationen mit einbezogen, weil 
jeder angesichts dieser Regierungspolitik nur eine 
Verschlechterung der Situation erwarten konnte. 

(Abg. Gewandt: Sehr richtig!) 

I)as ist die berüchtigte Inflationsmentalität. Sie hat 
ihren Ursprung nicht, wie die Regierung es glauben 
machen will, in dem angeblichen Inflationsgerede, 
sondern in dein Vertrauens- und Autoritätsschwund 
dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nach allem, was wir jetzt an Erfahrungen hinter uns 
haben, klingt es nicht sehr überzeugend, wenn der 
Herr Bundeswirtschaftsminister heute von der „Fort-
setzung der Stabilitätspolitik" dieser Bundesregie-
rung spricht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Diese Bundesregierung hat den Ernst der Situation 
bisher doch mit allzu einseitig ausgewählten inter-
nationalen Vergleichen zu verschleiern versucht. 
Meine Damen und Herren, tatsächlich --- das muß 
eben jeder wissen — sind wir während des Jahres 
1970 mit der gesamtwirtschaftlichen Preissteige-
rungsquote an die Spitze aller Industrienationen 
gerückt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die CDU/CSU-Fraktion hat immer wieder - - im 
Grunde seit der Amtsübernahme dieser Regierung 
— aufeinander abgestimmte umfassende gesamt-
wirtschaftliche Aktivitäten von der Bundesregie-
rung gefordert. 

(Zuruf von der SPD: Welche denn?) 

Wir haben die Bundesregierung insbesondere auf-
gefordert, rechtzeitig von dem Instrumentarium des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes Gebrauch zu 
machen und die Bundesbank zu entlasten. 

Da Sie immer nach den Alternativen fragen, will 
ich Ihre Erinnerung etwas auffrischen. Im Dezember 
1969 haben wir vorgeschlagen, alle ausgabewirk-
samen Gesetze — ganz gleich, von wem sie vor-
gelegt worden sind — bis zur Vorlage der mittel-
fristigen Finanzplanung zurückzustellen. Im Zusam-
menhang mit der Aufwertung haben wir in den 
Monaten danach gefordert: flankierende Maßnah-
men mit einer konjunkturgerechten Haushaltspolitik 
bei Bund und Ländern, vermögenswirksame Anlage 
eines Teils der Besoldungs- und Lohnerhöhungen, 
gemeinsame Klärung eventueller Steuererhöhungen. 
Am 20. Januar 1970 forderten wir eine antizyklische 
Haushaltspolitik, eine zeitliche Verlagerung von 
Ausgaben, die Sicherung der Konjunkturausgleichs-
rücklage ohne Kreditfinanzierung, kombinierte Ak-
tionen der öffentlichen Hände, einen Anreiz zu 
verstärkter Vermögens- und Sparbildung sowie die 
Zurückstellung aller Steuersenkungspläne. Meine 
Damen und Herren, bereits an diesem Tage warn-
ten wir vor den Folgen der gegenwärtigen Kredit-
politik der Bundesbank. 

(Abg. Rösing: Sehr richtig!) 

Am 17. Februar, am 3. Juni, am 23. Juni, am 11. Jul!, 
 am 7. Oktober 1970 haben wir unsere Vorschläge 

wiederholt und präzisiert. Am 28. Oktober haben 
wir einen neuen Vorschlagskatalog zur Konjunktur- 
und Wirtschaftspolitik unterbreitet, und während 
der Wintermonate haben wir die Regierung immer 
wieder aufgefordert, die Bremsmaßnahmen der Bun-
desbank auf ein breiter gefächertes Instrumentarium 
zur Wiedergewinnung der Stabilität zu verlagern. 
Alle diese Mahnungen und Warnungen sind in den 
Wind geschlagen worden. Die Last der Konjunktur-
politik blieb ausschließlich der Bundesbank über-
lassen. Dies festzustellen, ist gerade heute wichtig, 
denn die Hochzinspolitik hat die Dollarzuflüsse doch 
erst in die Wege geleitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und eben dies ist eine Quelle der Schwierigkeiten 
an unserer außenwirtschaftlichen Flanke. Die Wahr-
heit ist, daß der Bundeskanzler die Dinge hat trei-
ben lassen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Seine Regierung hat keinen Mut, kein Konzept und 
auch keine Autorität gehabt. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer das noch nicht wußte, konnte es im „Spiegel" 
— sicherlich ein unverdächtiges Blatt — am Montag 
nachlesen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Dort heißt es: 

Nach anderthalb Jahren konjunkturpoliti

-

schen Experimenten, nach monatelangem 
Lavieren mit wirkungslosen Instrumenten 
und wochenlangem entnervenden Zögern 
entdeckte der Kanzler das vitale Interesse 
der Bundesrepublik an stabilen Preisen 

und einer harten Mark. 

Der „Spiegel" ist gewiß ein unverdächtiger Zeuge. 

(Abg. Rasner: Die Hauspostille! — Abg. 
Wehner: Ich gratuliere Ihnen!) 

Meine Damen und Herren, nach einer langen und, 
wie wir heute alle spüren, verhängnisvollen Phase 
des konjunkturpolitischen Schlendrians — anders 
kann man das nicht bezeichnen — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

hat die Bundesregierung in den vergangenen Tagen 
nun eine überstürzte, mit niemandem abgestimmte 
und von dramatischem Theaterdonner begleitete 
Aktion in Szene gesetzt. 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dorn? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Nein. 

(Lachen bei der SPD.) 

Als Ausweg aus dieser vorwiegend binnenwirt-
schaftlich verursachten Krise hat die Bundesregie-
rung ein währungspolitisches Manöver vom Zaun 
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gebrochen, das jeder Kenner der Verhältnisse nur 
als ein Hasardspiel bezeichnen kann, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil die Bundesregierung um eines sehr zweifel-
haften Erfolges willen schwerwiegende ökono-
mische und politische Risiken in Kauf nimmt, Risi-
ken, meine Damen und  Herren,  die deutlich machen, 
daß die Bundesregierung nicht die Kraft zum vor-
beugenden und nach allen Richtungen hin überlegten 
Handeln hat. 

Dreierlei möchte ich mit aller Deutlichkeit fest-
stellen. 

Erstens. Die Verantwortung dieser Bundesregie-
rung für die heutige Situation ist ungeteilt und un-
teilbar. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Zweitens. Eine immer neue und im Grunde alte 
Erfahrung sagt, daß es eine gefährliche Sache ist, 
sich zur Steuerung der Binnenkonjunktur leichtfer-
tiger währungspolitischer Manipulationen zu bedie-
nen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Wer tut denn 
das?) 

Diese Erfahrung hat die Bundesregierung bewußt 
außer acht gelassen. 

Drittens. In einem sehr wesentlichen Punkt scheint 
heute zwischen Regierung, Opposition und offenbar 
auch unseren europäischen Partnern Übereinstim-
mung zu bestehen, nämlich darin, daß der Verfall 
des Geldwerts in der Bundesrepublik hausgemachte 

I Ursachen hat und die gegenwärtige Situation sowie 
die voraussichtliche Entwicklung der Zahlungsbilan-
zen keine Änderung der Paritäten rechtfertigen. 
Diese Feststellung jedenfalls ist in dem Brüsseler 
Kommuniqué vom 9. Mai auch von der Bundes-
regierung unterschrieben worden. 

(Sehr gut! bei der CDU "CSU.) 

Ich erinnere nur daran, daß der Herr Bundeswirt-
schaftsminister Schiller mehrmals, zuletzt bei der 
Eröffnung der Hannoverschen Messe, erklärt hat: 
„Stability begins at home." Man müßte es ändern: 
„Stability begins in the Government", Stabilität be-
ginnt bei der Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Punkt, meine Damen und Herren auf der 
Regierungsbank, ist diese Regierung ein eindeutiger 
Versager gewesen. 

Alle Versuche, die Verantwortung für die Krisen-
situation jetzt anderen zuzuschieben, sind ein aus-
gesprochenes Ablenkungsmanöver. Schon mit dem 
Jahreswirtschaftsbericht 1971 versuchte der ja im-
mer hellseherische Bundeswirtschaftsminister, der in 
der Debatte Anfang Februar dem Oppositionsspre-
cher Schwarzmalerei vorwarf, in seiner eleganten 
Manier die Tarifpartner schuldig zu sprechen, falls 
seine prophezeite Stabilitätsentwicklung mit 3 % 
Lebenshaltungskostensteigerung nicht eintreten 
sollte. Heute wird, unterschwellig zumindest, von 
der Regierung der Eindruck zu erwecken versucht, 
als habe die Bundesbank mit einem zu langen 

Festhalten am hohen Diskontsatz die jetzigen 
Schwierigkeiten hervorgerufen, und unüberhörbar 
sind doch auch heute in den Ausführungen von 
Herrn Schiller die verbrämten Vorwürfe aus dem 
Regierungslager an die Adresse unserer europä-
ischen Partner und an die Amerikaner gewesen. 

(Abg. Gewandt: Unerhört!) 

Die konjunkturpolitische Misere nahm im Okto-
ber 1969 ihren Anfang, 

(Abg. Dr, Barzel: Sehr wahr!) 

als sich die Bundesregierung auf die D-Mark-Auf-
wertung verließ und flankierende Stabilitätsmaß-
nahmen nicht als notwendig erachtete. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Schiller sagte damals vor dem Bundestag: Wir 
haben wieder freie Luft, freie Bahn für die Wirt-
schaftspolitik und freie Sicht für die deutsche Wirt-
schaft. Nun, 18 Monate später würde ich den Lage-
bericht etwa so formulieren: Dicke Luft, die Wirt-
schaftspolitik auf einer schiefen Bahn, Lebenshal-
tungskostenindexsteigerung bei 5 % und die deut-
sche Wirtschaft in dichtem Nebel. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU. — Lachen 
und Zurufe von der SPD.) 

Im Jahre 1970 konnte sich die Bundesregierung allen 
Mahnungen zum Trotz zu Stabilitätsmaßnahmen 
nicht durchringen. Was sie tat, war zu wenig oder 
zu spät. 

Ein Beispiel dafür — besonders aufschlußreich 
ist der Konjunkturzuschlag aus dem ,Juli 1970, des-
sen Wirkung offenbar doch gleich Null gewesen ist. 

(Abg. Dr. Luda: Sehr richtig!) 

Die Bundesbank wurde von dieser Bundesregierung 
im Stich gelassen. Zu dem Zeitpunkt, als wir eine 
Entlastungsaktion zugunsten der Bundesbank und für 
den Bundeshaushalt 1971 eine Unterteilung in einen 
Kern- und einen Eventualhaushalt forderten, da war 
die Antwort der Bundesregierung zum wahrlich un-
geeignetsten psychologischen Zeitpunkt die Ankün-
digung von 12% Mehrausgaben für das Jahr 1971. 
Diese Ankündigung wurde doch mehr oder weniger 
zu Recht als das Signal für alle verstanden, in die 
Vollen zu gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Hochzinspolitik der Bundesbank wurde auch 
dann noch aufrechterhalten, als die amerikanische 
Regierung, aus ihrer binnenwirtschaftlichen Situa-
tion durchaus verständlich, eine Senkung des Zins-
niveaus vornahm und sich damit das Zinsgefälle ge-
genüber der Bundesrepublik verstärkte. Meines Er-
achtens lag es durchaus nahe — und auch im Rah-
men der gegebenen marktwirtschaftlichen Möglich-
keiten —, wenn ein Teil der deutschen Wirtschaft 
sich mit Liquidität auf dem Eurodollarmarkt ver-
sorgte und damit praktisch die Bremswirkung der 
Bundesbank unterlief. 

Die psychologischen Wirkungen, die von der Un-
tätigkeit der Bundesregierung und dazu noch — das 
sollte man doch mal erwähnen — von den Vollbe-
schäftigungs- und Vollauslastungsgarantien des 
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Herrn Bundeskanzlers ausgehen mußten, haben of-
fenbar sowohl der Herr Kanzler als auch der Herr 
Wirtschaftsminister unterschätzt, obwohl gerade von 
Herrn Schiller das im Grunde sehr richtige Wort 
stammt: „50 % der Konjunktur- und Wirtschafts-
politik ist Psychologie." 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Nach anderthalb Jahren der Rat- und Hilflosigkeit 
ist diese Bundesregierung offenbar am Ende ihres 
Lateins angelangt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aus dem „Aufschwung nach Maß", auf den wir ja 
nun alle so gehofft hatten, ist eine Inflation ohne 
Maß geworden. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Obwohl in einigen Wirtschaftsbereichen eine rück-
läufige Wirtschaftsentwicklung zu beobachten ist, 
ist ein Ende des Preisauftriebs entgegen allen tönen-
den Ankündigungen der Bundesregierung nicht ab-
zusehen. Wir bewegen uns vielmehr auf eine Stag-
flation zu, wenn wir nicht schon in ihr drin sind. 
Ich finde, Herr Bundeskanzler, es ist im wahrsten 
Sinne des Wortes unglaublich, wenn Sie vorgestern 
angesichts dieser Situation vor dem Deutschen Fern-
sehen erklärten: 

Die Bundesregierung ist für die immensen 
Dollarzuflüsse ebensowenig verantwortlich wie 
für die Preissteigerungen, die in fast allen Län-
dern höher liegen als bei uns. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Herr Schiller — ich muß immer wieder Herrn 
Schiller zitieren — hat am 22. April 1971 bei der Er-
öffnung der Hannoverschen Messe einige drama-
tische Ausführungen mit dem Satz begonnen: 

In dieser Stunde tut vor allem not, daß wir 
ehrlich miteinander reden. 

Richtig! 
(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und er fügte hinzu: Weder leichtfertige Schön-
färberei noch hysterische Dramatisierung nützen hier 
etwas. — Zur Wahrheit gehört: ein ganz wesent-
licher Teil unserer aktuellen Preissteigerungen ist 
ein hausgemachtes Erzeugnis der jüngeren oder 
früheren Vergangenheit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Herr Bundeskanzler, wenn Sie wirklich ernst ge-
nommen werden wollen von diesem Hohen Hause 
und der deutschen Öffentlichkeit, dann sollten Sie 
solche Erklärungen meines Erachtens nicht abgeben, 
nur urn die Hände in Unschuld waschen zu können. 

(Beifall bei der CDU /CSU.) 

Sie haben vor etwa einem Jahr erklärt, für die 
Bundesregierung wäre es Zeit zum Handeln, wenn 
der Preisauftrieb für die Lebenshaltungskosten die 
4 %-Grenze erreicht hat. — Sie haben nicht ge-
handelt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Jetzt, wo wir uns mit der Steigerung der Lebens

-

haltungskosten auf die 5 % zu bewegen, setzen Sie 

eine Währungskrise in Szene, die die alten Pro-
bleme nicht löst, aber uns mit Sicherheit neue Pro-
bleme schaffen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Es kann doch im Ernst niemanden verwundern, 
wenn im Ausland die Meinung vertreten wird, die 
internationale Währungskrise der letzten Woche 
sei nicht entstanden, sondern gemacht worden. 

(Abg. Dr. Luda: Eine Intrige war das!) 

Dieser Vorwurf richtet sich doch an die Adresse 
der Bundesregierung. Ich muß sagen, die Bundes-
regierung hat alles getan, um diesen Eindruck her-
vorzurufen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das Gemeinschaftsgutachten der Wirtschaftswis-
senschaftlichen Institute wurde, wie wir wissen, am 
Montag, dem 3. Mai, veröffentlicht. Es empfahl der 
Bundesregierung die Freigabe der Wechselkurse, 
und zwar nach Meinung der Mehrheit der Institute 
ohne Befristung. Die Wirkung dieses Gutachtens 
bzw. seiner Veröffentlichung konnte doch gar nicht 
anders sein, und es mußte das eintreten, was dann 
auch eingetreten ist. Es wurde eine große Spekula-
tionswelle um die D-Mark in Gang gesetzt. Min-
destens 6 1 /2 Milliarden Dollar sind in anderthalb 
Tagen in die Bundesrepublik geflossen. 

Die Reaktion der Bundesregierung auf dieses Ge-
meinschaftsgutachten war   ich muß jetzt meinen 
Ausdruck wirklich sehr wägen — ausgesprochen 
provokativ. Das Bundeswirtschaftsministerium hat 
das Gutachten in einem Kommuniqué als „nützlich" 
bezeichnet. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Bundeskanzler Brandt erklärte dann am  folgenden 
Tag vor seiner eigenen Fraktion, die Bundesregie-
rung  werde im Laufe der Woche außenwirtschaft-
liche Maßnahmen ergreifen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Eine schlimme Er

-

klärung!) 

Die spekulative Diskussion über die währungspoli-
tischen Absichten der Regierung mußte doch eine 
weltweite Turbulenz erzeugen, die die Spekulation 
um Dollar und D-Mark auf den Höhepunkt trieb. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann und will auch nicht die im Ausland ge-
stellte Frage beantworten, inwieweit das Gemein-
schaftsgutachten eine bestellte Arbeit des Bundes-
wirtschaftsministers gewesen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist aber eine 
sehr berechtigte Frage! — Oh-Rufe bei der 
SPD. — Abg. Dr. Apel: Infam ist das! 
Abg. Wehner: Wer hat denn Ihre Rede be-
stellt?! — Abg. Dr. Apel: Diese Feststellung 
ist doch unerhört! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Nun lassen Sie mich doch erst mal aussprechen! 

(Weitere lebhafte Zurufe von der SPD.) 
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Sicher ist, meine Damen und Herren, daß der we-
sentliche Inhalt dieses Gutachtens den interessierten 
Sachkennern zumindest in der Woche davor bekannt 
war und bekannt sein mußte. Der Bundeswirt-
schaftsminister wird sich doch gewiß nicht als einen 
so kontaktarmen Mann hinstellen und sagen wollen, 
daß er die Empfehlungen des Gutachtens und die 
sich daraus ergebenden effektiven Wirkungen nicht 
vorher hätte sehen und einkalkulieren müssen. 
Alles spricht dafür, daß das Gutachten, auch wenn 
es keine bestellte Arbeit gewesen ist, für den Bun-
deswirtschaftsminister doch offenbar eine sehr will-
kommene Zuarbeit gewesen ist. 

(Abg. Wehner: Sie bringen also eine Ver

-

dächtigung zur Auswahl! — Weitere Zurufe 
von der SPD.) 

In einer auch für seinen persönlichen Ruf als Wirt-
schaftsminister risikoreichen Situation mußte er in 
den Empfehlungen ein, ich wiederhole das Wort, 
„nützliches" Instrument erblicken, um vor allem im 
Kabinett selbst die Meinungsbildung zu steuern. 

(Abg. Dr. Luda: Um sich endlich durchset

-zen zu können!) 

Der Bundeswirtschaftsminister nahm, so kann man . 
 schlußfolgern, den Zugzwang in Kauf, unter den er 

sich durch die Veröffentlichung des Gutachtens selbst 
setzen ließ. 

Hätte die Bundesregierung eine Spekulations-
woge verhindern wollen, hätte sie unverzüglich 
nach Veröffentlichung des Gutachtens eine ganz ein-
deutige Erklärung abgeben müssen: entweder in 
Richtung auf eine sofortige Freigabe des Wechsel-
kurses oder mit der unmißverständlichen Garantie, 
daß es zu keiner Paritätsänderung kommen würde. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Siehe 
Schweiz!) 

Das Verhalten der Bundesregierung, meine Damen 
und Herren, war entweder dilettantisch oder maka-
ber, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Beides!) 

auf jeden Fall unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Die Folge dieser Handlungsweise war eine Spekula-
tion, die uns und anderen jetzt Probleme über Pro-
bleme aufgehalst hat. Wie man währungspolitische 
Probleme anpackt, das haben uns am Wochenende 
zwei andere europäische Staaten gezeigt. 

(Abg. Geiger: Die hatten auch keinen Mül

-

ler-Hermann, der überall alles zerredet!) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat der Bundes-
regierung in den letzten Wochen wiederholt die 
konstruktive Mitarbeit an einem umfassenden Anti-
inflationsprogramm angeboten. Unsere Vorstellun-
gen waren und sind 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

entsprechend den hausgemachten Ursachen des 
Preisauftriebs 	vorwiegend 	binnenwirtschaftlich 

orientiert mit einer außenwirtschaftlichen Absiche-
rung als zusätzlichem Element. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Bisher hatte Herr Schiller — so muß man aus allem, 
was bekanntgeworden ist, schlußfolgern — eine 
ähnliche Meinung. 

Die Bundesregierung hat nun ihr, wie sie es nennt, 
Stabilitätsprogramm auf außenwirtschaftliche Maß-
nahmen mit einer mageren binnenwirtschaftlichen 
Absicherung aufgebaut. Es enthält vorläufig nichts 
als vage Absichtserklärungen. Hier liegt natürlich 
ein fundamentaler Unterschied in der konjunktur-
politischen Strategie zwischen Regierung und Oppo-
sition, die sich aus einer unterschiedlichen Lageana-
lyse ergibt. Deshalb wäre es sicherlich gut und nütz-
lich gewesen, man hätte sich die Zeit zu intensiven 
Gesprächen und Konsultationen zwischen Regierung 
und der derzeitigen Opposition genommen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Sehr verehrter Herr Minister Schiller, wenn Sie 
heute vor diesem Hohen Hause davon gesprochen 
haben, daß es fünfmal Gelegenheit zu Konsultatio-
nen gegeben hätte, so muß ich das als eine völlig 
falsche, schiefe und unwahrhaftige Darstellung der 
Dinge zurückweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es hat Informationen gegeben, die haben wir auch 
dankbar entgegengenommen und begrüßt. 

(Abg. Schwabe: Können Sie überhaupt bis 
fünf zählen?) 

Sie selbst haben es nicht für nötig befunden, sich 
auch nur für wenige Minuten oder gar Stunden die 
Zeit zu einem ausgiebigen Gespräch mit der Frak-
tionsführung und den Experten unserer Fraktion zu 
nehmen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Für die jetzt von Ihnen getroffenen Entscheidun-
gen, bei denen Sie uns nicht konsultiert haben, müs-
sen Sie schon die volle Last der Verantwortung 
übernehmen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das ist Ihr Tisch!) 

Offenbar haben Sie sich doch, weil Sie sich binnen-
wirtschaftlich hilflos fühlen, nun zu einer außen-
wirtschaftlichen Aktion bewogen gefühlt, mit deren 
Hilfe Sie, ohne sich allzusehr innenpolitisch die Fin-
ger schmutzig zu machen, auf die Unternehmer 
einen Druck ausüben wollen, um auf diesem Wege 
letztlich auch die Gewerkschaften gefügiger zu ma-
chen. Das ist doch die Strategie, auf die Sie es aus-
gerichtet haben. 

In dieser Situation ständig nach Alternativen der 
Opposition zu fragen, ist einfach unehrlich. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Dr. Apel: Sie 
haben doch Alternativen angekündigt!) 

Sie wollen uns für eine Situation mitverantwortlich 
machen, die mit Sicherheit — das sage ich aus voll

-

ster Überzeugung — unter der Verantwortung einer 
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CDU/CSU-geführten Bundesregierung niemals zu-
stande gekommen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe bei der SPD.) 

Ihre Politik besteht aus aneinandergereihten Feh-
lern und Versäumnissen. Unsere Angebote und Vor-
schläge haben Sie nicht beachtet. 

(Abg. Wehner: Sie haben ja gar keine! 
— Abg. Dr. Apel: Wo sind denn Ihre Vor

-

schläge?) 

Und jedesmal, wenn Sie etwas falsch gemacht haben, 
fragen Sie uns, was wir denn anders gemacht hät-
ten. 

(Zurufe von der SPD. Der quatscht jetzt 
schon eine halbe Stunde lang, ohne Vor

-

schläge zu machen!) 

Die Frage nach den Alternativen ist eine Frage nach 
der Alternative, nämlich der Ablösung einer Regie

-

rung, die sich in eineinhalb Jahren verbraucht hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Ehmke meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage.) 

Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU): Nein, jetzt 
nicht. — Das allerdings wäre vielleicht die befrei-
ende Tat, von der Herr Schiller gesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Gemeinschaftsgutachten hat die Bundesregie-
rung vor die Alternative gestellt — ich zitiere —, 

oh sie dem Auftrag des Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetzes Vorrecht einräumen oder ihre 
vertraglichen Verpflichtungen gegenüber den 
Partnerländern erfüllen will. 

Ein verantwortlicher Politiker durfte sich nie vor 
diese Alternative stellen lassen. 

(Abg. Dr. Luda: Sehr gut!) 

Zumindest mußte doch der Herr Bundeswirtschafts-
minister nach der EWG-Konferenz in Hamburg wis-
sen, daß gemeinsame Paritätsänderungen derzeit 
nicht erreichbar sind. Schließlich hat doch die Bun-
desregierung vor wenigen Wochen Absprachen über 
die Bildung einer Wirtschafts- und Währungsunion 
mit unseren Partnern getroffen, in denen sie sich 
zur Verengung der Bandbreiten durch Gemein-
schaftsinterventionen verpflichtet hat. Man mag dar-
über streiten, ob es gut und zweckmäßig ist, wenn 
eine Regierung das Vertrauen im eigenen Land ver-
spielt; daß jetzt aber die Bundesregierung das Ver-
trauen zur Bundesrepublik Deutschland innerhalb 
und außerhalb der EWG aufs Spiel setzt, ist für 
uns alle eine ganz ernste Angelegenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ohne jetzt zu dramatisieren, müssen wir doch wohl 
mil einer anhaltenden Vertrauenskrise der Gemein-
schaft rechnen, 

(Zuruf von der SPD: Das ist nicht wahr! 	
Abg. Dr. Apel: Das reden Sie uns nur ein!) 

die sowohl die Weiterentwicklung der Gemein-
schaft als auch die Beitrittsverhandlungen zweifel-
los erschweren wird. 

(Abg. Dr. Apel: Das möchten Sie gern!) 

Manche in der Sache unausweichlichen Schwierig-
keiten werden möglicherweise nun uns Deutschen 
angelastet. 

(Abg. Hirsch: Das ist unverantwortliches 
Wunschdenken! — Abg. Dr. Apel: Ganz 

genau!) 

Sowohl innerhalb der Bundesregierung als auch 
vor allem bei der Bundesbank, aber auch in Kreisen 
der Wirtschaft und der Gewerkschaften, hat es be-
kanntlich Überlegungen gegeben, ob man zur Ab-
wehr einer durch Spekulation verursachten Not-
situation nicht auch mit anderen Maßnahmen als 
der Freigabe der Wechselkurse hätte zu Rande 
kommen können. Hätte man beispielsweise von 
vornherein die Anwendung des § 23 des Außenwirt-
schaftsgesetzes ins  Auge  gefaßt, wozu man sich 
jetzt ohnehin durchgerungen hat, hätte man wahr-
scheinlich Zeit gewonnen, um eine einheitliche Mei-
nung innerhalb der EWG zur Stabilitätspolitik und 
zur Spekulationsabwehr zu finden und möglicher-
weise auch mit den Vereinigten Staaten zu einer ab-
gestimmten Aktion zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Und was wäre mit der Marktwirtschaft?) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat bei ver-
schiedenen Gelegenheiten erklärt, sie lege Wert 
darauf, daß bei außenwirtschaftlichen Maßnahmen 
die europäische Integration und die Folgewirkungen 

vornehmlich für die deutsche Landwirtschaft   
berücksichtigt und vorher gemeinsame Lösungen ge-
funden werden müßten. 

(Abg. Dr. Barzel: Vorher!) 

Jetzt mag die Theoretiker oder die Historiker die 
Frage beschäftigen, ob man mit einer weniger 
orthodoxen Methodik der Spekulationswelle viel-
leicht wirksamer hätte entgegentreten können, und 
zwar ohne die EWG-Krise heraufzubeschwören. 

Herr Minister Schiller, bestimmt wollen auch wir 
nicht ein Europa des Dirigismus. Wir wollen aber 
auch nicht, daß durch Orthodoxie der europäische 
Zusammenschluß in Gefahr gebracht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben Ihnen bei den Verhandlungen über die 
Wirtschafts- und Währungsunion den Rücken ge-
stärkt. Aber in der jetzigen Politik der falschen 
Alternativen können Sie auf unsere Unterstützung 
nicht rechnen! Die Tatsache, daß die Regierung sich 
gestern doch zur Anwendung des § 23 des Außen-
wirtschaftsgesetzes entschlossen hat, beweist ja 
auch, wie abwegig hier ein Theorienstreit gewesen 
ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel.) 

Die Entscheidung der Bundesregierung im außen-
wirtschaftlichen Bereich ist für unsere Fraktion zu-
nächst einmal ein Datum — allerdings ein Datum 
mit vielen offenen Fragen. Uns erschüttert einmal 
die Leichtfertigkeit, mit der man sich über die Gefah- 
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ren für die politische Zukunft der EWG hinwegge-
setzt hat. Ich möchte auch den Eindruck vermieden 
wissen, Herr Minister, daß in Brüssel etwa ein ech-
ter Kompromiß zustande gekommen ist. Es ist eine 
Tolerierung der deutschen Absichten gewesen und 
nicht mehr. 

(Abg. Dr. Luda: Unter gleichzeitigem Tadel!) 

Nun wird offenbar das Brüsseler Verhandlungs-
ergebnis von den Partnern völlig unterschiedlich 
ausgelegt. Der Bundeswirtschaftsminister hat sich 
für eine unbefristete Freigabe der Wechselkurse aus-
gesprochen, der Kanzler hat am selben Tage über 
die Fernsehanstalten davon gesprochen, die Bundes-
regierung sollte den Wechselkurs für einige Zeit 
freigeben. Der französische Finanzminister wie-
derum hat deutlich gemacht, daß die deutsche Aktion 
bestenfalls für wenige Wochen toleriert werden 
könne. 

Im Punkt 3 der Brüsseler Verlautbarungen wird 
der 1. Juli 1971 als Zeitpunkt genannt, bis zu dem 
der Ministerrat Maßnahmen zu ergreifen hat, um 
übermäßige Kapitalzuflüsse zu entmutigen und ihre 
Auswirkungen auf die innere monetäre Situation 
zu neutralisieren. Im Punkt 1 der Brüsseler Erklä-
rungen wird von der Entschlossenheit der Mitglied-
staaten gesprochen, ihre Paritäten beizubehalten. 

Jetzt steht die Frage im Raum, was die Bundes-
regierung letztlich mit der Freigabe der Wechsel-
kurse erreichen will und was in Brüssel tatsächlich 
vereinbart wurde. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Der Bundeskanzler hat doch der Öffentlichkeit klar-
zumachen versucht, daß mit der Aktion auf außen-
wirtschaftlichem Gebiet ein Stabilitätseffekt erreicht 
werden sollte. 

(Abg. Leicht: Sehr gut!) 

Das kann doch nur heißen, daß, wenn der Effekt von 
Bestand sein soll, eine Veränderung der DM-Parität 
angestrebt wird. 

(Abg. Leicht: Sehr gut!) 

Unser Bundestagskollege Arndt hat das sehr deut-
lich gesagt, als er erklärte, am Ende dieser Aktion 
müsse oder werde eine aufgewertete D-Mark ste-
hen. Folgt man dem Trend anderer Länder, vor 
allem 'Osterreichs, dann spricht ja auch sehr viel 
Wahrscheinlichkeit dafür. 

Ist das aber der Fall, dann stellt sich die Frage, 
wie man einen Stabilitätseffekt denn nun wirklich 
erreichen will. Wir können ja auch nicht unbeachtet 
lassen, was der französische Finanzminister gestern 
erklärt hat: eine Rückkehr an den Verhandlungs-
tisch über eine Wirtschafts- und Währungsunion 
setze voraus, daß die Bundesregierung zur alten 
Parität zurückfinde. Ist das aber der Fall, wie erwar-
tet sich dann die Bundesregierung von ihrer Aktion 
(len erhofften Antispekulationseffekt? Diese Fragen 
stehen im Raum, und wir bitten die Regierung, dazu 
auch etwas zu sagen. 

Die Bundesregierung hat sich unseres Erachtens 
in eine Zwickmühle begehen. Die Alternative, die im 
Gemeinschaftsgutachten angedeutet ist, droht jetzt 
in einem ganz anderen Sinne Wirklichkeit zu wer

-

den. Entweder wird trotz aller weltbewegenden Un

-

ruhe, die durch die Schritte der Regierung ausgelöst 
ist, der erwartete Stabilitätseffekt in Frage gestellt, 
oder aber die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 
insbesondere der Agrarmarkt, wird aufs schwerste 
erschüttert. Kehren wir zur alten Parität zurück, 
dann ist binnenwirtschaftlich außer Spesen nichts 
gewesen. Kommt die alte Parität nicht zustande, 
steht die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft vor 
einer Zerreißprobe. 

Wir hatten die Bundesregierung mit gutem Grund 
gebeten, die heutige Regierungserklärung und die 
darauf folgende Debatte erst morgen stattfinden zu 
lassen, weil wir wissen wollten, was aus den Brüs-
seler Gesprächen über einen Grenzausgleich heraus-
kommt. Die deutsche Landwirtschaft, meine Damen 
und Herren — das wissen wir alle, und ich hoffe. 
wir respektieren das auch bei unseren praktischen 
Entscheidungen —, hat die Aufwertung des Jahres 
1969 noch nicht verkraftet. 

(Beifall bei der CDU CSU.) 

Wir werden daher unter allen Umständen für einen 
vollen, unbefristeten Grenzausgleich für die deut-
sche Landwirtschaft eintreten. Niemand im Lande 
und außerhalb unseres Landes darf übersehen, daß 
schwere innenpolitische Auseinandersetzungen zu 
erwarten sind, wenn die deutschen Landwirte sich 
wiederum in ihrer Sorge bestätigt fühlen müssen, 
zum Prügelknaben der Wirtschaftspolitik zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das binnenwirtschaftliche Programm der Bundes

-

regierung kann in seinem Wert kaum besser cha-
rakterisiert werden als durch die Schnelligkeit, mit 
der es über den Kabinettstisch gejagt wurde. Wir 
behalten uns eine Prüfung der von der Regierung 
vorgelegten Zahlen vor. Derzeit ist es wichtig, 
festzuhalten, daß es sich hier um Globalziffern han-
delt und alles offengeblieben ist, wo und zu wel-
chem Zeitpunkt Einsparungen bei den verschiedenen 
Ressorts vorgenommen werden. Die bombastischen 
Zahlen, mit denen man derzeit vor der Öffentlich-
keit Eindruck zu machen sucht, müssen daraufhin 
geprüft werden, wieweit verschiedene Positionen 
doppelt oder sogar dreifach berechnet worden sind. 
Schließlich hängt ja die Steuerung dieses gan-
zen sogenannten binnenwirtschaftlichen Programms 
weitgehend davon ab, welche konjunkturellen Fol-
gen sich aus dem außenwirtschaftlichen Teil der 
Aktion ergeben. Die im binnenwirtschaftlichen Pro-
gramm vorgesehenen Aussagen oder abgegebenen 
Absichtserklärungen können daher meines Erach-
tens eine wirkliche Aussagekraft nicht beanspru-
chen. 

Die Bundesregierung hat sich mit ihrer Aktion 
auf eine gefährliche Gratwanderung begeben. Der 
Übergang von einer Politik des Schlendrians zu 
einer Politik des Hasardspiels droht uns jetzt neben 
den politischen Konsequenzen, die wir sehen müs-
sen, zusätzliche wirtschaftliche Schwierigkeiten zu 
bringen, ohne daß der Inflation tatsächlich Einhalt 
geboten wird. Ich will mich jetzt nicht in Prognosen 
ergehen. Aber ich warne die Regierung auch ihrer-
seits vor jeder neuen Euphorie. Diese Bundesregie- 
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rung hat vom ersten Tage i h res Bestehens an dazu 
geneigt, der deutschen Öffentlichkeit immer wieder 
Wunschträume fur Realitäten anzubieten und maß-
lose Versprechungen zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie mußte im Laufe der Zeit immer wieder ihre 
Pflöcke zurückstecken. Soll ich hier vielleicht ver-
lesen – ich will es schon der Zeit halber nicht 
tun —, was der Bundeswirtschaftsminister Schiller 
noch am 2. Februar vor einer Debatte über den 
Jahreswirtschaftsbericht an Prognosen für 1971 von 
sich gegeben hat? 

(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Auf meinen Hinweis, es gebe Anhaltspunkte dafür, 
daß der Preisauftrieb die 4 %-Grenze erreichen 
werde, haben Sie, sehr verehrter Herr Schiller, an 
Ihrer Prognose von 3 % Preissteigerung festgehalten 
und hinzugefügt, Sie hielten es kaum für möglich, 
daß es, wie Sie so schön sagten, „noch eine Art 
Subkultur" gebe, die außer den weisen Prognosen 
des Ministers mit Prognosen von 4 % aufwarten 
könne. Oder soll ich daran erinnern, meine Damen 
und Herren, mit welchen Gefälligkeiten nach allen 
Seiten der Herr Bundeskanzler mit der Abgabe sei-
ner Regierungserklärung in die politische Arena ein-
gestiegen ist und mit welchem wahrhaft kindlichen 
Gemüt die Bundesregierung der Öffentlichkeit vor-
zugaukeln versucht hat, sie könnte alle ihre inneren 
Reformen ohne Rücksicht auf Geldwert und Kon-
junktur verwirklichen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesregierung wird jetzt mit Recht in der 
Öffentlichkeit auf Zweifel stoßen. Wir, die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, werden sie und ihr Pro-
gramm daran messen, inwieweit es tatsächlich Sta-
bilität, Vollbeschäftigung und reales Wirtschafts-
wachstum zu sichern in der Lage ist. 

(Abg. Wehner: Das ist ein guter Vorsatz, 
Herr Müller-Hermann!) 

— Sehr geehrter Herr Wehner, wenn der „Spiegel" 
— ich zitiere ihn nochmals — richtig berichtet, hat 
bei der Kabinettssitzung am vergangenen Freitag 
Herr Verteidigungsminister Schmidt nach einer Ka-
binettsdiskussion den Antrag gestellt, der Kanzler 
solle doch jetzt eine Weisung an die deutsche Dele-
gation erteilen und einmal von seiner Richtlinien-
kompetenz Gebrauch machen. 

(Abg. Wehner: Haben Sie außer dem 
„Spiegel" noch etwas?) 

Nun, meine Damen und Herren, es wäre gut gewe-
sen, wenn sich der Herr Bundeskanzler früher ein 
Herz gefaßt und sich früher um die Stabilitätspolitik 
gekümmert hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann hätten Sie, meine Damen und Herren auf der 
Regierungsbank und in der Koalition, viel Schaden 
vom deutschen Volk abwenden können, 

(Abg. Dr. Luda: Sehr richtig!) 

Schaden, den unsere Wirtschaft insgesamt zu ver-
kraften hat und der die schwächsten Glieder unserer 
Gesellschaft am härtesten trifft, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Schaden, meine Damen und Herren, der nicht zu-
letzt darin besteht, daß die deutschen Steuerzahler 
mit Sicherheit einige Milliarden D-Mark Spekula-
tionsgewinne zu zahlen haben werden. 

(Abg. Haase [Kassel] : Zum zweitenmal!) 

Eine rechtzeitige, umfassende und kraftvolle Stabili-
tätspolitik der Bundesregierung hätte die jetzige 
Roßkur überflüssig gemacht, hätte uns und Europa 
viel Sorgen und Probleme erspart. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Junghans. Für ihn hat seine Fraktion, 
die Fraktion der SPD, eine Redezeit von 30 Minuten 
beantragt. 

Junghans (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben soeben eine Rede zu dem 
vom Bundeswirtschaftsminister vorgetragenen Stabi-
litätsprogramm gehört, wie sie zu befürchten war. 

(Abg. Wehner: Aber zu erwarten! — Abg. 
Rasner: Richtig, Herr Wehner!) 

Sie deckt sich auch mit der Erklärung Ihres Frak-
tionsvorsitzenden, Herrn Barzel, daß sich die CDU/ 
CSU-Fraktion außerstande sieht, ihre Zustimmung 
zu den Beschlüssen der Bundesregierung zur Stabili-
sierung von Preisen und Konjunktur zu geben. Und 
warum? Weil z. B. die Regierung — so sagte Herr 
Müller-Hermann hier — die Opposition angeblich 
nicht genügend informiert habe. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das habe ich 
nicht gesagt!) 

Soweit ich unterrichtet bin, ist Ihr Fraktionsvorsit-
zender, Herr Barzel, und sind nach bestimmten Usan-
cen auch Sie selber in den letzten Tagen fünfmal 
über die Lage und die geplanten Maßnahmen infor-
miert worden. 

(Abg. van Delden: Das ist etwas anderes 
als konsultiert!) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, können Sie mir einen ähnlichen Fall 
unter einem CDU-Bundeskanzler einmal nachwei-
sen? 

(Abg. Barzel: Ja! Da ist die Opposition im 
Kabinett beteiligt worden!) 

Und nun hat Herr Müller-Hermann hier eben er-
klärt: Über die von der Bundesregierung vorgese-
henen Maßnahmen ist die Bundestagsfraktion der 
CDU/CSU zwar informiert worden, es hat jedoch 
nicht ein einziges Konsultationsgespräch stattgefun-
den. — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und das stimmt!) 

Aber, meine Damen und Herren, warum waren das 
denn wohl keine Konsultationsgespräche, wie Sie 
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hier so fein zu nur Informationsgesprächen zu unter-
scheiden belieben? Ich kenne Sie doch, Herr Müller-
Hermann und Herr Barzel. 

Wer hätte Sie denn eigentlich daran gehindert, aus 
Informationsgesprächen Konsultationsgespräche zu 
machen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Ich will Ihnen die Antwort sagen: Weil Sie keine 
Vorschläge zu machen hatten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ja, meine Damen und Herren, Sie hatten und haben 
in Sachen Stabilitätspolitik nichts zu bieten, und 
das seit Jahren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Sie sind pleite auf der gan

-

zen Linie! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Glauben Sie das selbst? — Das hat 

schon mal ein anderer abgelesen!) 
Die CDU/CSU kann sich nicht dazu aufraffen, die 
Bundesregierung bei ihren Stabilitätsmaßnahmen zu 
unterstützen. Wie im Juli 1970 -- ich erinnere ein-
mal daran -- versagt sie sich auch diesmal der ge-
meinsamen Verantwortung für die deutsche Wirt-
schaft und die Arbeitnehmer. 

(Abg. Haase [Kassel]: Ihre Pleite, nicht die 
gemeinsamen Maßnahmen!) 

Dabei hat sie in den vergangenen Wochen von der 
Bundesregierung lauthals die Verabschiedung eines 
Stabilitätsprogramms gefordert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na also! 
Eben! Und?) 

Nun, da dieses Programm auch vor Ihnen auf dem 
Tisch liegt, tun Sie wieder das Einfachste, wie das 
bei Ihnen so üblich ist; mit Ausflüchten und faden-
scheinigen Argumenten versuchen Sie, um eine 
Zustimmung herumzukommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Apel: Sehr richtig! Ohne Alternativen 

zu haben!) 

Die CDU/CSU solle sich in dieser Frage vor bil-
ligem Opportunismus hüten; das hat Ihnen vor we-
nigen Tagen ein prominentes Mitglied Ihrer Frak-
tion empfohlen. Ich kann hier nur feststellen: die 
CDU/CSU-Fraktion hat sich nicht gehütet. Es hat 
doch wenig Sinn, erst ein Handeln zu fordern — Sie 
sagen zwar auch nicht wie, aber immerhin haben Sie 
gesagt, wir sollten handeln —, und dann, wenn 
etwas getan wird, nein zu sagen und selbst eine 
Antwort schuldig zu bleiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sollten sich darüber im klaren sein, daß Sie der 
deutschen Bevölkerung diese Antwort schuldig sind. 
Aber wie ich den Ablauf dieser Debatte aus vielen 
Erfahrungen der letzten Monate kenne und wohl 
richtig einschätze, werden Sie auch diese Antwort 
schuldig bleiben. Trotzdem muß ich Sie noch einmal 
auffordern: Legen Sie Ihr Alternativprogramm zur 
Bekämpfung der Preissteigerung hier auf den Tisch. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie sollen uns  jetzt ohne Ausflüchte sagen, was Sie 
unter außenwirtschaftlicher Absicherung verstehen, 
Herr Müller-Hermann. Es hat keinen Sinn, hier nur 
über außenwirtschaftliche Absicherung zu reden. 
Plädieren Sie für eine Aufwertung, wollen Sie die 
Einführung der Devisenzwangswirtschaft? 

Herr Professor Erhard, ist das nicht krasser Diri-
gismus, mit dem über Nacht alles verspielt würde, 
wie ein weiteres prominentes Mitglied es aus-
drückte? Ich finde es beinahe grotesk, daß in einer 
solchen Situation ausgerechnet eine Partei, die nicht 
müde wurde, der SPD planwirtschaftliche Neigun-
gen zum Dirigismus vorzuhalten, solche Vorstellun-
gen überhaupt nur erwägt und — jetzt sage ich auch 
das andere — aus lauter Opportunismus erwägt, 
solche Maßnahmen zu treffen. 

(Abg. Leicht: Wissen Sie nicht, daß die Re

-

gierung das selber tut?) 

Die andere Alternative ist, Sie wollen überhaupt 
nichts zur außenwirtschaftlichen Absicherung tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Apel: Sehr richtig! Sie wollen gar nichts 
tun, nur im trüben fischen wollen die Ka

-

meraden!) 

Dann muß ich Ihnen allerdings entgegenhalten, daß 
Sie durch Nichtstun die Tatsache von Devisenzu-
flüssen nicht aus der Welt schaffen können. 

(Abg. Haase [Kassel] : Die haben Sie doch 
selbst durch Ihre Hochzinspolitik ins Land 

geholt!) 

— Dazu sage ich Ihnen gleich etwas, Herr Haase. 
Da hat der Bundeskanzler beschlossen: ab über-
morgen kommen Dollar ins Land; so denkt sich 
Herr Haase die Geschichte. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel]. — Fortge

-

setzte Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Herr Haase, Sie hätten besser etwas anderes als 
Volkswirtschaft studieren sollen, etwas, wovon Sie 
was verstehen. Sie können hier doch nicht solchen 
Quatsch erzählen. Das können Sie doch noch nicht 
einmal im Kindergarten erzählen, daß die Bundes-
regierung für die Devisenzuflüsse verantwortlich 
wäre. Wem wollen Sie denn das erzählen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, auch zur binnenwirt-
schaftlichen Seite des Konjunkturprogramms ver-
missen wir Ihre Alternativen. Ich frage Sie direkt: 
Wollen Sie die Anwendung des § 26 Stabilitätsge-
setz, also Steuererhöhungen zur Abschöpfung der 
Kaufkraft? Das müssen Sie hier und heute sagen. 
Oder wollen Sie bei den öffentlichen Ausgaben noch 
stärker bremsen, als das die Bundesregierung jetzt 
schon tun will. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir wollen Sie 
ablösen!) 

Wir erwarten von Ihnen Antworten, damit diese 
Debatte einmal so geführt werden kann, wie es 
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dem Ernst der Sache entspricht, nämlich auf sach-
licher Grundlage. 

(Abg. Gewandt: Fragen Sie mal an! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Darauf 

warten wir!) 

Meine Damen und Herren, die Beschlüsse, die die 
Bundesregierung am Wochenende gefaßt hat, sind 
nach unserer Auffassung ein entscheidender Schritt 
auf dem Wege zur Wiedergewinnung der Stabilität. 
Wir begrüßen die Entschlossenheit, mit der die 
Bundesregierung wieder einmal gehandelt hat. 

(Lachen und Zuruf von der CDU/CSU: 
Wieder einmal?!) 

— Ja, wie im Herbst 1969, als die Aufwertung der 
D-Mark beschlossen worden ist, und wie im Juli 
1970, als ein binnenwirtschaftliches Konjunktur-
programm in Kraft gesetzt worden ist, hat die 
Bundesregierung auch diesmal konsequent das Sta-
bilitätsgesetz angewendet, wie die Lage es er-
fordert. Entsprechend dem § 4 des Stabilitäts-
gesetzes hat sie zur außenwirtschaftlichen Absiche-
rung für vorübergehend den Wechselkurs der Deut-
schen Mark freigegeben. 

Dieses sage ich jetzt mit allem Ernst, meine Da-
men und Herren: Wir erwarten allerdings von der 
Bundesbank, daß sie entsprechend ihrer gesetzlichen 
Verpflichtung, die Wirtschaftspolitik der Bundes-
regierung zu unterstützen, Interventionen im Zeit-
raum der Wechselkursfreigabe — man nennt das 
ja neudeutsch „floating" — nur im Einvernehmen 
mit der Bundesregierung vornimmt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Außerdem hat die Bundesregierung den § 6 des Sta-
bilitätsgesetzes angewendet, der den antizyklischen 
Haushaltsvollzug vorsieht und den Finanzminister 
ermächtigt, Verwaltungsausgaben und investive 
Ausgaben des Bundes, die über 60 bzw. 70 % der 
Haushaltsansätze für 1971 hinausgehen, von seiner 
Einwilligung abhängig zu machen. 

(Abg. Leicht: Warum haben Sie das vor 
zehn Wochen noch abgelehnt?) 

Im Bundeshaushalt sollen auf diese Weise Minder-
ausgaben um 1 Milliarde DM erreicht werden 
— ungeachtet der Verpflichtungsermächtigung. 

(Abg. Dr. Barzel: Vor zehn Wochen wurde 
das noch abgelehnt!) 

Die Bundesregierung hat ferner gemäß §§ 15 und 
7 des Stabilitätsgesetzes beschlossen, daß der Bund 
die zusätzlichen Steuereinnahmen bis zu einer 
Hohe von 1 Milliarde DM und die Länder bis zu 
einer Höhe von 700 Millionen DM den Konjunktur-
ausgleichsrücklagen zuführen. Außerdem werden 
gemäß §§ 19 und 20 des Stabilitätsgesetzes die Kre-
ditaufnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
für 1971 begrenzt. 

Ich möchte für meine Fraktion hier erklären, daß 
wir dieses Konjunkturprogramm für ausgewogen 
halten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist flexibel und entspricht damit der (gegenwärti-
gen Situation, die durch Unsicherheit über die wei-
tere Konjunkturentwicklung gekennzeichnet ist. 

Mit dem außenwirtschaftlichen Teil ist eine Maß-
nahme getroffen worden, die die spekulativen De-
visenzuflüsse eindämmt und auch nach innen die 
Preis- und Lohnerwartungen dämpft. Wir schaffen 
damit die Voraussetzungen dafür, daß die Bundes-
bank wieder stabilitätsorientierte Geldpolitik trei-
ben kann. Durch den binnenwirtschaftlichen Teil des 
Programms werden für die gesellschaftlichen Grup-
pen neue und deutlich sichtbare Daten gesetzt. 

Dieses Stabilitätsprogramm ist eine gute Sache. 
Es wird uns unserem Ziel ein Stück näherbringen. 
Ich möchte aber davor warnen, hiervon eine sofor-
tige Wiederherstellung der Preisstabilität zu erwar-
ten. Preisstabilität — und ich habe das von diesem 
Platz aus häufiger betont — kann nicht von heute 
auf morgen wiedererlangt werden. 

(Abg. Gewandt: Die der Regierung auch 
nicht!) 

Die von der Bundesregierung beschlossenen Maß-
nahmen schaffen aber die Voraussetzungen dafür, 
daß wir   wenn alle gesellschaftlichen Gruppen 
in der Bundesrepublik dieses Ziel gemeinsam ver-
folgen   im Laufe dieses Jahres einen Umschwung 
in der Entwicklung einleiten. 

Eines aber möchte ich noch deutlich machen: So 
wichtig für uns die Wiedergewinnung der Preis-
stabilität ist — ein Spiel mit der Vollbeschäftigung 
gibt es für die sozialdemokratische Bundestagsfrak-
tion hierbei nicht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die beschlossenen Maßnahmen sind so dosiert, daß 
eine Gefahr für die Vollbeschäftigung daraus nicht 
entstehen kann. 

Wenn Sie, Herr Müller-Hermann, — und Herr 
Barzel hat es ja auch schon gemacht — glauben, 
hier wieder eine alte Verunsicherungstaktik an-
wenden und die Gefährdung der Arbeitsplätze an 
die Wand malen zu müssen, dann weiß die deutsche 
Bevölkerung hoffentlich, was sie davon zu halten 
hat. Nach dem Aufwertungsbeschluß 1969 — ich 
habe es hier oft genug zitiert, ich will es Ihnen aber 
immer wieder vorhalten — haben Sie sich hier be-
müht, Kassandra zu spielen, und haben prophezeit, 
daß die deutsche Wirtschaft   wie Sie sich aus-
drückten — mit dem Klotz einer überzogenen Auf-
wertung am Bein nicht lebensfähig sein würde. So 
ähnlich argumentieren Sie heute wieder bei der 
Freigabe des Wechselkurses. Die Entwicklung ist 
damals über Sie hinweggegangen, und jeder weiß, 
daß sie auch heute über Sie hinweggehen wird. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß ohne die Auf-
wertung 1969 die Preissteigerungen in der Bundes-
republik um ein paar Prozent höher gelegen hätten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Um 2 bis 3 %! Das haben Ihnen Fachleute gesagt, 
das hat Ihnen Herr Blessing gesagt, das haben Ihnen 
alle gesagt. Wir lägen heute bis 6 bis 7 % und 
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nicht 1 % unter dein internationalen Durchschnitt, 

wenn wir damals diese Sache nicht gemacht hatten. 
Die deutsche Bevölkerung täte also gut daran, auf 
diese falschen Propheten aus Ihren Reihen nicht 
mehr zu hören. 

(Lachen und Zurufe von der CDU CSU. — 
Abg. Dr. Müller-Hermann: Wen meinen Sie 
damit? — Weiterer Zuruf von der CDU 
CSU: Herr Schiller ist der falsche Prophet!) 

Wir wissen natürlich, daß es der Bundesregierung 
nicht leicht gefallen ist, die Entscheidung über diese 
Konjunkturmaßnahmen zu treffen. Dies gilt für die 
Freigabe des Wechselkurses, die von unseren euro-
päischen Partnerländern Verständnis für unsere Lage 
verlangt hat. Dies gilt aber insbesondere auch für 
die binnenwirtschaftlichen Maßnahmen, die von uns 
wieder Opfer bei den öffentlichen Investitionen ver-
langen. Der weltweite Preisauftrieb und die Devisen-
spekulation, die ihre Ursache in der Dollarschwäche 
hat, haben der Bundesregierung aber keine andere 
Wahl gelassen, als hier und heute noch einmal ein 
deutliches Zeichen zu setzen. Um so mehr verdient 
die Entscheidung der Bundesregierung unseren Re-
spekt. Ich möchte, hier für meine Fraktion erklären, 
daß wir die Bundesregierung bei der Durchführung 
dieses Stabilitätsprogramms voll unterstützen wer-
den. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber auch nicht 
versäumen, namens meiner Fraktion dem Herrn 
Bundeswirtschaftsminister, aber — und ich sage aber 
— insbesondere auch dem Herrn Bundesaußenmini-
ster Scheel zu danken für die zähe und innerhalb 
des Möglichen erfolgreiche Verhandlungsführung in 
Brüssel. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Sie vergessen ja 
Herrn Möller!) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang ein Wort an die Opposition! Ich halte es für 
unerträglich, daß Sp recher der CDU/CSU kurz vor 
und während der für uns entscheidenden Verhand-
lungen in Brüssel Erklärungen abgaben, die der 
Bundesregierung wahrheitswidrig die Schuld an den 
Ereignissen der letzten Monate anlasten wollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Stimmt doch!) 

Sie haben damit der deutschen Verhandlungsposi-
tion schwer geschadet 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien) 

— ich sage das freimütig —, statt, wie es in anderen 
Ländern üblich ist und wie es der politische Stil auch 
in diesem Hause als selbstverständlich erfordern 
sollte, die Bundesrepublik bei internationalen Ver-
handlung unterstützen. Sie haben damit, meine Da-
men und Herren von der Opposition, dieselbe Me-
thode des politischen Kampfes um jeden Preis an-
gewendet, die wir in der Ostpolitik ja seit andert-
halb Jahren von Ihnen kennen. 

Meine Damen  und Herren, die Ereignisse der letz-
ten Woche, der Dollarzustrom in die Bundesrepublik 
und die schwierigen Verhandlungen in Brüssel mit 

unseren EWG-Partnern, haben der Bevölkerung in 
unserem Lande deutlich gemacht, wo die Haupt-
ursachen für die Preissteigerungen liegen, die wir 
seit einiger Zeit erleben. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Da bin ich aber 
gespannt!) 

Sie sind eben zum überwiegenden Teil nicht durch 
eine binnenwirtschaftliche Überbeanspruchung- - 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Dann hat Herr 
Schiller gelogen!) 

— Herr Müller-Herrmann, schauen Sie sich einmal 
die Kapazitätsauslastung der Industrie an. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Herr Schiller 
am 22. April!) 

Es kann von einer binnenwirtschaftlichen Überbean-
spruchung des Produktionsapparates keine Rede 
mehr sein. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Also ist Schil

-

lers Aussage falsch!) 

Die Preissteigerungen sind also nicht mehr über-
wiegend hausgemacht, wie es die letzten Wochen 
gezeigt haben. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel].) 

Wir stimmen in der Beurteilung mit den Sachver-
ständigen und den Konjunkturinstituten überein: Es 
waren zum überwiegenden Teil Ursachen, deren Be-
seitigung nicht in der Macht der Bundesregierung 
liegt. Ich meine hiermit die Tatsache, daß wir seit 
einigen Jahren im westlichen Ausland eine Preis-
steigerungswelle erleben, die sich ständig verstärkt 
hat, und daß als Folge davon das Auslandsgeld im-
mer stärker in die relativ preisstabile Bundesrepu-
blik drängt. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

Es ist doch offensichtlich, daß die Bundesrepublik als 
eine der größten Handelsnationen der Welt, die mit 
diesen Ländern wirtschaftlich eng verflochten ist, 
immer wieder vor der schwierigen Frage steht, wie 
sie sich dagegen abschirmt. 

Besonders die Ereignisse der letzten Wochen auf 
dem internationalen Geld- und Devisenmarkt haben 
aber auch deutlich gemacht, wie dringend notwendig 
eine Reform des internationalen Währungssystems 
ist. Wie es gegenwärtig aussieht, werden wir uns 
vorläufig damit abfinden müssen, in einer Welt zu 
leben, die es mit der Preisstabilität nicht so ernst 
meint wie wir. Das ist sicherlich bedauerlich, da in 
einer Welt, in der die Währungen frei konvertibel 
sind, immer auch der in Mitleidenschaft gezogen 
wird, der sein eigenes Haus in Ordnung hält. 

Eines sollte doch klar sein, das sollten auch Sie, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU zum 
Kenntnis nehmen: daß die Dollars ausgerechnet in 
die Bundesrepublik geflossen sind, ist doch kein Zei-
chen dafür, daß die D-Mark eine besonders schlecht€ 
Währung ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Umgekehrt, es ist doch ein Zeichen dafür, daß die 
D-Mark im internationalen Vergleich als besonders 
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harte Währung gilt. Wir haben doch keine D-Mark

-

Krise, es gibt eine Dollar-Krise. Bei allen Kompli-
kationen, die sich daraus ergeben könnten, sollten 
wir das nicht vergessen. 

Die Verhandlungen in Brüssel sollten unserer 
Bevölkerung aber auch klargemacht haben, daß die 
Bundesregierung in der Wirtschaftspolitik nicht 
mehr so selbständig handeln kann wie vor einigen 
Jahren. Wir befinden uns auf dem Weg zur euro-
päischen Wirtschafts- und Währungsunion, und die 
Bundesrepublik muß daher ihre außenwirtschaft-
lichen Entscheidungen mit ihren EWG-Partner-
ländern abstimmen. Wir bedauern, daß es nicht 
möglich war, mit den anderen Ländern zu einer ge-
meinsamen Stabilitätsaktion zu kommen. Dieses 
wäre zweifelsohne   wer will das bestreiten? — 
die  beste Lösung gewesen. Wir begrüßen jedoch, 
daß die Brüsseler Beschlüsse der Bundesrepublik 
den Spielraum gegeben haben, allein zu handeln, 
und daß sich auch noch andere angeschlossen haben. 
Wir stellen fest, daß die Bundesregierung diesen 
Handlungsspielraum im Rahmen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft entschlossen ausgeschöpft 
hat. 

Lassen Sie mich hinzufügen — und darin unter-
stützen wir den Herrn Bundeswirtschaftsminister —, 
wir müssen unentwegt an der Weiterentwicklung 
der Europäischen Gemeinschaft arbeiten. Dies wird 
ein sehr schwieriges und langwieriges Geschäft. Das 
gilt insbesondere für die zu schaffende Wirtschafts- 
und Währungsunion. Es muß aber zugleich — auch 
darin unterstützen wir den Herrn Bundeswirtschafts-
minister — Vorsorge getroffen werden, daß die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft nicht zu einer 
Inflationsgemeinschaft wird. Das liegt im deutschen 
Interesse. 

Meine Damen und Herren, wir haben nie einen 
Zweifel daran gelassen, daß wir die Entwicklung 
der Preise in der letzten Zeit für besorgniserregend 
halten. Es  besteht aber kein Grund zur Panik. Die 
Bundesregierung hat gehandelt und damit neue 
Zeichen gesetzt. 

(Abg. Leicht: Was für Zeichen?) 

Jetzt ist jeder, der es mit seinen Erklärungen zur 
Preisstabilität ernst meint, in seiner Verantwortung 
angesprochen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das gilt für alle gesellschaftlichen Gruppen. Das 
gilt selbstverständlich auch für die Tarifvertrags-
parteien, die erkennen müssen, daß solche Spiel-
räume für die Preis- und Lohnpolitik, wie es sie 
1970 gegeben hat, nicht mehr der gegenwärtigen 
Konjunkturlage entsprechen. Wir begrüßen daher 
die Erklärung des Präsidenten der Bundesvereini-
gung der deutschen Arbeitgeberverbände, Herrn 
Otto A. Friedrich, daß die Arbeitgeber bereit sein 
müßten, durch äußerste solidarische Preisdisziplin 
einen Stabilitätsbeitrag zu leisten. 

(Abg. Dr. Barzel: Eine sehr gute Erklärung!) 

Wir begrüßen genauso die Erklärung des Vor-
sitzenden des Deutschen Gewerkschchaftsbundes, 

Herrn Vetter, daß die Gewerkschaft ihre Antwort 
nicht schuldig bleiben würde. 

(Abg. Dr. Barzel: Auch sehr gut!) 

— Herr Barzel, daß jetzt jeder in seiner Verant-
wortung angesprochen wird, gilt aber auch für die 
Opposition. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Barzel: 
Ganz klar!) 

An Sie, . meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, möchte ich daher den dringenden Appell 
richten, auch in Ihrer Politik das Interesse der 
Gesamtheit obenanzustellen und uns in unseren 
Anstrengungen zur Wiedergewinnung der Preis-
stabilität zu unterstützen. 

(Abg. Rasner: Das müßte seriös sein!) 

Es kann doch in dieser für uns alle wichtigen Frage 
nicht erstes Ziel der Opposition sein, der Bundes-
regierung so viel Schwierigkeiten wie möglich zu 
machen. Jetzt geht es doch darum, daß wir die Lage 
gemeinsam meistern. Meine Damen und Herren von 
der Opposition, Sie dienen der Sache nicht, wenn Sie 
  wie im Juli — die Verantwortung einer Ent-
scheidung scheuen und sich der Stimme enthalten. 
Sie dienen der Sache aber auch nicht, wenn Sie nur 
nein sagen und keine reale Alternative auf den 
Tisch legen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Mertes. Seine Fraktion hat 30 Minuten 
Redezeit für ihn beantragt. 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die Bundestagsfrak-
tion der Freien Demokratischen Partei begrüßt die 
Beschlüsse der Bundesregierung zur Stabilisierung 
der Wirtschaftslage in der Bundesrepublik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rasner: Wirklich?) 

— Herr Kollege Rasner, diese Feststellung bitte ich 
zugleich als eine erste Antwort auf die Ausführun-
gen des Kollegen Müller-Hermann aufzufassen, der 
mir, als ich die eine oder andere Passage seiner 
Rede hörte, als eine Art Lohengrin der Opposition 
vorkam. Streckenweise schien seine Rede unter dem 
schönen Motto zu stehen: „Nie sollst du mich be-
fragen." 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Stücklen: Das haben Sie von Moersch! — 

Abg. Rasner: Das war ein Gag!) 

Die Preisauftriebstendenzen in den letzten Mona-
ten haben den Anstoß dazu gegeben, die von den 
Koalitionsfraktionen verfolgte Stabilitätspolitik 

(Abg. Leicht: Wo?) 

noch einmal zu überprüfen und aus dieser Überprü-
fung die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

— Wir müssen heute feststellen, Herr Kollege Leicht, 
daß die auf die Erhaltung der Stabilität unserer 
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Währung abgestellten Bemühungen der Bundesre-
gierung und auch der deutschen Notenbank 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wann gab es 
das?) 

in erheblichem Umfang mit der Refinanzierung auf 
dem Eurodollarmarkt durch einen Teil der Wirt-
schaft unterlaufen worden sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum? — 
Hochzinspolitik!) 

Hier zeigt sich sehr deutlich, daß ein betriebswirt-
schaftlicher Nutzen, der legitim in dieser Einstellung 
der Wirtschaft lag, nicht immer mit einem volkswirt-
schaftlichen Gewinn gleichzusetzen ist. Dieser Satz 
gilt umgekehrt genauso. 

(Abg. Leicht: Richtig! Aber man muß doch 
untersuchen, warum das so gekommen ist!) 

— Herr Kollege Leicht, ich fange ja erst an. Warten 
Sie doch bitte etwas ab, und wenn dann noch Fragen 
offen sind, stehen außer mir auch noch andere Kol-
leginnen und Kollegen bereit, Ihre Fragen zu beant-
worten. 

Die Aufnahme kurzfristiger Kredite im Ausland 
in der Größenordnung von 16 bis 18 Milliarden DM 
hat zusätzlich zu einer außergewöhnlichen Aufblä-
hung der inländischen Geldmenge geführt, bei der 
ein stabilitätsorientiertes Wachstum einfach nicht 
mehr möglich war. 

Dazu kam die Spekulation. Lassen Sie mich dazu 
eines in aller notwendigen Offenheit sagen. Diese 
Spekulation wurde mit angelockt durch ein manch-
mal kaum noch zu ertragendes Gerede, das von Zeit 
zu Zeit meiner Ansicht nach sogar in ein Geschwätz 
ausartete, das nicht mehr zu verantworten war. 

(Beifall bei der FDP. — Beifall des Abg. 
Haase [Kassel]. 	Abg. Rasner: Sie meinen 

im Kabinett?) 

Mit der Freigabe der Wechselkurse haben Bun-
desregierung und Bundesbank ein Signal gesetzt, das 
die Voraussetzungen dafür schafft, daß nunmehr 
die auf Wiederherstellung der Stabilität gerichteten 
übrigen Maßnahmen greifen können. 

Die FDP-Bundestagsfraktion dankt in diesem Zu-
sammenhang den deutschen Vertretern im EWG-
Ministerrat für ihren Einsatz und für den Erfolg, den 
sie dabei erzielt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Außenpolitisch geht es jetzt darum, die Freigabe 
der Wechselkurse nicht zu einer wesentlichen Bela-
stung der EWG auswuchern zu lassen. Daher wird 
die Bundestagsfraktion der Freien Demokraten alle 
Bemühungen unterstützen, die auch nur die gering-
ste Chance haben, daß es doch noch zu gemeinsamen 
währungspolitischen Schritten aller EWG-Partner 
kommt. 

Wir erkennen in diesem Zusammenhang die be-
sondere Interessenlage Frankreichs und auch die 
besondere Interessenlage Italiens an. Wir beachten 
deshalb auch um so mehr, daß es gelungen ist, eine 

auch der Interessenlage der Bundesrepublik ent

-

sprechende Lösung im EWG-Ministerrat zu finden. 

Daran knüpft sich die Hoffnung, aber auch der 
Wille, daß auch der deutschen Landwirtschaft die ihr 
zustehende Hilfe voll zuteil wird. Ich will dieses 
Thema heute und hier mit Rücksicht auf die Ver-
handlungen, die, wie Sie wissen, zur Zeit geführt 
werden, nicht vertiefen. 

Aber ich möchte auch eines sagen, Kollege Müller

-

Hermann. Sie haben nicht allein das Recht für sich 
gepachtet, Sorge zu tragen für unser Volk und für 
Gruppen dieses Volkes. Wir fühlen uns dem genau-
so verpflichtet. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das hat nie

-

mand bestritten!) 

Die Freigabe der Wechselkurse ist eine vorüber-
gehende Maßnahme, die sich in einer besonderen 
Situation als notwendig und unausweichlich auf-
gedrängt hat. Sie soll, langfristig gesehen, nicht zu 
einer Änderung der Paritäten führen. Die alte Pari-
tät kann jedoch um so eher wiederhergestellt wer-
den, je schneller die von der Bundesregierung be-
schlossenen zusätzlichen konjunkturpolitischen Maß-
nahmen ziehen und je schneller das heiße Geld 
wieder ins Ausland abfließt. Dabei können uns 
unsere Partner, die wir in der Welt haben, wertvolle 
Hilfe leisten. Ich denke dabei nicht zuletzt auch 
an die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die FDP-Fraktion bekundet ihre besondere Ge-
nugtuung darüber, daß die Bundesregierung nicht 
den § 23 des Außenwirtschaftsgesetzes in der Form 
einer Devisenbannwirtschaft oder, wenn Sie wollen, 
auch einer Devisenzwangsbewirtschaftung anwen-
den wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn das wäre ein erheblicher dirigistischer Ein-
griff in unser marktwirtschaftliches System, ein Ein-
griff — davon bin ich fest überzeugt —, der eine 
Kette von weiteren unerfreulichen Reaktionen nach 
sich ziehen müßte. Das gilt besonders auch an-
gesichts der negativen Erfahrungen, die andere 
europäische Staaten mit ihren dirigistischen Metho-
den gemacht haben. 

Die Nichtverzinsung der Einlagen Gebietsfremder 
ist meines Erachtens nicht im eigentlichen Sinne des 
Wortes unter dem Begriff „Dirigismus" einzuord-
nen. 

(Abg. Dr. Luda: Ist das marktwirtschaft

-

lich?) 

Die Marktwirtschaft muß — davon sind wir fest 
überzeugt — mit marktkonformen Mitteln in Ord-
nung gehalten werden. Der unmittelbare dirigisti-
sche Eingriff mit Hilfe des § 23 in das marktwirt-
schaftliche System ist aber nicht mehr marktkon-
form. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wir haben das 
Gesetz gemeinsam beschlossen!) 

— Das gilt auch für alle jene Vorschläge, Herr Kol-
lege Müller-Hermann, die in das Tarifgeschehen 
mit Zwangsmitteln eingreifen, d. h. die die Tarif-
autonomie aufheben wollen. 
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(A) Präsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Professor Burg-
bacher? 

Mertes (FDP): Bitte, sehr verehrter Herr Pro-
fessor. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege Mer-
tes, haben Sie schon einmal darüber nachgedacht, 
warum wohl die Bundesrepublik mit 13 oder 14 Mil-
liarden Dollar mit Abstand von allen anderen Län-
dern der freien Welt den Hauptanteil an den 50 
Milliarden Dollar, die außerhalb der USA herum-
geistern, gehabt hat, während die anderen Länder 
3 bis 5 Milliarden hatten? 

Sind Sie nicht der Meinung, daß, wenn wir 3 oder 
5 Milliarden wie die anderen Länder hätten, die 
Debatte zu diesem Thema heute gar nicht stattfin-
den würde? 

Meinen Sie nicht, man müßte sich überlegen, wie 
man Wiederholungen endgültig ausschließt, — auch 
auf die Gefahr hin, daß Sie die Maßnahmen mit dem 
„Freiheitsbewußtsein" abqualifizieren, daß Sie ge-
rade so eindrucksvoll dargestellt haben? 

Mertes (FDP) : Herr Kollege Burgbacher, wenn 
Sie Ihre Frage anders eingeleitet hätten, würde ich 
mit viel mehr Freude darauf antworten. Aber ich 
will Ihnen folgendes sagen. Wenn der Dollarzustrom 
in der Tat in dieser Größenordnung zu verzeichnen 

(BI ist, dann — so möchte ich meinen — ist das darauf 
zurückzuführen, daß im Ausland trotz allem, was 
wir hier beklagen, immer noch ein kolossales Ver-
trauen gegenüber der Deutschen Mark, gegenüber 
der deutschen Wirtschaft in ihrer Gesamtheit und 
gegenüber dieser Bundesregierung vorhanden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Haase [Kassel] : Die Zinsen sind's, Herr 

Kollege!) 

Ich war bei der Tarifautonomie — ich darf viel-
leicht zunächst einmal fortfahren — und habe fest-
gestellt, daß wir auch keinen dirigistischen Einfluß 
auf diesen Sektor haben wollen. Die FDP-Fraktion 
lehnt auf Grund ihrer liberalen Grundhaltung jeden 
Eingriff in die Tarifautonomie oder gar die Beseiti-
gung der Tarifautonomie ab. Das möchte ich mit 
aller Klarheit festgestellt haben. 

(Abg. Dr. Barzel: Einverstanden!) 

Die FDP-Fraktion ist auch nicht gewillt, als Folge 
staatlicher Zwangsmittel die Bildung grauer oder 
schwarzer Märkte zu fördern. Staatlich verordneter 
Lohn- oder Preisstopp ist kein Mittel zur Sicherung 
der Preisstabilität. Ich glaube, darüber sind wir uns 
alle einig. 

Das soll aber nicht bedeuten, daß wir damit auf 
die Herausgabe von Orientierungsdaten für die 
Lohn- und Preisentwicklung durch die Bundesregie-
rung verzichten wollen. Wir sind vielmehr der An-
sicht, daß derartige Orientierungsdaten für die Ta-
rifpartner und für die Entscheidungen der Tarif-
partner von unersetzlichem Wert sind. Dabei müssen 
sie aber in freier Verantwortung und im Bewußt-

sein aller Konsequenzen, die sich daraus ergeben, 
ihre Entscheidungen selbst treffen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Die Verantwort

-

lichkeit nimmt ihnen doch die Regierung 
ständig ab!) 

Vor diesem Hintergrund würde die FDP-Fraktion 
den Abschluß eines „Stabilitätspakts" zwischen den 
Tarifvertragsparteien, wie es der Bundeswirtschafts-
minister einmal formuliert hat, begrüßen. 

Meine Damen und Herren, die jüngsten Ereignisse 
haben gezeigt, wie schnell manch einer beim Auftre-
ten der ersten Schwierigkeiten bereit ist, bestimmte 
Grundpositionen der Marktwirtschaft zu opfern, 
wenn es gilt, in einer schwierigen Situation schmerz-
hafte und auch unpopuläre Entscheidungen zu fäl-
len und gravierende Einschnitte vorzunehmen. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr wahr!) 

Dennoch hat sich die Bundesregierung im vollen 
Bewußtsein aller möglichen Härten entschlossen, 
eine Anzahl von Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Chance in sich bergen, in einer Welt der inflationä-
ren Entwicklung unserem eigenen Land die Stabili-
tät der Preise wieder zurückzugeben und die Kon-
junktur in ein flacheres Fahrwasser einmünden zu 
lassen. 

Wir wissen, daß in der Bevölkerung unseres Lan-
des ein starkes Stabilitätsbewußtsein verankert ist, 
und zwar, wie ich meine, Herr Professor Erhard - 
das sage ich auch in aller Offenheit, weil ich Sie hier 
vor mir sehe , nicht zuletzt dank Ihres persönlichen 
Wirkens in früheren Jahren. Daher wird lieber ein 
niedrigerer Anstieg der Löhne als die ständige Sorge 
z. B. um den Wert der Sparguthaben hingenommen. 
Hierin zeigt sich aber auch, daß die Politik der Bil-
dung breitgestreuten Vermögens ihre Früchte trägt 
und die Stabilitätspolitik selbst unterstützt. Es zeigt 
sich also, daß die Vermögenspolitik an sich auch 
ein Stabilitätsfaktor ist. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke.) 

Wir dürfen uns aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß in anderen Ländern solche für die Markt-
wirtschaft günstigen Voraussetzungen häufig nicht 
bestehen und daß nicht in allen Ländern Westeuro-
pas so starke Kräfte an der Erhaltung der Marktwirt-
schaft interessiert sind, wie das bei uns erfreulicher-
weise der Fall ist. Für uns Liberale bedeutet die 
soziale Marktwirtschaft die Garantie der Freiheit 
des einzelnen — man kann das nicht oft genug be-
tonen —, und wir sind bestrebt, diesen Freiheits-
raum des einzelnen ständig zu erweitern und nicht 
zuzulassen, daß er jemals wieder eingeengt wird. 
Wir hätten es begrüßt, meine Herren von der Oppo-
sition, wenn es im vergangenen Jahr gelungen wäre, 
eine gemeinsame Linie in der Konjunkturpolitik 
zwischen Regierung, Regierungsfraktionen und Op-
position herzustellen, weil wir der Ansicht sind, daß 
unsere soziale Marktwirtschaft stets von allen Frak-
tionen dieses Bundestages und darüber hinaus von 
der gesamten Bevölkerung der Bundesrepublik ver-
teidigt werden muß und daß es unverrückbare Posi-
tionen gibt, die es über alle Parteigrenzen hinweg 
gemeinsam zu erhalten gilt. 
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Wir haben jedoch zu unserem Bedauern in den 

letzten Monaten den Eindruck gewonnen, daß der 
Opposition mehr daran gelegen war, kurzfristige 
parteitaktische oder auch wahltaktische Erfolge zu 
erzielen, 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Sehr richtig! 
Genau!) 

als durch die Formulierung praktischer Vorschläge 
das gemeinsame Anliegen zu unterstützen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
ruf von der SPD: Leider wahr! — Abg. 
Rösing: Alle unsere Anträge haben Sie 

abgelehnt!) 

Die Treibjagd in die Inflationsangst und in eine 
völlig ungerechtfertigte Angst vor dem Verlust des 
Eigentums sowie die Errichtung des Phantoms der 
Wirtschaftsfeindlichkeit dieser Bundesregierung und 
der sie tragenden Fraktionen nützt niemandem 
etwas, auch nicht der Opposition, die wohl gehofft 
hat, dadurch mit bedenklichen Mitteln wieder an die 
Spitze des Staates zu gelangen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Das ist kein faires politisches Spiel, meine Damen 
und Herren von der Opposition, und die Früchte 
müssen in diesem Fall sehr, sehr bitter sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Gewandt: Was Sie sagen, ist infam!) 

Diese Regierungskoalition hat im vorigen Jahr 
alle erdenklichen Maßnahmen ergriffen, um die aus 
den Fugen geratene Hochkonjunktur des Jahres 
1969, Herr Kollege Müller-Hermann, wieder in den 
Griff zu bekommen; denn da begann die Geschichte, 
wenn Sie sich freundlicherweise einmal zurück-
erinnern wollen. 

(Abg. Leicht: Erinnern Sie sich auch, daß Sie 
damals alle unsere Anträge abgelehnt 

haben?) 

— Herr Kollege Leicht, die Opposition und Sie ins-
besondere als Vorsitzender des Haushaltsausschus-
ses wissen, wie eng der Handlungsspielraum für die 
Bundesregierung bei der Reduzierung der Haus-
haltsausgaben ist. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Nun auf einmal 
geht es!) 

Nichtsdestoweniger hat die Regierungskoalition, 
Herr Kollege Leicht, aus der Verpflichtung gegen-
über dem Stabilitätsgesetz alle nur möglichen Haus-
haltsmittel eingespart und dazu auch Massenkauf-
kraft stillgelegt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie widerlegen 
sich doch selbst!) 

Bei der letzten Maßnahme hatten Sie auch keine 
Alternative. Sie konnten nicht sagen: Das, was 
gemacht wird, ist falsch. Nein, Sie haben sich ver-
schämt der Stimme enthalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke : Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herr Kollegen Leicht? 

Mertes (FDP) : Bitte sehr! 

Leicht (CDU/CSU) : Wären Sie so freundlich, Herr 
Kollege Mertes, sich die 14 Anträge, die von uns 
zum Haushalt 1970 und 1971 gestellt und von der 
Regierungskoalition niedergestimmt worden sind, 
einmal daraufhin anzusehen, ob nicht ein Teil da-
von schon genau das beinhaltet hat, was die Regie-
rung jetzt, zum Teil nur in geringerem Umfang, vor-
nimmt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mertes (FDP) : Herr Kollege Leicht, Sie mögen 
die Zahl 14 vielleicht als quantitativ ausreichend 
ansehen. Ich muß Ihnen sagen: qualitativ enthielten 
Ihre 14 Anträge nicht sehr viel. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Haase [Kassel] : Das ist nicht zu glau

-

ben! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Mertes (FDP) : Ich möchte zunächst in meinen 
Ausführungen fortfahren. 

(Abg. Rösing: Er hat einen sehr schweren 
Stand! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

— Ich weiß gar nicht, was Sie wollen. Es ist noch 
gar nicht so lange her, daß Herr Müller-Hermann 
die Beantwortung aller Zwischenfragen abgelehnt 
hat. Wir sind noch nicht am Ende der Debatte. Sie 
können hier am Rednerpult ja Farbe bekennen. Nie-
mand würde sich darüber mehr freuen als ich, wenn 
Sie dabei zu konstruktiven Vorschlägen kämen. 
Aber ich glaube, dazu sind Sie auch heute nicht in 
der Lage. Sie wollen mit einem Aufwand von 
Worten, denen oft der entsprechende Inhalt fehlt, 
über diese für Sie peinliche Tatsache hinwegtäu-
schen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Regierungskoalition beweist im Gegensatz zu 
Ihrem Verhalten und zu Ihrer Politik, meine Damen 
und Herren von der Opposition, auch in dieser 
Stunde wieder ihren Sinn für die Realität, wenn sie 
zuerst die Ausgaben beim Bund selbst und dann 
— ich möchte sagen — als selbstverständliche Kon-
sequenz die Ausgaben im gesamten Staat, d. h. auch 
bei den Ländern und Gemeinden, einzuschränken 
versucht. 

Wir sind uns dabei der Härte dieser Maßnahmen 
völlig bewußt, und wir wissen, daß dadurch insbe-
sondere auch diejenigen Wirtschaftszweige getrof-
fen werden, die vom Staat und dessen Funktion als 
Nachfragemonopolist abhängig sind. Wir müssen 
dennoch diesen Weg gehen, um wieder zu stabilen 
Preisen zurückzufinden, und wir werden die Preis-
stabilität wiederherstellen. 

(Zurufe der CDU/CSU: Wann?) 

Das Bündel von Maßnahmen, das die Bundesregie

-

rung zu diesem Zweck anbietet, beweist, wie ernst 
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es ihr bei ihrem konjunkturpolitischen Bemühen 
ist. 

Zur Zeit liegen bei der Deutschen Bundesbank 
Mittel in Höhe von 3 Milliarden DM aus der Kon-
junkturausgleichsrücklage, 4,1 Milliarden DM aus 
dem Konjunkturzuschlag zur Einkommensteuer so-
wie die hohen laufenden Guthaben von Bund und 
Ländern in Höhe von etwa 3,4 Milliarden DM. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

— Herr Kollege Leicht, diese insgesamt 10,5 Mil-
liarden DM, zu denen jetzt noch auf Grund der 
neuesten Beschlüsse der Bundesregierung eine wei-
tere Geldabschöpfung tritt, werden gewährleisten, 
daß jeder außen- oder binnenwirtschaftlich bedingte 
Konjunkturrückgang im Griff gehalten werden kann. 

Wenn man dazu noch die Erweiterung des Hand-
lungsspielraums der Bundesbank als Folge der Frei-
gabe der Wechselkurse hinzuzieht, können wir, so 
meine ich, zu Recht sagen, daß die Regierungskoali-
tion über ein Instrumentarium verfügt, wie wir es 
noch in keiner konjunkturellen Situation gehabt ha-
ben. Damit ist die Sicherheit gegeben, daß sowohl 
das Ziel der Preisstabilität erreicht als auch ein 
übermäßiges Abgleiten der Konjunktur in eine Re-
zession verhindert werden kann. 

Es gibt, auch wenn man das hier und da jetzt aus 
den verschiedensten Quellen hört, keine Gefährdung 
der Arbeitsplätze, es sei denn — diese Einschrän-
kung ist notwendig —, daß bei den Beteiligten das 
Augenmaß für das verlorengeht, was in der Kalku-
lation kostenbezogen ist. 

Die im Augenblick wichtigste Aufgabe wird es 
sein, die kurzfristig in der Bundesrepublik ange-
legten Mittel aus den Eurodollargeschäften wieder 
zum Abfluß ins Ausland zu veranlassen. Was die 
ausländische Spekulation betrifft, so bin ich der Mei-
nung, daß sie sich diesmal ganz einfach verrechnet 
hat. Spekulation ist ein legitimes Mittel, um Geld 
zu verdienen. Sie kann ein ausgleichender Faktor 
sein; sie kann aber auch, wie wir es nun schon mehr-
fach erlebt haben, für ein Währungssystem voller 
Gefahren sein. Dann liegt es im legitimen Interesse 
des Staates, sich dagegen durch entsprechende Maß-
nahmen zu schützen. Dies ist durch die vorüber-
gehende Aufhebung der Ankaufspflicht und die dar-
auffolgende Freigabe der Wechselkurse geschehen. 

Daß sich die Spekulation diesmal insgesamt ver-
rechnet hat, liegt einfach daran, daß im Gegensatz 
zu 1968 und 1969 Bundesbank und Bundesregierung 
nicht vor der Notwendigkeit stehen, eine Aufwer-
tung vornehmen zu müssen. Das ist von der Speku-
lation anscheinend übersehen worden. Ich halte es 
deshalb für außerordentlich wahrscheinlich, daß das 
in die Bundesrepublik eingeströmte heiße Geld schon 
in relativ kurzer Zeit wieder abfließt. 

Ich fasse zusammen: Die Regierung und die Regie-
rungskoalition haben in dieser Stunde erneut ihre 
Entschlossenheit bewiesen, unter zeitweiliger Zu-
rückstellung wichtiger Vorhaben — das muß man 
hinzufügen, damit keine falschen Eindrücke ent-
stehen — der Preisstabilität den obersten Rang ein-
zuräumen. Die Opposition ist demgegenüber weiter-

hin zerstritten und kann sich auf kein klares Kon-
zept einigen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wie kommen 
Sie darauf?) 

Sie lamentieren jetzt nach altbewährter Art über 
angebliche Gefahren, die die Maßnahmen der Bun-
desregierung und der Bundesbank für den Konjunk-
turverlauf haben könnten, nachdem Sie noch vor 
wenigen Tagen die Regierungskoalition zum Han-
deln aufgefordert haben. Die Alternativen von der 
Opposition sind aber nach wie vor nicht sichtbar. 
Ich frage mich deshalb was wäre wohl geschehen, 
wenn die jetzige Opposition in diesem Zeitpunkt 
in der Regierungsverantwortung gestanden hätte? 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Dann wäre es 
zu dieser Situation nicht gekommen!) 

Ich meine, es ist an der Zeit, daß auch die Bürger im 
Lande und die deutsche Wirtschaft sich diese Frage 
stellen 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie stellen sie 
sich laufend!) 

und sich auch eine Antwort darauf geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Brandt, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Niemand hat behauptet — und 
es kann wohl auch nicht gut behauptet werden —, 
daß die Regierung nicht gehandelt habe. Die Oppo-
sition versucht nachzuweisen, daß die Regierung 
nicht rechtzeitig gehandelt habe, und vielleicht wer-
den wir dazu auch noch Gewichtigeres hören, als im 
ersten Beitrag der Opposition heute dazu zu hören 
war. Jedenfalls hat die Regierung nicht interessen-
gebunden gehandelt, sie hat auch nicht isoliert ge-
handelt. Sie hat, so gut sie es versteht — — 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, aber was spricht für eine Überheblichkeit 
daraus, wenn man aufmuckt gegen die Demut eines 
Menschen mit politischer Verantwortung, 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU) 

der sagt: jeder kann dem, was richtig ist, nur so 
nahe wie möglich kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der CDU/CSU: „Demut"!) 

Mit dieser bewußten Einschränkung sage ich: die 
Regierung hat das Wohl des Ganzen im Auge ge-
habt, wie es ihre Pflicht ist. Ich habe am Sonntag-
abend gesagt und sage es auch hier: zwar sollten 
alle wissen, daß es für uns keine Insel der Stabilität 
gibt, aber bei allen Abhängigkeiten, in die wir ein-
gebunden sind, darf es keinen Zweifel geben, daß 
wir im Rahmen unserer Möglichkeiten und unserer 
Verantwortlichkeiten alles tun wollen und müssen, 
um das jeweils erreichbare Maß an Stabilität zu er-
reichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 



7000 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 11. Mai 1971 

Bundeskanzler Brandt 
Wir brauchen mehr Stabilität. Die außenwirtschaft-

liche Absicherung reicht nicht aus, sie muß durch 
interne Anstrengungen ergänzt werden. Ich spreche 
bewußt zunächst nicht von der außenwirtschaftlichen 
Absicherung, sondern von diesem Aspekt unserer 
Politik. 

Verehrte Kollegen, wer den dringenden Bedarf 
an öffentlichen Investitionen und Dienstleistungen 
und unsere Einstellung zur Frage der  Infrastruktur, 
der Sozialleistungen und der Gemeinschaftsaufgaben 
kennt, der wird ermessen können, daß es uns nicht 
leicht gefallen ist, ein — relativieren Sie es in der 
Debatte; das kann Ihnen niemand verwehren —, 
Mehr-Milliarden-Paket zu schnüren. Das ist, gemes-
sen an subjektiven Erwartungen und an objektiven 
Notwendigkeiten in diesem Volk, ein Opfer. Dieses 
Opfer ist notwendig, weil es auch dazu gehört, wenn 
man mehr Preisstabilität erreichen will, und ich 
kann es nicht hinnehmen, daß dieser Beitrag, dieses 
Opfer, wie ich es noch einmal nenne, bagatellisiert 
wird. Wer das tut, der schwächt von vornherein ein 
aus mehreren miteinander verzahnten Elementen 
bestehendes Programm, das im Interesse der Ge-
samtheit erforderlich ist. 

Alle Anstrengungen des Staates wären jedoch 
vergeblich, wenn sie nicht von den Frauen und Män-
nern im Lande verstanden und wenn sie nicht in 
entscheidendem Maße von den großen sozialen 
Gruppen unterstützt würden. So kann ich nur hoffen, 
daß hier im Deutschen Bundestag und überall, wo 
es gehört werden soll, folgendes klar verstanden 
wird: Die Tarifautonomie ist ein unverzichtbarer 
Teil unserer freiheitlichen Gesellschaft; ich meine, 
daß es dabei bleiben muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber ich sage auch in allem Freimut, daß dieser 
Autonomie die Verantwortung der Beteiligten für 
das Gesamtwohl entsprechen muß. Dies ist keine 
selbstgerechte und keine einseitige Mahnung. Wo-
rauf es ankommt, ist, daß sich jeweils beide Seiten 
bemühen, ihrer Verantwortung bewußt zu sein, daß 
sie durch adäquate, inhaltlich zueinander passende 
Maßnahmen die Anstrengungen um mehr Stabilität 
nachdrücklich unterstützen. Anders geht es nicht. 
Dies ist keine Verkleisterung von Interessengegen-
sätzen, die in einer freiheitlichen Gesellschaft ausge-
tragen werden müssen. Dies ist auch kein Fest-
schreiben von Gegebenheiten, die der Verwirkli-
chung des demokratischen und sozialen Bundes-
staates als Auftrag des Grundgesetzes noch im Wege 
stehen, sondern dies ist eine aktuelle und dabei sehr 
ernste Mahnung. 

Kein Zweifel, die Freigabe der Wechselkurse 
bedeutet für zahlreiche Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Kostendruck. Zu starke Steigerungen 
der Lohnkosten könnten in dieser Phase die Gefahr 
der Unterbeschäftigung hervorrufen. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Deshalb erschiene es mir sinnvoll, wenn jetzt bei 
Preisen und Lohnkosten eine Art Konsolidierungs-
pause ernsthaft in Erwägung gezogen würde. Ich 
sage dies als einer, der sich vor einseitigen Urteilen 
oder gar Anklagen hütet. Und ich bin auch jetzt, 

meine verehrten Damen und Herren, auf keinen 
Fall bereit, die Arbeitnehmer und ihre Gewerk-
schaften zum Sündenbock zu machen oder machen 
zu lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Doch muß ich auf folgendes hinweisen. So erfreu-
lich es ist, daß die Realeinkommen im vorigen Jahr 
stärker gestiegen sind als in jedem anderen Jahr 
seit der Währungsreform — das ist eine Tatsache —, 
so sehr müssen wir die Gefahr sehen, daß bei einer 
ausufernden Kostenentwicklung ein wirtschaftlicher 
Rückschlag auf uns zukommen kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dem gilt es vorzubeugen. Inzwischen haben wir 
alle, ob Opposition oder Regierung, auch die Sorgen 
zu bedenken, denen viele Sparer und Rentner in 
unserem Volk ausgesetzt sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb bitte ich die großen gesellschaftlichen 
Gruppen in unserem Volk um ihr überdenken der 
Lage, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Panikmache!) 

um ihre Aufgeschlossenheit und Mithilfe. Mit der 
Preis-Lohn- und Lohn-Preis-Spirale ist der großen 
Masse nicht gedient. Deshalb meine Bitte, über ein 
möglichst stabilitätspolitisches Verhalten ernsthaft 
nachzudenken; denn mehr Stabilität wird dem gan-
zen Volk zugute kommen. 

Stabilität erfordert, daß wir alle in manchem zu-
nächst zurückstecken müssen, um eine bessere Aus-
gangslage für die weitere Entwicklung zu sichern. 

(Abg. Leicht: Sagen, wo!) 

Wir müssen verschiedene Interessen abwägen, da-
bei aber zu einer einheitlichen Linie finden. Lassen 
Sie mich ganz offen — über diesen Saal hinaus — 
sagen: diese einheitliche Linie finden wir nicht da-
durch, daß wir am Arbeitsplatz höhere Löhne, am 
Familientisch niedrigere Preise und am Stammtisch 
niedrigere Steuern fordern. Diese drei Dinge gehen 
im Verhältnis zueinander nicht auf. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Wem sagen Sie das? 
— Abg. Dr. Müller-Hermann: Wenn wir 
das sagen, ist das Panikmache! 	— Abg. 
Strauß: War das ein Kennzeichen der Poli

-

tik der Bundesregierung? — Weitere Zu-
rufe von der CDU/CSU.) 

Mit Übertreibungen ist in diesem Lande niemandem 
gedient, und übersteigerte Polemik wird sich auch 
nicht auszahlen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, man wird 
unserem Volk ohnehin nicht einreden könen, wir 
hätten in der Bundesrepublik Deutschland plötzlich 
seit eineinhalb Jahren 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine gute Re-
gierung!) 
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eine Wirtschaftsordnung, in der die Regierung die 
Preise bestimmt. Das werden Sie der Bevölkerung 
nicht einreden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Niemand wird guten Gewissens sagen können, wir 
hätten die immensen Dollarzuflüsse zu verantwor-
ten, gegen die etwas unternommen werden mußte. 
Sie, Herr Kollege Müller-Hermann, reden heute hier 
und Herr Kollege Barzel redet draußen von der 
Währungskrise, und Sie verschweigen dem Volk, 
daß es eine Krise des Dollars und nicht der D-Mark 
ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. —Abg. 
Strauß: Anti-Dollar-Kampagne bei Nach-
giebigkeit gegenüber Anti-Dollar-Spekula-
tion! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Herr Strauß, Sie sind gerade wieder da; nun 
hören Sie doch einmal einen Augenblick zu! — Nie-
mand wird freilich bestreiten können, daß wirt-
schaftliches Wachstum und Vollbeschäftigung über-
all in der Welt mit einem gewissen Maß an Preis-
steigerung verbunden sind und daß die meisten mit 
uns vergleichbaren Länder es mit einem höheren 
Grad an Instabilität zu tun haben, 

(Abg. Leicht: Preissteigerungsrate!) 

— In einigen Fällen, Herr Kollege Leicht, mit der 
besonders kritischen Koppelung von hohen Preis-
steigerungsraten und außerdem noch hohen Arbeits-
losenziffern. 

Ich muß mich — um das gleich mit zu sagen — 
gegen die Legende wenden, als stünde bei uns in 
der Bundesrepublik Deutschland alles zum besten, 
wenn wir uns nur kein Reformprogramm vorgenom-
men, wenn wir es nur nicht eingeleitet hätten. Man 
soll hier die Dinge doch nicht durcheinanderbringen. 
Unsere stabilitätspolitischen Erwägungen und Maß-
nahmen — ich sage das in aller Klarheit — bedeu-
ten keinen Abschied von notwendigen Reform-
vorhaben in diesem Staat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Für diese notwendigen 'Reformvorhaben soll aller-
dings — wer wollte das bestreiten: das gehört ge-
nau in diesen Zusammenhang — eine solidere Basis 
gefunden werden, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

als sie gegeben wäre, sicherten wir uns nicht gegen 
die Gefahren ab, von denen ich gesprochen habe. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Es bleibt dabei, daß der Bundeshaushalt 1972 und 
die damit verbundene mittelfristige Finanzplanung 
am Schluß der Sommerpause eingebracht werden. 
Dann wird noch Zeit genug sein, um über Einnah-
men und Ausgaben zu streiten und auch ohne De-
magogie darüber zu reden, was der Staat vom Bür-
ger erwarten muß, wenn der Bürger aus guten Grün-
den immer mehr vom Staat erwartet. 

Mancher Kritiker meint — auch heute ist das 
schon im ersten Beitrag der Opposition angeklun

-

gen —, diese Regierung habe nicht genug getan, 
um einen überschäumenden Boom unter Kontrolle 
zu bringen. Wer wollte selbstgerecht darauf ant-
worten! Ich will jedenfalls nicht bestreiten, 

(Abg. Dr. Barzel: Sie müssen sich hier stel-
len, Herr Bundeskanzler!) 

daß wir alle haben einiges hinzulernen müssen 
— übrigens nicht nur eine Seite des Hauses —, auch 
in bezug auf die exakte Vorausberechenbarkeit 
volkswirtschaftlicher Abläufe. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Verehrte Kollegen, nicht jetzt mit dem Finger auf 
andere zeigen, sondern sich einmal daran erinnern, 
weswegen wohl die verehrte Opposition Ende des 
Jahres 1970 ihre Haltung zum Haushalt 1971 ver-
ändert hat! Sie haben sie auf Grund einer Ein-
schätzung der wirtschaftlichen Lage verändert, die 
so nicht eingetreten ist — damit wir uns hier klar 
verstehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Leicht: Lassen Sie uns unsere Anträge zum 
Haushalt 1971 zur Kenntnis bringen! Wir 

lesen sie nachher vor!) 

Aber wir sind nicht untätig geblieben. Das ist ge-
sagt worden. Wir werden darauf zurückkommen. 
Ich will mir das jetzt schenken. Aber eines will ich 
Ihnen sagen: es ist wahr, daß die Bremsen — von 
der Aufwertung über die Konjunkturausgleichsrück-
lage, den Konjunkturzuschlag bis zur degressiven 
Abschreibung — nicht so hart gegriffen haben, wie 
wir es gewünscht hätten. Aber dies hat doch eben 
in hohem Maße auch damit zu tun, daß die welt-
weite Tendenz zur Instabilität auch unser Land nicht 
nur nicht verschont, sondern zunehmend mit erfaßt 
hat. Dieser Sachverhalt läßt sich in zwei Zahlen 
drastisch illustrieren. Durch die Maßnahmen der 
Bundesregierung und der Notenbank wurden seit 
Anfang 1970 bis jetzt rund 24 Milliarden DM still-
gelegt; gleichzeitig aber flossen 42 Milliarden DM 
aus dem Ausland in die Bundesrepublik. Dieser 
Inflationsimport erreichte Anfang voriger Woche 
einen dramatischen Höhepunkt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Warum?) 

— Das kommt, einen Augenblick! — Die Bundes-
regierung hat daraufhin innerhalb von Stunden ge-
handelt. Ich kann mich an eine andere Regierung 
erinnern, die länger dazu gebraucht hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie hat mit Zustimmung des Zentralbankrates zu-
nächst eine Schließung der Devisenmärkte veran-
laßt. Sie hat sich damit 'den Spielraum für die jetzt 
notwendigen Maßnahmen geschaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Wenn einer der Kollegen dazwischenruft, was er 
entweder selbst verbreitet oder in der Zeitung ge-
lesen hat: Sie waren ja in London!, dann muß ich 
vor diesem Hause sagen dürfen: Dieser Entscheid 
des Bundeskanzlers und seiner Kollegen ist in der 
Nacht vom Dienstag zum Mittwoch gefallen. Darauf-
hin habe ich mit Zustimmung meiner Kollegen am 
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Mittwochmittag meine eintägige Reise nach London 
angetreten, um die Dinge durch eine Absage nicht 
weiter zu dramatisieren. Das, was zu entscheiden 
war, war in der Nacht vorher entschieden worden. 
Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, bisher — vielleicht 
hören wir ja noch anderes — habe ich in diesen 
Tagen zu wenig gehört von denen, die bei anderer 
Gelegenheit für die freie Marktwirtschaft sind und 
in dieser Situation doch offensichtlich mit dem Ge-
danken gespielt haben, anders als mit marktwirt-
schaftlichen Mitteln der Situation Herr zu werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

— Jetzt wurde dazwischengesagt: Nein. Herr Kol-
lege Müller-Hermann hat es schon vorgebracht: 
Aber § 23! Das darf man dann aber doch nicht in die-
ser für die Öffentlichkeit verwirrenden Einfachheit 
hier vorbringen. Denn von dem § 23 des Außen-
wirtschaftsgesetzes ist doch lediglich das in Nr. 7 
aufgeführte Verzinsungsverbot für Konten Gebiets-
fremder bei inländischen Banken durch Verordnung 
in Kraft gesetzt worden. Dazu waren wir, wie alle 
Kundigen wissen, immer bereit. Alle anderen Dinge, 
z. B. die Kreditaufnahme der Wirtschaft im Ausland, 
sind nach wie vor frei. 

Was nun die Spekulation angeht, Herr Kollege 
Müller-Hermann, Herr Schiller hat schon gesagt: 
Jawohl, einen Tag und eine Stunde. Mir hat es nicht 
in den Kram gepaßt, daß die Institute mit ihrem 
Gutachten am letzten Montag kamen. Aber eins 
muß ich hier zurückweisen: erstens haben Sie eine 
Verlautbarung des Bundeswirtschaftsministers falsch 
wiedergegeben. Sie haben gesagt, darin heiße es, 
es handle sich um eine nützliche Stellungnahme. In 
Wirklichkeit heißt es — ich habe die Verlautbarung 
vor mir —: „Zusammen mit dem in Kürze zu erwar-
tenden Gutachten des Sachverständigenrats wird 
die Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute helfen, die Diskussion über die 
weitere Konjunkturpolitik zu versachlichen." Das 
steht dort. 

(Abg. Dr. Barzel: Herr Bundeskanzler, le

-

sen Sie doch den Absatz 1! — Zurufe von 
der Mitte: Weiterlesen!) 

Meine Damen und Herren, von währungspolitischen 
Absichten unsererseits ist in diesem Kommuniqué 
keine Rede. Und meine Kollegen in der sozialdemo-
kratischen Fraktion — hier ist meine Äußerung vor 
dieser Fraktion zur Sprache gebracht worden — rufe 
ich miteinander zu Zeugen dafür auf, daß die Be-
hauptung unwahr ist, ich hätte dort eine außenwirt-
schaftliche Maßnahme im Laufe der Woche oder auf 
kürzere Sicht angekündigt. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Aber jetzt, Herr Kollege Müller-Hermann, gehe ich 
einen Schritt weiter. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Können Sie 
dies hier lesen?) 

Vielleicht haben Sie auch Erfahrungen mit Leuten, 
bei denen man etwas bestellt; so etwas soll es geben. 

Ich muß jedenfalls unter Berufung auf die Freiheit 
der Wissenschaft diese Institute gegen die Verdäch-
tigung in Schutz nehmen, der sie hier ausgesetzt 
worden sind. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar-
teien.) 

Sie haben ihr Gutachten nicht für die Bundesregie-
rung, sondern für die deutsche Öffentlichkeit er-
stattet. 

Die Freigabe des Wechselkurses gibt der Deut-
schen Bundesbank die Möglichkeit, weitere spekula-
tive Devisenzuflüsse zu verhindern und für einen 
Abfluß der stabilitätsgefährdenden Überliquidität 
zu sorgen. Die Bundesregierung — ich will das aus-
drücklich hinzufügen — erwartet darüber hinaus 
von der Deutschen Bundesbank, daß sie dieses In-
strument nutzt, um einen deutlichen Stabilitätseffekt 
auf den Binnenmärkten zu erzielen. Die Verbilligung 
der Einfuhren und die Dämpfung der Auslandsnach-
frage werden nach der Überzeugung nicht nur der 
Bundesregierung, sondern auch der Mehrzahl der 
unabhängigen Experten zu der dringend notwendi-
gen Beruhigung des Preisklimas beitragen. 

Wir verkennen nun nicht, meine Damen und 
Herren, daß diese harten Stabilisierungsmaßnahmen 
hier und da zu Schwierigkeiten führen können, doch 
ohne gewisse Einbußen und Neuanpassungen ist 
die Wiedergewinnung der Stabilität nicht möglich. 
Zur Dramatisierung besteht auch dabei kein Anlaß. 
Die Bundesbank ist durchaus in der Lage, das In-
strument des Wechselkurses felxibel zu handhaben, 
und auch der Bundesregierung stehen genügend In-
strumente zur Verfügung, um ein Abgleiten der 
Konjunktur über die notwendige und gewünschte 
Entspannung hinaus aufzufangen. 

Besonders schwierig — da schließe ich mich mei-
nen Vorrednern an — ist die Lage für die Landwirt-
schaft wegen der Bindung ihrer Einkommen an den 
Grünen Dollar. Ich habe in allen Äußerungen der 
letzten Tage deutlich gemacht, daß nach Ansicht der 
Bundesregierung die aus der Spekulationswelle ent-
standenen Lasten nicht -- und hier greife ich das 
Wort von Karl Schiller auf — auf die Rücken un-
serer Bauern geladen werden dürfen. Wir haben 
diesen Gesichtspunkt in Brüssel vorgetragen und 
dort ein gewisses Verständnis gefunden. Der Mi-
nisterrat hat den Grundsatz anerkannt, daß ein 
Grenzausgleich eingeführt wird, um die deutsche 
Landwirtschaft vor Störungen zu schützen. Der 
Agrrarat berät zur Stunde über Einzelheiten, und 
ich möchte hier vor dem Hohen Hause noch einmal 
dem dringenden Wunsch der Bundesregierung Aus-
druck geben, daß der  Agrarrat in Brüssel, ob er nun 
einen Tag mehr oder weniger braucht, einen Weg 
findet, der unseren Sorgen Rechnung trägt. Dabei 
gehen wir davon aus — lassen Sie mich das mit 
demselben Nachdruck hinzufügen daß der ge-
meinsame Agrarmarkt als wichtiges Bindeglied der 
europäischen Integration erhalten bleibt. 

Herr Kollege Müller-Hermann hat gemeint, ich 
hätte Kritikern unrecht getan, als ich ihnen Panik-
mache vorwarf. Nun kann man über Worte und ihre 
Zuspitzung immer streiten. Aber ich darf in aller 
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Offenheit sagen, Herr Kollege Müller-Hermann,  
auch Teile Ihrer heutigen Rede — das Wort von der  
Inflation ohne Maß, das Wort, wir setzten eine  
Währungskrise in Szene oder hätte sie in Szene  
gesetzt sind nicht nur unwahre, sondern panik-
macherische Behauptungen.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Dann ist mir wiederholt, so auch heute, vorgewor-
fen worden, ich hätte eine Vollbeschäftigungsgaran-
tie oder, wie es heute hieß, eine Vollbeschäftigungs- 
und Auslastungsgarantie ausgesprochen und damit,  
wie es an anderer Stelle hieß, ein unzweckmäßiges  
Verhalten gefördert. Erstens ist das ein Wort, das  
ich nie verwendet habe. Zweitens ist es keine  
Schande, sondern meine Pflicht, wenn ich, zumal vor  
dem Hintergrund des Jahres 1966, wiederholt daran  
erinnert habe, daß die Vollbeschäftigung eines der  
unverrückbaren Ziele des Stabilitätsgesetzes ist.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Außerdem ist und bleibt es meine Überzeugung, daß  
ein Spiel mit der Sicherheit der Arbeitsplätze ver-
werflich ist.  

Aber wir brauchten uns hier nicht auseinander

-

zureden, wir könnten uns leicht verständigen, wenn  
es darum ginge, daß die Ziele des Stabilitätsgesetzes  
gleichrangig nebeneinanderstehen.  

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das wollen  
wir! Das ist ja der Sinn!)  

Nun ist die Bemerkung des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers bezweifelt warden, daß die Oppo-
sition in starkem Maße informiert und in den Mei-
nungsbildungsprozeß der Regierung einbezogen  
worden sei.  

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das wird nicht  
bestritten! — Weiterer Zuruf von der CDU/  

CSU.)  

Ich weiß, es gibt natürlich nichts, auch auf diesem  
Gebiet nichts, was vollkommen ist. Ich will, da das  
Thema angeschnitten wurde, nur folgendes sagen:  
Bevor ich am letzten Dienstag am späten Abend, in  
der Nacht, mit den zuständigen Kabinettskollegen  
entschieden habe, daß die Devisenbörsen am näch-
sten Tag dichtgemacht werden — wir wollten mor-
gens nur noch mit dem Zentralbankrat darüber re-
den, aber in der Stunde war dann schon wieder mehr  
passiert —, hatte Herr Kollege Schiller den Vorsit-
zenden der CDU/CSU-Fraktion über unsere Über-
legungen zum damaligen Stande informiert. Am  
Freitagmorgen hatte ich selbst das Vergnügen, Herrn  
Kollegen Barzel und zwei seiner Kollegen im Bundes-
kanzleramt für eine gute Stunde zu sehen. Ich habe  
den Kollegen vor der Kabinettssitzung zusammen  
mit dem Wirtschaftsminister über den Stand der  
Dinge berichtet. Am Sonntag, als die Herren aus  
Brüssel zurück waren und einige Stunden geschlafen  
hatten, hat Herr Staatssekretär Schöllhorn am frühen  
Nachmittag Herrn Kollegen Barzel über die schwie-
rige Brüsseler Situation und die Verhandlungen von  
Samstag früh bis Sonntag früh unterrichtet. Am spä-
ten Sonntagnachmittag hat Herr Minister Ehmke in  
meinem Auftrag Herrn Kollegen Müller-Hermann  
über den Stand der Überlegungen im Kabinett zum  

binnenwirtschaftlichen Teil unterrichtet, und am spä-
ten Sonntagabend erfolgte noch einmal eine Unter-
richtung über die Beschlußfassung, wie sie sich dann  
abzeichnete.  

Nun ist gesagt worden: Das war aber keine rich-
tige Konsultation.  

(Abg. Rasner: Überhaupt keine!)  

Verehrte Kollegen, eines müßten Sie eigentlich zu-
geben: die Opposition hat viele Möglichkeiten — 
und sie nimmt diese Möglichkeiten mit gutem Recht  
wahr —, sich zu artikulieren, öffentlich oder nicht-
öffentlich. Niemand wird sagen können, daß Anre-
gungen und Vorschläge der Opposition es schwer-
gehabt hätten, den Weg zur Bundesregierung zu  
finden. Das kann man nicht behaupten.  

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Barzel: Das ist doch unerhört,  

Herr Bundeskanzler!)  

Meine Damen und Herren, ich möchte schließlich  
noch auf einen besonders wichtigen Punkt zu spre-
chen kommen. Ich sage Ihnen in vollem Ernst: diese  
Bundesregierung hat weder ihre europäischen  
Pflichten vernachlässigt noch etwa den Aufbau  
der Wirtschafts- und Währungsunion gefährdet.  
Wenn das hier und da von ausländischen Zeitungen  
vorgebracht wird, kann man das nur mit Unkennt-
nis oder anderen Unzulänglichkeiten erklären. Bei  
uns in der Bundesrepublik kann man einen solchen  
Vorwurf guten Gewissens nicht erheben.  

Die Bundesregierung hat wirklich — dafür stehe  
ich ein — alles in ihren Kräften Stehende getan, um  
zu gemeinsamen Aktionen mit ihren europäischen  
Partnern zu kommen. Dies ist leider nur teilweise  
gelungen. Ich danke Herrn Schiller und Herrn  
Scheel für die große Anstrengung in Brüssel. Es  
soll auch nicht untergehen — was wir hier sprechen,  
hören andere mit —, daß die Bundesrepublik  
Deutschland durch ihre Regierung an diesem ent-  
scheidenden Punkt ihren monetären Beistand an-
geboten hat, um zu einer gemeinschaftlichen Hal-
tung aller Sechs zu kommen. Das ist ja wohl keine  
Kleinigkeit.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Es ist nicht ganz gelungen, zu gemeinsamen  
Aktionen zu kommen. Aber wer wollte behaupten,  
wir stünden isoliert da? Steht man isoliert da, wenn  
Holland und Belgien sich konform verhalten, die  
Schweiz und Osterreich aufwerten und die  Fran-
zosen und Italiener das für uns Notwendige in einen  
Gemeinschaftsbeschluß einbinden? Wir müssen ver-
stehen, wenn es uns auch manchmal schwerfällt,  
daß andere Länder andere Interessen und andere  
stabilitätspolitische Auffassungen haben. Wir müs-
sen aber auch erwarten, daß unsere Partner Ver-
ständnis dafür aufbringen, daß außergewöhnliche  
Situationen auch bei uns außergewöhnliche Maß-
nahmen erfordern. So sieht es aus.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Erfreulicherweise haben wir dieses Verständnis  
bei den harten Verhandlungen in Brüssel gefunden,  
so daß unsere außenwirtschaftlichen Maßnahmen  
europäisch eingebunden werden konnten. Daß die  
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Brüsseler Beschlüsse gerade am 21. Jahrestag der 
Erklärung Robert Schumans gefaßt wurden, ist kein 
Zeichen der Schwäche der Gemeinschaft, wie einige 
Kommentatoren meinten, sondern zeigt im Gegen-
teil, daß diese Gemeinschaft bereits weit fortge-
schritten ist und auch schwierige Situationen mei-
stern kann und wird, ohne daß dadurch der Zusam-
menhalt erschüttert wird. 

Die Entwicklung der europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion wird durch unsere Maßnahmen 
nicht gefährdet, im Gegenteil — und ich will das 
beweisen —, die jüngste internationale Währungs-
krise hat allen Beteiligten noch einmal drastisch vor 
Augen geführt, wie dringend notwendig Fortschritte 
in Richtung auf eine gemeinsame europäische Wirt-
schafts- und Währungspolitik sind. Die Bundesregie-
rung ist und bleibt allerdings der Überzeugung, daß 
wir Europa nicht helfen, wenn wir unsere stabilitäts-
politischen Ziele preisgeben, sondern daß unser 
Ziel eine europäische Stabilitätsgemeinschaft sein 
und bleiben muß. Wenn man zu einem gesunden 
Europa kommen will, braucht man eine gesunde 
europäische Wirtschaft: 

Nun war zu hören, daß die Sachverständigenbera-
tungen über die Wirtschafts- und Währungsunion 
verzögert würden. Das wäre bedauerlich, aber nicht 
so schlimm, als wenn die Weichen falsch gestellt 
würden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Außerdem ist es nicht so. Ich habe mich nicht nur 
durch Zeitungsnotizen, sondern amtlich sachkundig 
gemacht. Es kann keine Rede — ich sage das zu 
meiner Freude von einem leeren Stuhl Frank-
reichs sein, sondern Frankreich nimmt an den für 
den nächsten Monat vorgesehenen konjunkturpoli-
tischen und sonstigen Beratungen teil. 

Ich kann dem Hohen Hause bei gleicher Gelegen-
heit auch sagen, daß die heutigen Beratungen im 
Ministerrat über die Erweiterung der Gemeinschaft 
auf einigen Gebieten gewisse sachliche Fortschritte 
gebracht haben. Ich stütze mich dabei auch auf das, 
was der englische Verhandlungsführer als seine Mei-
nung gesagt hat, und was er dazu meint, ist minde-
stens so wichtig wie das, was die Sechs dazu sagen. 

Man sollte nun also nicht, gestützt auf mißver-
ständliche Zeitungsmeldungen, auch hier noch der 
Bundesregierung etwas am Zeug flicken wollen. Die 
Dinge sind so, wie ich sie darstelle. Aber ich sage 
noch einmal: schlecht, am schlechtesten wäre es, 
wenn hier die Weichen falsch gestellt worden wären. 
Ich will nicht in der Geschichte der EWG herum-
kramen. Aber ich sage in allem Freimut, solange 
wir im Aufbau der Gemeinschaft nicht weiter sind, 
als wir sind, gilt die Berufung auf vitale Interessen 
nicht nur für andere, sondern auch für die Bundes-
republik Deutschland. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

An unserem ernsten Willen, die Wirtschafts- und 
Währungsunion zu verwirklichen, gibt es überhaupt 
keinen Zweifel. Wir haben alle unsere Partner in 
diesen Tagen dies noch einmal sehr ernst und nach-
drücklich wissen lassen. 

Es ist auch nicht einzusehen, weshalb die Wäh-
rungsfragen die Verhandlungen über die Erweite-
rung der Europäischen Gemeinschaft beeinträchtigen 
sollten. Wir hoffen sehr, daß die gegenwärtige Ver-
handlungsrunde in Brüssel zu weiteren sachlichen 
Klärungen führen wird. Unseren Beitrag haben wir 
in vielfältigen vorbereitenden Gesprächen geleistet. 
Ich hoffe auch, daß die bevorstehende Begegnung 
zwischen Präsident Pompidou und Premierminister 
Heath dieser wichtigen Sache dienlich sein wird. 
Diese Regierung und, ich glaube, die überwältigende 
Mehrheit dieses Hauses sind der Meinung, daß 
Westeuropa England braucht und daß die Zeit reif 
ist, und zwar noch in diesem Sommer, die dazu not-
wendigen Entscheidungen zu fällen. Dies ist wirt-
schaftlich vernünftig und politisch notwendig, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dann wird sich zeigen, daß die Europäische Gemein-
schaft über manche Schwierigkeiten hinweg doch 
zu einem Rahmen wird, in dem Wachstum und ange-
messene Stabilität verwirklicht werden können. 

Aber ich bleibe dabei, daß es nationaler Verant-
wortung und europäischem Realismus entspricht, 
wenn wir alles tun, um das eigene Haus in Ord-
nung zu halten. Der nächste Schritt heißt also: Sta-
bilität in der Bundesrepublik Deutschland ist not-
wendig auch wegen der Stabilität im westlichen 
Europa. 

(Sehr richtig! und Sehr gut! bei der CDU/ 
CSU.) 

Deshalb mußten wir die D-Mark aus dem internatio-
nalen Inflationsgeleitzug in diesem Augenblick für 
einige Zeit lösen, zum Nutzen der Stabilität in die-
sem Lande und langfristig zum Nutzen Europas. 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei den Re-
gierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. Für ihn sind 45 Minuten 
angesagt. 

Dr.  Barzel (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und meine Herren! Erlauben Sie mir zu-
nächst, Herr Bundeskanzler, darauf hinzuweisen, 
daß Sie sich offensichtlich von dem Wort „Panik

-

machen" nicht lösen können. Sie haben es meinem 
Kollegen Müller-Hermann soeben vorgeworfen. 
Damit haben Sie einen großen Teil dessen, was Sie 
sonst zur Sache gesagt haben wir haben Ihnen an 
einigen Stellen Beifall gegeben —, entwertet. Ich 
glaube, dies war, Herr Bundeskanzler, eine Ent-
gleisung, 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

und wer soll nach dieser Entgleisung glauben, daß 
Sie wirklich mit uns den Dialog und die Zusammen-
arbeit suchen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Anhaltende 
Unruhe bei der SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat zu Beginn gesagt: 
Niemand solle bestreiten, daß die Regierung gehan-
delt habe. Das tun wir nicht. Wir sagen nur: zu spät 
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.l und nur zum Teil richtig. Die Debatte wird dies im 
einzelnen ergeben, soweit sie es nicht schon ergeben 
hat. Sie sollten, Herr Bundeskanzler, glaube ich, 
andererseits nicht bestreiten, daß es Vorschläge von 
uns gab und gibt, und zum zweiten, daß Konsul-
tation und Kooperation nicht zustande gekommen 
sind. Das sollten Sie auch nicht durch andere hier 
bestreiten lassen. 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, ja zur Tarifauto-
nomie gesagt haben, so stimmen wir dem zu. Das ist 
eine offene Tür, die Sie bei uns einrennen; das wis-
sen Sie. Wir, diese Opposition, stimmen ausdrück-
lich dem Appell zu, den Sie an die beiden Sozial-
partner von dieser Stelle aus gerichtet haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

so daß an dem wichtigsten Punkt der binnenwirt-
schaftlichen Probleme die von Ihnen immer nur 
global angesprochenen gesellschaftlichen Gruppen 
wissen müssen, daß dieser Appell des Kanzlers das 
ganze Haus hinter sich hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Nur, Herr Bundeskanzler, dies Ganze wäre natür-
lich noch besser und noch glaubhafter, wenn Sie 
präzise zwei Dinge hinzugefügt hätten, wenn Sie 
nämlich gesagt hätten, daß eine der Hauptursachen 
der hausgemachten Inflation hier der Nachholbedarf 
an Produktivität ist, und wenn Sie zum zweiten auch 
in der Haushaltspolitik von Ihrer Richtlinienkompe-
tenz Gebrauch gemacht und hier eine Mitteilung 
über den realistischen Vollzug mittelfristiger 
Finanzplanung gemacht hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann, glaube ich, hätten Sie eine andere Position 
im Gespräch mit den Sozialpartnern. 

Der Text kam uns ein bißchen bekannt vor, als 
der Bundeskanzler von den Sorgen hinsichtlich der 
Kosteninflation, hinsichtlich der Sparer und hin-
sichtlich der Rentner sprach. Ich möchte ausdrücklich 
sagen, daß wir diese Sorgen teilen, und zwar nicht 
erst seit dieser Stunde. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Nur: Solange wir davon sprachen, haben wir 
Spott und Hohn geerntet und waren die „Panik

-

macher" — nach Ihren Worten, Herr Bundeskanzler. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben gesagt — wir haben das so nie be-
hauptet —, die Bundesregierung mache die Preise 
nicht. Aber Sie wollen doch sicherlich nicht bestrei-
ten, daß sie auf die ökonomischen Abläufe Einfluß 
hat. 

(Abg. Lücke [Bensberg] : Sehr richtig!) 

Sonst hätten Sie jetzt nicht diese Maßnahmen mit 
der Preisbildung von übermorgen begründet. Herr 
Bundeskanzler, Sie können doch nicht vergessen 
machen, daß in Ihrer Bundesregierung Damen und 
Herren sitzen, die damals, als sie noch in der Oppo-
sition waren — wir wollen den Zettelkasten gar 
nicht aufmachen —, für jede geringfügige Preis-
steigerung allein die Regierung verantwortlich ge-
macht haben. Schlimmer ist noch, daß Sie einen 
Bundeswirtschaftsminister haben, der die Theorie 

verkündet hat, er habe eine Politik und kenne Maß-
nahmen, um Preissteigerungen von 3 % in einem 
Jahr auf 2 5 im nächsten Jahr zu senken und sie 
dann für alle Zeiten bei 1 % zu halten. Das, meine 
Damen und Herren, können Sie nicht bestreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Nun möchte ich gern zu einem Punkt kommen, 
der für die Europapolitik sehr wichtig ist; es war 
der vorletzte Ihrer Einlassung, Herr Bundeskanzler. 
Dieses Haus sollte über die französische und die 
europäische Position in Sachen Wirtschafts- und 
Währungsunion wirklich Klarheit erhalten. Mein 
Kollege Müller-Hermann hat dies zur Sprache ge-
bracht, und er hat sich dabei völlig korrekt auf den 
heutigen „Nachrichtenspiegel I" der Bundesregie-
rung gestützt. Darin war heute morgen zu lesen: 

Frankreich hat am Montag überraschend seine 
Mitarbeit beim Aufbau der Wirtschafts- und 
Währungsunion aufgekündigt, bis alle EWG-
Länder wieder zu festen Wechselkursen zurück-
gekehrt sind. 

(Abg. Leicht: Also nicht irgendeine Zei-
tung!) 

Derselben Meldung ist zu entnehmen, daß der Bun-
desaußenminister, dessen Worte vom „glücklichen 
Tag", das er in Warschau gesprochen hat, wir noch 
in Erinnerung haben, sofort erklärt hat: „Ich messe 
dieser Erklärung keine besondere politische Be-
deutung bei." 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich hätte ihn gern danach 
gefragt; aber er ist nicht hier. 

Was ist nun wirklich geschehen, Herr Bundes-
kanzler? Sie haben soeben eine Mitteilung gemacht, 
die das Ganze wohl entdramatisieren sollte. Sie 
haben das gleiche heute morgen gesagt. Auf dem 
Bogen der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
heißt es über ihre heutige Rede: 

Meldungen, nach denen Frankreich seine Mit-
arbeit in den Gremien eingestellt habe, die die 
Wirtschafts- und Währungsunion vorbereiten, 
bezeichnete der Bundeskanzler als falsch. 

Damit haben Sie, Herr Bundeskanzler, etwas demen-
tiert, was im „Nachrichtenspiegel" gar nicht stand, 
und das haben Sie auch vorhin getan. Der franzö-
sische Finanzminister hat nämlich — wir haben uns 
nach Ihrer Erklärung bei zwei Stellen vergewissert 
— noch einmal verbindlich erklärt, die französischen 
Experten würden so lange ihre Tätigkeit einstellen, 
wie es keine feste Parität gebe. Das ist die Erklä-
rung Frankreichs. Ihr Dementi betrifft offensichtlich 
einen ganz anderen Vorgang. Inzwischen liegt eine 
entsprechende Meldung der Deutschen Presseagen-
tur aus Paris vor. Ich bekam sie, kurz bevor ich hier 
das Wort ergriff. Sehen Sie,  Herr  Bundeskanzler, das 
ist die Realität. 

Wie haben Sie nun eigentlich die Fragen beant-
wortet, die Herr Müller-Hermann hier gestellt hat? 
Was ist wirklich in Brüssel verabredet worden? 

(Abg. Rösing: Genau das ist die Frage!) 
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Ist in Brüssel, wie es in Ziffer i heißt, verabredet 
worden, daß man zu den alten Paritäten zurück-
kehren wird? Wie soll das nach der Freigabe der 
Wechselkurse erreicht werden? Wird es dann nicht 
eine zweite Spekulationswelle geben? Was ist wirk-
lich verabredet worden? Diese Frage ist nicht be-
antwortet worden. Dieses Haus sollte darauf eigent-
lich eine Antwort bekommen. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben auch noch einmal 
die Frage Information und Konsultation aufgegrif-
fen und einige der Termine genannt. Nachdem Sie 
hier aus diesen Vorgängen berichten, werde ich 
sicherlich niemandem der Beteiligten zu nahe tre-
ten, wenn ich folgendes mitteile: Bei dem Gespräch 
von einer Stunde hei Ihnen am Freitag, von dem 
bekannt ist, wie die Zeitläufe gewesen sind   
10 Minuten der Herr Bundeskanzler, was sehr 
wichtig war, denn es war seine Richtlinie; und 
49 Minuten der Herr Bundeswirtschaftsminister, was 
sehr interessant und informativ war —, haben wir 
gesagt: Wann können wir eigentlich wenigstens 
kritische Fragen stellen oder unsere Überlegungen 
vortragen? Darauf haben Sie gesagt, Herr Bundes-
kanzler: Dann müssen wir uns wohl noch einmal 
treffen; ich schlage morgen vor. 

So war das, Herr Bundeskanzler. Nun kann man 
doch aus diesem Vorgang, da Sie das doch selbst so 
gesagt haben, nicht das Gegenteil darstellen. Diese 
Einlassung vom Freitag dementiert sowohl die Rede, 
die hierzu der Kollege Schiller gehalten hat, wie die 
Behauptungen, die andere hier aufgestellt haben. 

Wenn Sie das Gespräch in die Debatte einbezie-
hen, was ich bedaure, weil es darum ging es muß 
ja in diesem Hause, das wissen Sie alle, hin und 
her ein paar Sachen geben, die es nicht gibt: es 
muß Kontakte zwischen Kollegen geben können, 
über die nicht geredet wird, sonst kann es — — 

(Abg. Dr. Tamblé: Aber Sie machen es 
einem verdammt schwer!) 

— Ob Sie, Herr Kollege, den Vorwurf aufrecht-
erhalten, wenn Sie das hören, was ich jetzt sage? 
Der Herr Bundeskanzler hat eben mitgeteilt, daß es 
Kontakte mit Herrn Schiller gab. Natürlich, Richard 
Stücklen war dabei. Wir haben gesagt: wir sind 
bereit, unsere Überlegungen in einem Gespräch 
beim Kanzler in Anwesenheit des Bundesbank-
präsidenten vorzutragen; und haben gefragt, ob 
wir von den Informationen, die Herr Schiller uns 
beiden gab, Kollegen gegenüber Gebrauch machen 
dürften. Es wurde die Bitte geäußert, wir sollten 
das geheimhalten. Das haben wir auch getan. Nur: 
Dann komme ich nach Hause und höre die Spät-
ausgabe der Fernsehnachrichten mit der Mitteilung, 
der Bundeskanzler habe angekündigt, noch in dieser 
Woche werde er außenwirtschaftliche Maßnahmen 
treffen. Das sind die Realitäten. Ich glaube, Herr 
Tamblé, jetzt werden Sie Ihren Zuruf nicht mehr 
machen. 

Wir haben alle — darauf braucht uns keiner an-
zusprechen — Verantwortung für die Stabilität des 
Geldes und die Sicherheit der Arbeitsplätze. Wenn 
der Bundeswirtschaftsminister von der „befreienden 
Tat" gesprochen hat, so ist darauf geantwortet 

worden. Ich möchte aber daran erinnern, Herr Kol-
lege Schiller, daß es zwei gute Sprichworte gibt, die 
mir hierzu einfallen. Das eine heißt: „Von nichts 
zu viel", und das andere heißt: „Es ist nie zu spät". 
Deshalb möchte ich jetzt für unsere Fraktion zu-
nächst folgendes erklären: 

Das Verhalten der Bundesregierung in den letzten 
eineinhalb Jahren, vor allem in den letzten Mo-
naten und Wochen, hat sowohl für Europa wie für 
die Binnenwirtschaft ungünstige Fakten geschaffen. 
Europa ist geschwächt. Im Innern hat sich der Ziel-
konflikt der Wirtschaftspolitik zwischen Preis-
stabilisierung und Vollbeschäftigung weiter ver-
schärft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Auf diesem Hintergrund und unter der Voraus-
setzung, daß die Bundesregierung, wie in Brüssel 
offenbar beschlossen und vom Bundesaußenminister 
gestern erneut in Brüssel zugesagt, zur alten Parität 
zurückkehrt, fordern wir die Bundesregierung auf: 
erstens den Bauern in der Zwischenzeit den vollen 
Einkommensausgleich sicherzustellen — wir weisen 
darauf hin, daß hier noch alte Probleme unerledigt 
sind —; 

(Zuruf von der SPD: Parteienfinanzierung!) 

zweitens die inflatorischen Staatsausgaben nach 
einer klaren Prioritätenskala und in Abstimmung 
mit der Kreditpolitik der Deutschen Bundesbank zu 
drosseln; drittens ein seriöses Reformprogramm in 
Gestalt einer volkswirtschaftlich realistischen mittel-
fristigen Finanzplanung vorzulegen; viertens un

-

verzüglich eine konzertierte Aktion auf der Grund-
lage der Entschlossenheit der Bundesregierung an-
zustreben, die Stabilität im Innern wiederherzu-
stellen, und fünftens energische Anstrengungen auf 
dem Weg zu einer europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion, begleitet von einem Stufenplan 
zum Entstehen einer politischen Gemeinschaft Euro-
pas, zu unternehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das ist aber originell! — Zuruf des Abg. 

Dr. Apel.) 

— Es kommt noch mehr, Herr Kollege Apel! 

(Abg. Dr. Apel: Dann bin ich beruhigt!) 

Die Erklärungen, die der Bundeswirtschaftsmini-
ster und der Bundeskanzler hier abgegeben haben, 
waren nicht nur unvollständig, weil die Agrarent-
scheidungen bisher in der Luft hängen. Je nachdem, 
wie diese Entscheidungen fallen werden, wird unser 
Blick auf Europa, auf die Bundesfinanzen oder auf 
beides noch trostloser sein. Herr Bundeskanzler, wir 
gehen davon aus, daß diese Opposition keinen An-
laß schaffen muß, um noch in dieser Woche in die-
sem Hause auch die agrarpolitischen Beschlüsse zu 
diskutieren. Wir gehen davon aus, daß Sie selbst 
diesen Anlaß unverzüglich schaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Bericht ist aber auch unvollständig — und 
wir meinen, beide Erklärungen werden der Lage 
nicht gerecht —, weil immer noch beschönigt wird, 
weil es immer noch an der klaren Analyse fehlt, an 
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dem Dartun der Konsequenz aus Analyse, Maß-
nahme und Ziel. 

Herr Bundeskanzler, ich weiß eigentlich nicht, aus 
welchen Gründen Sie schon wieder ausgerechnet den 
Tag dieser Debatte benutzen, um weiter Unsicher-
heit zu schaffen. Wenn ausgerechnet heute die Kom-
misson Ihrer Partei die Vorschläge zur Steuerreform 
vorlegt und das mit der Überschrift versehen wird: 
„Die Steuerreformkommission beim SPD-Parteivor-
stand wird voraussichtlich vorschlagen, im Zuge der 
Steuerreform das Gesamtsteueraufkommen zu er-
höhen", dann schafft dies doch nicht Sicherheit und 
Klarheit, sondern produziert erneut Unsicherheit, 
und dies gerade am heutigen Tage! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, heute vor Ihrer 
Fraktion erklären — ich zitiere es wieder nach dem 
eigenen Papier —, die Bundesregierung habe ihre 
Reformvorhaben nicht aufgegeben — wem wollen 
Sie dann eigentlich erzählen, daß alle Ihre Verspre-
chungen wirtschaftlich vernünftig und finanziell ab-
gesichert sind? Das glaubt doch kein Mensch! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das produziert doch Unsicherheit. 

Damit, Herr Bundeskanzler, ist diese Debatte 
heute wieder an dem Punkt, der sich wie ein roter 
Faden durch die innenpolitische Kontroverse in die-
sem Bundestag zieht. Das Thema heißt im Grunde: 
Stabilität als die Voraussetzung solider Reformen. 
Dies  und das europäische Problem sind die Fragen, 
um die es wirklich geht. Die Währungsfrage steht 
auch zur Debatte, aber sie ist doch nicht der Mittel-
punkt dieses Problems; sie gehört dazu, aber sie 
ist keinewegs der Kern. 

Hier müssen wir daran erinnern, daß dies eben 
von Anfang an so ging. Ob Sie, Herr Bundeskanzler, 
jetzt temperamentvoll reagieren oder nicht, Sie kön-
nen nicht leugnen, daß wir Ihnen vor Ihrem Auf-
wertungsbeschluß vom Oktober 1969 nahegelegt 
haben, ein binnenwirtschaftliches Programm der 
Preisstabilisierung, der dauerhaften Absicherung der 
Agrarprobleme, der dauerhaften Lösung der Wäh-
rungsprobleme und der sparsamsten Haushaltsfüh-
rung vorzulegen. 

Dies können Sie ebensowenig leugnen wie die 
Tatsache, daß Ihre Regierungserklärung vom 28. Ok-
tober in allem genau das Gegenteil tat. Inzwischen 
hat Herr Kollege Wehner dies ja auch eingesehen 
und öffentlich als „Kinderkrankheiten" bezeichnet. 
Wir haben Sie in der ersten Debatte zu Ihrer Regie-
rungserklärung, am 29. Oktober 1969, gefragt 
leider haben wir keine Antwort bekommen —, auf 
welche Zahlen, Analysen und Zielvorstellungen sich 
Ihre Versprechungen gründen. Wir haben Sie ge-
fragt, ob es nicht besser wäre, die Anstrengungen 
zu fordern, die wir machen müßten, wenn wir ein 
modernes Land bleiben wollten. Wir haben uns ge-
gen die Steuersenkungen ausgesprochen, und wir, 
die Opposition, haben schon damals vom steigenden 
Finanzbedarf gesprochen. Sie gingen über alles dies 
hinweg. Herr Müller-Hermann hat darauf hinge-
wiesen, und wir könnten die Kette fortsetzen. Als 

dann eine muntere Drauflosgesetzgebung hier aus-
zubrechen drohte, haben wir am 26. November 1969 
den Beschluß erzwungen, alles — mit drei Ausnah-
men —, wie Sie sich erinnern, bis zur Vorlage einer 
mittelfristigen Finanzplanung zurückzustellen. 

Ich habe hier für die Kollegen der Koalition, die 
das im einzelnen studieren wollen, 14 Anträge 
allein zum Haushalt mit unseren Vorschlägen aus 
den  Jahren 1970 und 1971 mitgebracht, ,die sämtlich 
abgelehnt worden sind. Wer also fragt, welche Vor-
schläge wir bisher gemacht hätten, dem steht dies 
zur Verfügung. Herr Kollege Apel, vielleicht darf 
ich es Ihnen dalassen, weil Sie wohl bald hier spre-
chen werden. 

Unsere späteren Vorschläge gingen dahin, die 
Bundesbank nicht allein zu lassen, weil die hohen 
Zinsen im Inland die Kosten steigern. Sehen Sie sich 
die Zahlen der Preissteigerungen im Straßenbau, im 
Wohnungsbau und im Hochbau doch an, die  Sie, 

 Herr Bundeskanzler, nicht mit der Erklärung baga-
tellisieren können, die Kollege Müller-Hermann 
mit Recht kritisiert hat! Sehen Sie sich an, daß diese 
hohen Zinsen natürlich das Auslandsgeld anlocken! 
Alles wurde in den Wind geschlagen. 

Herr Bundeskanzler. Sie erinnern sich doch, daß 
es im Ersten Fernsehen eine Sendung „Ein Jahr 
Koalition und ein Jahr Opposition" gab. Da wurden 
Fragen gestellt. Ich bekam dieselben wie Sie, und 
eine hieß: Was würden Sie jetzt ökonomisch tun? 
Ich habe gesagt: zuallererst mit der Bundesbank 
sprechen, damit aus den Gründen der Kosteninfla-
tion und den Gründen des hereinströmenden Geldes 
eine abgestimmte Fiskal- und Geldpolitik möglich 
wird. Dies können Sie doch alles nicht leugnen. 
Aber wir wurden damals wie jetzt auch abgekan-
zelt. 

Dann haben wir vorgeschlagen, das Stabilitäts-
gesetz anzuwenden und die Konzertierte Aktion 
wirklich in Bewegung zu setzen. Alles dies wurde 
überhört. Es wurde überhört, als wir im Frühjahr 
und im Sommer sagten: es hat keinen Zweck, die 
Kaufkraft allein bei den Privaten abzuschöpfen; hier 
muß eine entsprechende Fiskalpolitik gemacht wer-
den. Im Februar, zum Teil noch im März, vor weni-
gen Monaten, wurden die Anträge abgelehnt, die 
das zum Inhalt hatten, was die Bundesregierung 
jetzt zum Teil tun muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Sachverständigenrat sagte am 6. Mai, daß der 
Haushalt 1971 so sind seine Worte keineswegs 
konjunkturneutral sei. Sie haben die Aufteilung in 
Kernhaushalt und Eventualhaushalt abgelehnt. Das 
alles, meine Damen und Herren, können Sie doch 
nicht vergessen machen. 

Als wir dann Ende April die alarmierenden Er-
gebnisse dieser Politik auf den Tisch legten und 
uns nicht an Wünschen, sondern an Tatsachen orien-
tierten und als wir Sie zum Handeln nach dem Sta-
bilitätsgesetz aufforderten und als wir unsere Be-
reitschaft erklärten, dann auch mitzuwirken, weil 
es die Stunde der Not erfordere, und uns dem nicht 
zu verschließen, da war die Antwort: „Panikmache". 
Das Bundespresseamt gab noch am 20. April eine 
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Verniedlichung der Wahrheit heraus mit einer Bro-
schüre zur Beschönigung, in der es hieß, wir befän-
den uns international in einer „beneidenswerten 
Position". Sie, Herr Bundeskanzler, haben noch am 
9. März Ähnliches gesagt, als Sie im Fernsehen er-
klärten, die Preissteigerungen seien anderswo 
höher. Auch das stimmt ja so gar nicht. Wir bestrei-
ten nicht, daß wir im Jahre 1970 bei den Lebens-
haltungskosten geringfügig besser lagen als andere 
Länder. Inzwischen ist das anders. Und Sie können 
nicht bestreiten, daß die Preissteigerungen 1970, 
am gesamten Bruttosozialprodukt gemessen, 7,4 % 
betrugen und damit in der Spitzengruppe liegen. 
Das können Sie doch nicht bestreiten, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich nehme an, inzwischen bestreiten Sie es auch 
nicht. Sonst hätten Sie ja hier nicht inzwischen Re-
den gehalten, wie wir sie seit Wochen halten und 
wie sie früher hier durch Sie verketzert wurden. 

Ich möchte noch ein anderes in die Debatte ein-
führen und gerne mit Genehmigung des Präsidenten 
ein Zitat des Bundeswirtschaftsministers bringen, 
weil er, so glaube ich aus unserem Überblick, eigent-
lich der erste war — Herr Kollege Wehner damals 
übrigens auch —, der von seiten der Koalition den 
Ernst der Lage auch öffentlich einzugestehen be-
gann. Der Bundeswirtschaftsminister 
erklärte am 27. April das sollte in diesem Proto

-

koll stehen — : 

Stabilität in der FWG und in der Bunderepublik 
können wir nur erreichen, indem wir sowohl 
die hausgemachten Preis- und Kostensteigerun-
gen bekämpfen und indem wir die neu in Er-
scheinung tretenden Störungen, die von außen 
kommen, die Liquiditätszuflüsse, die unsere 
Geldmenge erweitern, indem wir dagegen et-
was tun auf diese oder jene Weise. 

Zusatzfrage des Fernsehens: Was können wir ge-
gen die hausgemachten Preisauftriebe tun? Antwort 
des Wirtschaftsministers Schiller: 

Nun, da gilt unser Katalog: eine sparsame Aus-
gabenpolitik der öffentlichen Hände, mehr 
Steuern, die einlaufen werden, durch die Preis-
steigerungen nämlich, sollen der Schulden-
tilgung dienen und nicht für neue, weitere Aus-
gaben verwendet werden und vor allen Dingen 
eine sehr harte, drastische Konsolidierung der 

 mittelfristigen Finanzplanung für Bund, Länder 
und Gemeinden von 1972 bis 1975. 

(Abg. Leicht: Bravo! Bravo!) 

Wir haben, Herr Bundeskanzler, am 30. April in 
einer öffentlichen Erklärung diese Analyse und diese 
Maßnahmen als auf der richtigen Linie liegend be-
zeichnet. Wir haben — Sie können dies unschwer 
in den Zeitungen vom 3., 4. und 5. Mai nachlesen 
ähnliche Forderungen erhoben. Ich habe hier die 
dpa-Meldungen z. B. über Bad Pyrmont, die ich Ihnen 
nicht vorlesen will. Nur, meine Damen und Herren, 
bei dem, was Kollege Schiller hier gefordert hat, 
fehlt der Punkt, den er als „dastisch" bezeichnet,  

vollständig, — nämlich die realistische mittelfristige 
Finanzplanung. 

(Abg. Dr. Apel: Wie oft muß man Ihnen das 
noch sagen, daß dies im Herbst geschieht?) 

Solange Sie dies, meine Damen und Herren, nicht 
ganz auf den Tisch legen, solange Sie in Sachen Ver-
sprechenskatalog der Bundesregierung nicht han-
deln, wird Ihnen niemand abnehmen, daß dieses 
Programm rund, daß es ganz ist und daß es am 
Schluß so gemeint ist, wie es hier dargestellt wor-
den ist. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, man kann 
die ganze Entwicklung nicht besser darstellen --
und dies gehört in diese Debatte —, als sie in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 10. Mai 1971 
dargestellt worden ist, einer Zeitung, die bekannt-
lich bei der letzten Wechselkursdiskussion wie in 
Sachen Marktwirtschaft eine ganz klare Position 
hatte. Sie schreibt: 

Dieser ... Akt 

— gemeint ist die außenwirtschaftliche Maßnahme — 
kann als Notwehr unausweichlich werden ... 
Wenn er aber an jeder zweiten konjunkturellen 
Wegbiegung angewendet werden soll, weil man 
einer hausgemachten Inflation nicht mehr 
Herr wird, wenn man ein halbes Jahr lang die 
Konjunkturzügel schleifen läßt, wie der Bun-
deskanzler bis zum Juli 1970, wenn in dieser 
Zeit die ganze Bremslast ausschließlich bei der 
Bundesbank liegt und diese mit höchsten Dis-
kontsätzen Auslandsgeld geradezu ins Land 
locken muß, 

(Abg. Haase [Kassel] : Das ist es!) 

wenn schließlich halben Herzens mit steuer-
lichen Mitteln gebremst und fiskalisch anschlie-
ßend sogleich wieder Gas gegeben wird: wenn 
dies geschieht, wird man von den Nachbarn 
kein Verständnis für den integrationsfeindlichen 
Alleingang finden. 

Das, meine Damen und Herren, ist eine Meinung, 
die jedermann ernst nehmen sollte. 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, hier auftreten 
und wirklich ein Programm vorschlagen, dann müs-
sen Sie doch den Mut zu einer Diagnose der Wahr-
heit haben, dann können Sie nicht daran vorbei-
gehen, daß die Inflationsrate dabei ist, stärker zu 
steigen als der Spareckzins und der Zuwachs der 
Renten, 

(Abg. Haase [Kassel] : Sehr richtig!) 

dann können Sie hier nicht verschweigen, daß Ihre 
Regierung unter Reform-Versprechen angetreten ist 
und nun mit mehr Geld weniger Straßen und Schu-
len bauen kann, dann können Sie nicht verschwei-
gen, daß Investitionen zurückgestellt werden und 
daß auf diese Weise sicherlich weder die Vollbe-
schäftigung noch die Modernität morgen zu sichern 
ist. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, ich glaube, wir alle sollten es 
ganz ernst nehmen, wenn in der Hauptversammlung 
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der Thyssenhütte am 27. April 1971, also vor kur-
zem, Herr Dr. Sohl erklärte -- ich zitiere einen 
Satz —: 

Industrieausrüstungen haben sich außerordent-
lich stark verteuert. So war die 1 Milliarde DM, 
die wir in der Thyssen-Gruppe 1969/70 für 
unsere Investitionen ausgegeben haben, in tat-
sächlichen Zugängen von Maschinen, Ausrüstun-
gen und Gebäuden gemessen, also real in Prei-
sen des Vorjahres gerechnet, lediglich 800 Mil-
lionen DM wert. Das entspricht einer Preisstei-
gerung von 25 % im Verlauf von nur einem 
Jahr. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das ist das Zitat; daran können Sie doch nicht vor-
beigehen, Herr Bundeskanzler. 

(Abg. Rösing: Hört! Hört! — Abg. Dr. 
Tamblé: Glauben Sie alles, was da gesagt 

wird?) 

— Dies glaube ich Wort für Wort; denn dies ist ein 
Mann, dessen Rang in der internationalen Industrie 
und dessen Sachverstand und Unabhängigkeit nie-
mand bestreitet, mit Ausnahme dieses Zwischen-
rufers. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler, Sie müssen eine Antwort 
darauf geben, daß die Städte, die Gemeinden und die 
Kreise — ich bin jetzt sehr vorsichtig — am Rande 
ihrer finanziellen Möglichkeiten angekommen sind. 
Die 2,5 Milliarden DM, die seit der Finanzverfas-
sungsreform der Großen Koalition den Kommunen 
zusätzlich zugewendet worden sind, sind allein von 
der Steigerung der Kosten im Hochbau verzehrt 
worden. Das ist die Lage, und das alles gehört hier 
auf den Tisch, wenn Sie wirklich Remedur schaffen 
wollen, Herr Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir hätten Ihnen gerne gesagt, wenn Sie uns 
Gelegenheit dazu gegeben hätten, wo wir die Ur-
sachen sehen. Die Analyse muß zuerst einmal stim-
men, sonst stimmt nachher die Therapie nicht. Dann 
hätten wir Ihnen gesagt, daß wir drei Krankheits-
ursachen sehen: 

Die erste ist die Spanne zwischen Lohnsteigerung 
und Produktivitätssteigerung. Wenn wir 1970 in der 
Produktivität bei etwas über 3 % und in der Lohn-
steigerung bei 14 % sind, dann ist das eine Zahl, die 
jedermann ernst nehmen muß und die nicht dafür 
spricht, daß es Ihrer Regierung gelungen ist, die 
Politik der Konzertierten Aktion erfolgreich durch-
zuführen. Ich sage dies und erinnere noch einmal an 
die Zustimmung, die wir zu der Passage Ihrer Rede, 
die Sie eben nannten, gegeben haben, mit dein zwei-
ten Hinweis. 

Der zweite Punkt, Herr Bundeskanzler — und dar-
an kommen Sie doch nicht vorbei —: Ihr Wirtschafts-
minister hat an dieser Stelle im April des Jahres 
1965 eine Theorie gebracht, die wir sehr interessant 
und richtig finden, die Theorie über die „inflatio-
näre Lücke". 

(Abg. Leicht: Sehr gut!) 

Er hat gesagt, die inflationäre Lücke, d. h. die Stei-
gerung der Kosten und der Preise, käme dann zu-
stande, wenn die Bundesausgaben mehr stiegen als 
der reale Zuwachs des Bruttosozialprodukts. Wie 
waren die Zahlen 1970? Realer Zuwachs 4,9 %, Aus-
gabensteigerung des Bundes 12 0/o. Da haben Sie, 
Herr Kollege Schiller, Ihre „inflationäre Lücke", und 
Sie sollten dem Bundeskanzler diese Theorie nahe

-

bringen, damit er nicht länger hier mit dem nomi-
nalen Zuwachs des Bruttosozialprodukts arbeitet und 
die — durch die auf 1969 vorfinanzierten Dinge — 
manipulierten Zahlen der Ausgabensteigerung des 
Bundes hier in einzelnen vorträgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So vermissen wir eben in beiden Erklärungen der 
Regierung irgendeinen Hinweis darauf, daß Sie 
wenigstens den Versuch machen wollen, 1971 und 
in den folgenden Jahren diese „inflationäre Lücke" 
zu vermeiden und die Spanne zusammenzudrücken, 
um sich in der Nähe des realen Zuwachses des 
Bruttosozialprodukts zu orientieren. Davon haben 
wir weder in Worten noch in Taten etwas gehört. 

Der dritte Punkt — so hätten wir Ihnen gesagt, 
Herr Bundeskanzler — betrifft Auslandsgeld und 
Spekulation. Ich muß dies sagen, weil Sie mich hier 
eben angegriffen haben, ähnlich wie Herr Kollege 
Junghans. Herr Bundeskanzler, wir haben immer 
gesagt und werden dies nie leugnen, daß hier ein 
Problem ist. Wir haben immer gesagt, wir schließen 
außenwirtschaftliche Maßnahmen als Notwendigkeit 
eines Anti-Inflations-Programms nicht aus. Aber 
auch hierzu geben Sie, Herr Bundeskanzler, ein 
schiefes Bild. Wenn Sie in Ihrer Ansprache im deut-
schen Fernsehen sagen, Sie seien nicht für den 
Dollarzustrom verantwortlich, dann ist dies wieder 
nur zum Teil richtig. Niemand in diesem Hause 
wird Sie für den Dollar und für die ökonomische 
Politik der USA verantwortlich machen. Aber manch 
einer hätte mindestens die Frage gestellt — und so 
hätten wir Sie gern gefragt —, ob dies nicht ein 
Anlaß wäre, auf höchster politischer Ebene mit den 
USA ein Gespräch über die Zinshöhe in den USA 
zu führen, und ob dies nicht ein politischer Anlaß 
sein könnte, die schwebenden Verhandlungen über 
den Ausgleich der Kosten und Belastungen durch 
die Truppen der USA in diesem Augenblick ein 
bißchen zu beschleunigen. Diese Frage hätten wir 
Ihnen gern gestellt und die Antwort gegeben. Die 
Bundesregierung kann nicht leugnen, Herr Bundes-
kanzler — und Herr Müller-Hermann hat dies 
dargetan —, daß Sie von einem Markt zum Handeln 
gezwungen wurden, den Sie selbst in Bewegung 
gesetzt haben. Wenn Sie hierfür ein Zeugnis brau-
chen, nehmen Sie die „Neue Zürcher Zeitung", die 
Ihnen erklärt — — 

(Abg. Dr. Apel: Wieder eine Zeitung!) 
— Das ist sehr wichtig, die Solidarität der Schweiz 
ist ein wichtiger Punkt, Herr Apel. 

„Die mittelbare Ursache" — so heißt es dort —
„für den Ausbruch der Krise ist indessen in den 
unbekümmerten, oft geradezu unverantwortlichen 
Äußerungen maßgebender deutscher Stellen über 
die Währungsfrage zu suchen." Soweit dieses Zitat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 
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Herr Bundeskanzler, über die Hochzinspolitik 

und deren Folgen haben wir gesprochen. Ich muß 
nun  aber zu einem Vorgang kommen, den Sie 
bedauerlicherweise versuchten auf die Schultern 
Ihrer Fraktionskollegen abzuladen, indem Sie aus 
der Pressemitteilung Ihrer Regierung einen Satz 
vorlasen, den ich nicht bestreite. Diese Erklärung 
wurde an dem Montag abgegeben, an dem auch 
das Gutachten veröffentlicht wurde, in dem nicht 
nur die Freigabe der Wechselkurse, sondern auch 
das Hinweggehen über eine vertragliche europä-
ische Verpflichtung empfohlen wurde. 

(Abg. Lücke: Das war ja der ganze 
Skandal!) 

Der erste Satz dieser Pressemitteilung lautet: „Der 
Bundesminister für Wirtschaft betrachtet die heute 
der Öffentlichkeit vorgelegte Gemeinschaftsdiagnose 
der Wirtschaftsforschungsinstitute als nützlichen 
Beitrag zur weiteren Meinungsbildung über die 
konjunkurelle Lage." 

(Zuruf von der SPD: Na und!) 

Herr Bundeskanzler, dieser Satz bestätigt auf den 
Millimeter ,das, was Herr Müller-Hermann hier vor-
getragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nachdem das dann so heiß war — immer bei offenen 
Devisenbörsen und in einer Situation, die Sie alle 
kannten —, gingen Sie am Dienstag darauf in Ihre 
Fraktion, die Sie eben beschworen haben, daß Sie 
dazu sich nicht geäußert hätten, und erklärten nach 
dem Papier Ihrer Fraktion — ich zitiere —: „Die 
Bundesregierung bemüht sich um eine gemeinsame 
europäische Haltung. Wenn das nicht zu erzielen ist, 
dann dienen wir nicht nur uns selbst, sondern auch 
der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Entwick-
lung am besten dadurch, daß wir unser eigenes 
Haus in Ordnung halten." Dies erklärte der Bundes-
kanzler wörtlich. 

(Beifall bei der SPD.) 

— Ich freue mich, daß Sie an dieser Stelle klatschen; 
nur können Sie dann wirklich nicht sagen, ,daß die 
ganze Presse von Mittwoch früh falsch war. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Presse hat völlig korrekt den Sinn und den 
Gehalt dessen wiedergegeben, was Kanzler und 
Wirtschaftsminister vor ihrer Fraktion erklärt haben. 
Dies war dann wohl auch gewollt, wie ich aus die-
sem Beifall jetzt schließen muß, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundeskanzler und Herr Wirtschaftsminister, 
Sie sind schließlich dem Hause schuldig — vielleicht 
beteiligt sich auch der Kollege Möller an der De-
batte; Herr Junghans hat vorhin vergessen, ihn zu 
loben — 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

— Nein, Herr Kollege Wehner, es ist wirklich ein 
besonders wichtiger Punkt; nehmen Sie dieses ganz 
ernst. In der Ziffer 1 von Brüssel heißt es — ich 
möchte Ihnen dies noch einmal sagen —, daß eine 
Änderung ,der Paritäten nicht gerechtfertigt sei und 

man die Entschlossenheit der Mitgliedstaaten regi-
striere, die Paritäten beizubehalten. Dem hat die 
Regierung zugestimmt. 

Die Ziffer 2 beinhaltet, daß man für einige Zeit 
etwas machen könne. Nun erklären alle anderen, 
es sei nur in der begrenzten Zeit möglich, sich so zu 
verhalten, daß man am Schluß zu der Parität zurück-
kehre. 

Herr Bundeskanzler, entweder ist dieses Kommu-
niqué ein Dissens — dann sagen Sie das —, oder 
es ist kein Dissens — dann sagen Sie, wie man  da 

 herauskommen will. Wenn Sie von § 23 so denken, 
wie Sie es eben getan haben, möchte ich Sie sehr 
herzlich bitten, ein bißchen vorsichtiger zu sein; 
denn ,die Bundesbank hat heute schon neue Erklä-
rungen abgegeben, in denen sie doch weiter auf die 
Schwierigkeiten hinweist, überhaupt das Ziel zu 
erreichen, zum alten Kurswert zurückzukehren und 
neue Maßnahmen, die Sie als dirigistisch bezeich-
nen, anzuwenden. 

Herr Bundeskanzler, wenn wir beginnen, über 
Dirigismus zu philosophieren, werden Sie nicht 
leugnen können, ,daß ein ,ganzes Stück mit ,einkalku-
liert war — ich sage: mit einkalkuliert war! —: 
dieser Ablauf von Sonntag, Montag, Dienstag, Mitt-
woch, was ist das eigentlich anderes als gemacht, 
herbeigeführt, herbeidirigiert? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und verschuldet!) 

Diese Frage muß doch hier gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir möchten darauf hinweisen, daß dieses Ge-
samtpaket — das auch wir, Herr Bundeskanzler, wie 
ich ja sagte, zum Teil für richtig halten in diesem 
Augenblick eigentlich von keinem mit letzter Sicher-
heit endgültig verantwortet werden kann, mit Aus-
nahme der Herren, die mehr wissen als wir. Ich will 
sagen, worum es hier geht. Solange dieses Haus 
nicht weiß, was in der Agrarpolitik geschieht, kann 
hier sowieso niemand endgültig votieren. Deshalb 
hatten wir Ihnen vorgeschlagen, die Debatte erst zu 
führen, nachdem die Entscheidung gefallen ist. 

Zweitens, Herr Bundeskanzler, kennen wir nicht 
den Grad Ihrer Entschlossenheit und den Grad der 
Bereitschaft der Tarifpartner, in der von Ihnen an-
geschnittenen Frage tätig zu werden. Das muß man 
als einen fundamentalen Bestandteil dieses Gesamt-
pakets wissen. 

Und drittens, meine Damen und Herren, kann nie-
mand leugnen, daß ein Zusammenhang zum minde-
sten zwischen dem Volumen des binnenwirtschaft-
lichen Programms und dem der außenwirtschaft-
lichen Maßnahmen besteht. Solange wir, Herr Kol-
lege Schiller, nicht wissen, ob Sie, wie Sie in Brüs-
sel unterschrieben haben, wirklich zum alten Kurs 
zurückkehren wollen, oder ob Sie meinen, das gehe 
wegen der Aufwertung in der Schweiz und in Oster-
reich oder wegen des Marktes hier nicht mehr, müß-
ten wir wissen — und wenn wir es nur intern wis-
sen müssen —, bei welchem Datum Sie die D-Mark 
am Schluß in der Parität festzuhalten gedenken. 
Sonst kann man zu dem Volumen im anderen Be- 
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reich, Herr Kollege Apel, verantwortlich ganz sicher 
nicht votieren. 

Am Schluß möchte ich noch eine politische Berner-
kung machen. Wir möchten zum Schluß zwei Dinge 
sagen. Einmal wollen wir noch einmal vor der Mei-
nung warnen, man könne einseitig mit dem Wechsel-
kurs Stabilitätspolitik betreiben. Ich hoffe, Herr 
Bundeskanzler, daß Sie bei dem Halbsatz, in dem Sie 
die Sorge aussprachen, es könne auch umkippen, 
daran gedacht haben. Denn diese Sorge haben wir 
wegen der Arbeitsplätze. Was nötig ist, das ist ein 
Zurückschrauben der Ansprüche aller öffentlichen 
Hände und der Sozialpartner an das Sozialprodukt. 
Das ist es, worum es geht, und das steht im Mittel-
punkt. 

Das andere, Herr Bundeskanzler, betrifft Europa. 
Wir sehen, daß die europäische Solidarität die 
politische Frage ist, und wir haben erkannt, daß 
man, ob man nun die Frage europapolitisch, agrar-
politisch, währungspolitisch ansieht, an einem nicht 
vorbeikommt — damit sage ich uns allen nichts 
Neues; hoffentlich ist dann die Konsequenz auch 
einvernehmlich , nämlich daran, daß Europa, die 
Europäische .Gemeinschaft, sich in einem kritischen 
Stadium befindet. Es hat keinen Zweck, zu leugnen, 
daß Agrarmarkt und Grüner Dollar einmal eine 
erstklassige Integrationskraft hatten und alle sich 
vorstellten, es ginge schneller. Man muß aber jetzt 
sehen, daß hier sehr ernsthafte Probleme entstanden 
sind. Wir werden sie erörtern. 

(Abg. Wehner: Doch nicht durch uns, 
Herr Barzel!) 

— Herr Kollege Wehner, ich habe gesagt, ich hoffe, 
daß wir uns hier auch in der Konsequenz finden. — 
Ferner darf niemand übersehen — und da sind wir 
sicher auch einig —, daß, wie die Lage jetzt zeigt, 
die Europäische Gemeinschaft noch nicht alle Kom-
petenzen hat, die sie brauchte, um eine solche Sache 
zu regeln, und die Nationen nicht mehr alle Kompe-
tenzen haben, die sie brauchten, um eine solche 
Sache zu regeln. In diesem Zwischenstadium sollte 
es, so hoffe ich, der Wille von allen hier sein, diese 
Situation nach vorn und auf Europa hin zu überwin-
den. 

Auch das notwendige Gespräch mit den USA setzt 
doch voraus — ob es die Währung oder die Hähn-
chen oder die Citrusfrüchte betrifft —, daß dieses 
Europa endlich mit einer Stimme zu sprechen im-
stande ist. Sonst wird das alles nicht gut gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb möchten wir, Herr Bundeskanzler, hier 
sagen, daß dies alles nur gelingen wird, wenn ein 
Stufenplan und ein Datum für den Beginn einer 
politischen Gemeinschaft verbindlich verabredet 
werden. Wir haben Sie immer wieder ermuntert, 
als wir hier über den Werner-Bericht, über die Wirt-
schafts- und Währungsunion und den Stufenplan 
diskutierten, daß dies alles zu nichts führen würde, 
wenn es nicht von einem Stufenplan zur Erreichung 
der politischen Union begleitet sei. 

Herr Bundeskanzler, wir bitten Sie, überprüfen 
Sie Ihre Konzeption, in der Sie doch sagen: für die 

Wirtschaft die Gemeinschaft und für die Politik die 
Zusammenarbeit. Diese letzte Sache zeigt Ihnen, daß 
das nicht geht, daß wir in Europa nur nach vorne 
kommen, wenn die Politik mitkommt; sonst wird 
es eben Frustration geben. 

Alle diese Vorgänge dieser Tage zeigen, daß es 
um zwei Dinge geht. Es geht erstens um Stabilität; 
ohne sie sind Reformen nicht zu haben. Und es geht 
zweitens um Europa, und das ist ohne politische 
Gemeinsamkeit nicht zu haben. Deshalb meinen wir, 
Herr Bundeskanzler, wenn Sie sich um diese beiden 
Dinge und auch um Entspannung vorwiegend küm-
merten, dann trieben Sie nach innen und außen 
soziale und reale Friedenspolitik. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CDU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Erhard. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Erhard (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Kollege Schiller hat mich zwar 
nicht namentlich aufgerufen, aber, wie ich wohl 
annehmen darf, gemeint. Ich stehe zu meiner Über-
zeugung, daß eine echte Freigabe der Wechselkurse 
ein durchaus diskussionsfähiges und von mir an-
erkanntes Prinzip gewesen wäre, um der uferlosen 
Spekulation Einhalt zu gebieten. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt „wäre"?) 

Von welcher Situation gehen wir denn aus? Wir 
haben in Deutschland ein privat angespartes Kapital 
von 420 Milliarden DM. Nehmen Sie nur, Herr Kol-
lege Schiller — nur! —, eine Inflationsrate von 5 % 
dann werden Sie nach Adam Riese zu dem Ergebnis 
kommen, daß dem deutschen Sparer, und zwar dem 
privaten Sparer, jährlich 21 Milliarden DM, das 
sind 21 000 Millionen DM, entschädigungslos ent-
zogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier ist eine Schwelle erreicht, von der aus ein 
Deutscher Bundestag oder eine deutsche Bundes-
regierung und auch die Opposition nicht weiter 
schweigend zusehen können. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht in 
den Jargon des Kollegen Schiller vom Jahre 1966 
verfallen. Er möge seine Bundestagsreden selbst 
nachlesen, 

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

denn auch in der Politik müssen schlechte Beispiele 
nicht unbedingt gute Sitten verderben. Wir sind 
doch in einer Situation angelangt, die zum Teil hier 
schon gekennzeichnet wurde. Die Erträge aus Er-
sparnissen reichen nicht mehr hin, dem Inflatio-
nierungsprozeß auch nur einigermaßen gerecht zu 
werden. Nicht nur die Erträge aus dem Sparkapital 
verflüssigen sich, sondern auch die kompakte Masse 
des Kapitals selbst wird ja immer weiter aufgelöst 
und zerrinnt in nichts. Wir brauchen uns dann nicht 
zu verwundern, wenn das gesellschaftliche Auswir-
kungen hat. Es gibt kein sicheres Mittel, unsere 
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freiheitliche Gesellschaftsordnung zu zerstören, als 
wenn man einen inflationären Prozeß weitertreiben 
läßt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. 
Abg. Dorn meldet sich zu einer Zwischen- 

frage.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Erhard (CDU/CSU) : Wenn der einzelne 
Staatsbürger trotz allen Fleißes und aller Tugend 
des Sparens nicht mehr in der Lage ist, für sich 
selbst, für das Alter und seine Familie Vorsorge 
zu treffen, wird er rettungslos dem Kollektiv über-
antwortet, und wir werden die Zeche mit dem Ver-
lust unserer Freiheit bezahlen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Er-
hard, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dorn? 

Dr. Erhard (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, ich komme jetzt auf die sogenannte Freigabe 
des Wechselkurses zurück. Heute wurde immer 
wieder von der Freigabe des Wechselkurses ge-
sprochen. Ich möchte Sie fragen: Ist das nicht ei-
gentlich eine Vokabel von gestern? Heute können 
Sie ernsthaft doch überhaupt nicht mehr von einer 
Freigabe des Wechselkurses sprechen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Beschlüsse von Brüssel haben das aufgehoben. 
Sie sind nicht mit dem Schild, sondern auf dem 
Schild aus Brüssel zurückgekehrt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dorn? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Dr. Erhard (CDU/CSU) : Ich habe mit keinem 
der wissenschaftlichen Institute gesprochen. Ich 
bin aber überzeugt, daß, wenn die Herren damit 
hätten rechnen müssen, daß das, was in Brüssel ver-
einbart wurde, das Ergebnis ihres Freigabevor-
schlages gewesen wäre, d. h. daß die Aufwertung 
sozusagen nur für einige Wochen Gültigkeit haben 
soll, daß die Rückkehr zur alten Parität volle Aner-
kennung gefunden hätte und womöglich schon der 
Zeitpunkt dafür festgelegt worden wäre. So wird 
der Spekulation Tür und Tor geöffnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man kann heute geradezu von einer Einladung zur 
Spekulation sprechen. Wie die Dinge heute stehen, 
wird die Spekulation regierungsamtlich sogar abge

-

sichert. Man könnte sagen: Kauft Dollar, zu welchem 
Preis unter 3,63 DM auch immer; 

(Abg. Haase [Kassel] : Genau!) 

wir geben euch jedenfalls die Garantie, 

Abg. Haase [Kassel] : Daß wir sie zurück-
nehmen!) 

daß wir diese Dollars am So und so vielten, wahr-
scheinlich schon früher, als ihr denkt, zum Kurs von 
3,66 oder 3,63 in D-Mark umtauschen. — Meine 
Damen und Herren, die Freigabe der Wechselkurse, 
die ich mit befürwortet habe, wird unter dem Tat-
bestand der Brüsseler Beschlüsse zu einer Farce. 
Wenn Sie ehrlich sind, werden Sie zugeben müssen, 
daß Sie in Brüssel Ihre Bedenken angemeldet haben, 
aber damit nicht durchgedrungen sind. Ich habe auch 
keine Zweifel, daß Sie den Versuch unternahmen, 
eine gemeinsame Lösung der „Sechs" herbeizu-
führen. Das gelang nicht! Außerdem ist eindeutig 
der Beschluß gefaßt worden, daß eine Aufwertung 
nicht in Frage komme, weil die D-Mark nicht unter-
bewertet sei. Im übrigen haben auch die wissen-
schaftlichen Institute — wohlweislich, wie ich 
glaube — keine Aufwertung empfohlen, sondern 
eine Freigabe des Wechselkurses. 

Bei einer Freigabe des Wechselkurses hätte sich 
folgende Situation ergeben. Die Spekulanten konn-
ten nicht sicher sein, zu welchem Zeitpunkt die 
Bundesregierung unter Umständen wieder zu der 
offiziellen alten Parität des Dollars von 3,66 DM 
bzw. 3,63 DM zurückkehrt. Sie konnten nicht wissen, 
in welchem Ausmaß die Bundesbank interveniert 
und den Kurs stützt. Sie konnten überhaupt nichts 
wissen. 

Wie sieht es aber heute aus? Heute liegen alle 
Zahlen und Daten sozusagen auf dem Tisch. Und da 
soll die Spekulation aufhören?! Ich kann nur jedem, 
der noch Dollars kaufen kann, raten: Tun Sie es, 
Sie werden sie zu höheren Preisen wieder los. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Gehen Sie 
kaufen!) 

Nein, das war keine Lösung. Ich muß offen ge-
standen sagen, Herr Kollege Schiller: Wenn ich an 
Ihrer Stelle und in der gleichen Gesinnung in Brüs-
sel gesessen hätte — denn eine Freigabe der 
Wechselkurse war durchaus sinnvoll gewesen —, 
dann hätte ich diese Bindung nicht akzeptiert, die 
dort beschlossen worden ist und der Sie zugestimmt 
haben. Übrigens auch der, daß bis zum 1. Juli 
zwangswirtschaftliche, dirigistische Maßnahmen be-
schlossen werden sollen. Ich weiß nicht, wie Sie sich 
da aus der Affäre ziehen wollen. 

Ich brauche aus meinem Herzen keine Mörder-
grube zu machen. Ich bin nicht verdächtigt, dirigi-
stische Neigungen zu haben, ganz bestimmt 
nicht. Ich bin das vor allen Dingen auch deshalb 
nicht abgesehen von der Gesinnung , weil ich 
bisher nirgends gefunden habe, daß ein Land, das 
mit dirigistischen Maßnahmen gearbeitet hat, zu 
einer besseren Ordnung hingefunden hätte. 

Wenn ich ganz konsequent bin, dann muß ich 
sagen: Wenn ich schon in bezug auf die außen- 
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wirtschaftliche Absicherung dirigistische Maßnah-
men, also Eingriffe des Staates, für erforderlich 
halte, dann müßte ich eigentlich zur binnenwirt-
schaftlichen Absicherung fordern, daß der Staat 
auch Einfluß auf die Freizügigkeit der Tarifpartner 
nimmt. Ich bin davon weit entfernt; im Gegenteil 
habe ich stets für die Freizügigkeit der Tarifpartner 
gekämpft. 

Aber wie Sie da herauskommen wollen, wenn am 
1. Juli die Tatsachen auf dem Tisch liegen werden, 
das mögen Sie uns sagen. Im Augenblick besteht 
jedenfalls eine völlige Unsicherheit und eine völlige 
Unklarheit. Die Auguren, die Wissenden, fühlen 
sich bewußt getäuscht. Es ist wohl auch kein Zufall, 
daß die ersten Meldungen aus Brüssel lauteten: un-
befristete Freigabe. Jetzt auf einmal ist die Frei-
gabe ganz deutlich befristet geworden. 

Ich glaube, auch die Tatsache, daß bis zum 1. Juli 
weitere Entscheidungen fallen müssen, läßt darauf 
schließen, daß die Mehrheit unserer Partner im 
Ministerrat uns keine weitere Verlängerung zu-
billigt. Dann haben wir eine Schau von einer Frei-
gabe der Wechselkurse aufgezogen, haben aber 
nur neue Unruhe und Unsicherheit hervorgerufen, 
ohne die gewollte — auch von mir gewollte — Wir-
kung zu erzielen. Ich glaube, das muß mit aller 
Deutlichkeit ausgesprochen werden und ich fühle 
mich insbesondere dazu verpflichtet; ich stehe nach 
wie vor zu meiner Überzeugung, daß eine Freigabe 
der Wechselkurse bei richtiger und konsequenter 
Anwendung und Anerkennung in Brüssel ein durch-
aus praktikables Prinzip gewesen wäre, um die 
fremde Spekulation abzuwehren. Das ist nun dahin, 
Herr Schiller; dessen sollten Sie sich bewußt sein. 

Wir sollten auch nicht länger dem deutschen Volk 
das Märchen erzählen, es sei die Freigabe der 
Wechselkurse erfolgt. Das war einmal! Alles, was 
von heute an geschieht, ist doch schon mit der 
Sicherheit belastet, daß dies und das kommen wird: 
erstens, zweitens, drittens, genau wie es Kollege 
Barzel hier dargestellt hat. Das schafft eine völlig 
andere Situation. Wir haben es nicht mehr mit der 
Lage von gestern zu tun, auch nicht mehr mit der 
gleichen geistigen Auseinandersetzung, sondern wir 
stehen vor neuen Tatsachen; — die allerdings müs-
sen sorgfältig durchdacht werden. 

Meine Damen und Herren, mir geht es hier nicht 
um Anklage. Wir sollten uns Gedanken machen. 
Sicher, man kann darüber streiten, ob es eine Spe-
kulation für die D-Mark oder gegen den Dollar war; 
wahrscheinlich mehr das letztere, wie ich gern zu-
gebe. Wir sollten uns deshalb fragen und zwar 
nicht nur wir allein, sondern gemeinsam mit der, 
freien Welt —, ob das System von Bretton Woods 
noch völlig ausreicht, um zu einer gesunden inter-
nationalen Währungsordnung zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, das System von Bretton 
Woods ist erdacht worden, als die ganze Welt im 
Zeichen einer Dollarlücke stand. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Und wer hat 
es gemacht?) 

Auch bei uns haben Fünf Weise prognostiziert, daß 
die Dollarlücke in Europa eine ewige Krankheit 
bleiben müsse. Ich habe es nicht geglaubt. Es ist 
auch anders gekommen. Aber wenn ein System auf 
eine Dollarlücke ausgerichtet ist und sich die Wen-
dung im Augenblick nach einer Dollarschwemme hin 
vollzieht, dann kann dieses Prinzip nicht völlig un-
angefochten weiter in Gültigkeit bleiben. Ich glaube, 
es liegt ebensosehr im Sinne der Vereinigten Staa-
ten wie überhaupt der ganzen freiheitlich gesinnten 
Welt, daß wir uns gemeinsam Gedanken machen, 
wie wir uns aus solchen Diskussionen freischwim-
men können, die wir heute leider wieder zu führen 
gezwungen waren. 

(Lebhafter, langanhaltender Beifall bei der 
CDU/CSU. — Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Schiller. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, wir alle haben den Worten des 
Herrn Altbundeskanzlers Ludwig Erhard aufmerk-
sam gelauscht. Ich möchte mich, Herr Kollege Erhard, 
in erster Linie auf das konzentrieren, was heute und 
hier ansteht. 

(Abg. Becker [Pirmasens]: Sonst wäre es ja 
auch ein bißchen peinlich! — Heiterkeit bei 

der CDU/CSU.) 

— Nein, nein, warten Sie ab! — Ich darf nur eines 
im Rückblick auf die Jahre 1965/66 sagen: ich 
glaube, der Ökonom Erhard wird mir zustimmen, 
daß damals die außenwirtschaftliche Lage eine an-
dere war als im Jahre 1971. 

(Abg. Leicht: Das ändert nichts an den Din-
gen! — Zuruf des Abg. Dr. Erhard.) 

Das, was damals draußen an Preissteigerungen oder 
an Liquiditätsbewegungen entstanden war, ent-
sprach nicht im Entferntesten der Lage im Jahre 
1971, womit wir es heute und hier außenwirtschaft-
lich zu tun haben. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Nun ein Zweites, wenn ich Ihnen das in allem 
Freimut und aller Offenheit sagen darf. Ich stimme 
Ihnen zu: Sie kennen meine Präferenz für die Frei-
gabe der Wechselkurse in dem Sinne, wie Sie es 
verstehen, wie es viele andere verstehen und wir 
auch in der Regierung. Nur: dieses Papier von 
Brüssel, Herr Kollege Erhard, — sicherlich ist es 
nicht das Maximum, was wir wollten ist ein Kom-
promiß, „pragmatisch und vernünftig", wie die 
„Times" gesagt hat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Jawohl. Ich möchte Ihnen eines sagen: natürlich 
hätten wir bei dem Kampf in Brüssel mehrere Male 
die Aktendeckel zuschlagen und ohne eine solche 
gemeinsame Entschließung nach Hause gehen kön-
nen. Bloß, dann hätten wir nicht die Ziffer 2 gehabt, 
das Tolerieren der Freigabe der Wechselkurse bei 
uns und anderen Ländern, und wir hätten nicht die 
Ziffer 4 bekommen, die Verpflichtung der Gemein- 
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schaft für einen gemeinsamen landwirtschaftlichen 
Grenzausgleich. Wir wären ohne politische Abseg-
nung zum Alleingang gezwungen, und das haben 
wir verhindert. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dann, Herr Kollege Erhard, ich kann Sie beruhi-
gen: es gibt weder intern noch verabredet noch 
auf irgendeine Weise sonst in dieser Welt in oder 
seit Brüssel einen Endtermin für die Zeitdauer des 
Floating. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen.) 

Sie können da ganz unbesorgt sein. Wir haben 
allen, die irgendwelche zeitlichen Termine von uns 
haben wollten, gesagt: wir haben keine Termine, 
noch viel weniger können wir Termine eingehen; 
denn das wäre in der Tat eine Aufmunterung, eine 
Aufforderung an die Spekulation. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun verlangen Herr Barzel und vielleicht auch 
Sie eine Aussage darüber, was wohl am Ende der 
Zeit der Wechselkursfreigabe oder des Floating 
passieren wird. Dazu kann ich Ihnen beiden nur 
etwas sagen, worüber Sie staunen werden: In die-
sem Punkt halte ich die Ziffer 1 der Brüsseler Er-
klärung für ganz besonders gut. Wir stehen zu der 
in Brüssel bekundeten Entschlossenheit, denn sie 
ist das beste Mittel gegen die Spekulation. Wenn 
jetzt nämlich jemand von Ihrer oder von unserer 
Seite käme und offiziell erklärte — wir haben das 
nicht im Sinn  , man habe am Ende der Floating-
Periode etwas anderes im Auge, dann wäre genau 
das, Herr Kollege Erhard, eine öffentliche Einladung 
an die Spekulanten, „drinzubleiben" und auf die 
Aufwertung zu hoffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In diesem Punkt — es tut mir leid — haben Sie, 
Herr Kollege Erhard, ich möchte sagen, ökonomisch 
falsch kalkuliert. Genau das wollen wir verhindern. 
Insofern halten wir die Ziffer 1 der Brüsseler Er-
klärung für richtig, weil sie jedem draußen die 
Hoffnung nimmt, durch das „Drinbleiben" im deut-
schen Markt eines Tages noch zusätzlich belohnt 
zu werden. In der Zwischenzeit kann jetzt die Spe-
kulation „rausgehen", wenn sie ein paar Punkte 
gegen den Dollar und für die D-Mark realisiert, 
d. h. wenn sie in der Zwischenzeit ihre Gewinne 
machen kann. Das ist die Chance für die Spekula-
tion. Eine andere gibt es nicht, 

(Abg. Leicht: Doch!) 

und genau in diese Situation wollen wir die Speku-
lation „hineintreiben", damit die Liquidität hinaus-
geht, mehr nicht. 

Ich darf noch hinzufügen: Wir haben auch mit 
dem Hinweis auf den 1. Juli, der in dem Papier 
enthalten ist, keine dirigistischen Maßnahmen ver-
sprochen. Der Brüsseler Ministerrat weiß, daß wir 
„physische Kontrollen" ablehnen. Der einzige 
Punkt, den wir im Sinne der Ziffer 3 der Brüsseler 
Beschlüsse geregelt haben, ist das von uns aus-
gesprochene Verzinsungsverbot. Nichts anderes 
werden wir tun. 

Herr Müller-Hermann hat heute vom § 23 ge-
sprochen. Ich muß mich wie der Bundeskanzler 
gegen das verwahren, was Herr Müller-Hermann 
in diesem Zusammenhang gesagt hat. Wir haben 
tatsächlich von den sieben Nummern des § 23 die 
eine Hälfte der Nr. 7 in Kraft gesetzt. Nichts ande-
res haben wir auf diesem Gebiet vor. Das weiß 
man auch in Brüssel. 

Herr Kollege Erhard, ich darf Ihnen zum Schluß 
sagen — hier bin ich ganz Ihrer Meinung, und das 
entspricht auch meinen Ausführungen zu Anfang 
der Debatte —: Wir wollen eine Bresche in das 
System von Bretton Woods schlagen; wir wollen die 
Tür aufstoßen und wollen das System elastischer 
machen. Genau aus diesem Grunde haben wir uns 
öffentlich zu den Vorschlägen der Exekutivdirek-
toren bekannt, die erneut zur Jahresversamm-
lung des Weltwährungsfonds anstehen. Aber um 
eine Bresche für eine Reform des Systems von 
Bretton Woods schlagen zu können, mußten wir in 
Europa erst einmal die übrigen Mitgliedstaaten zu 
einer Einsegnung des deutschen Verhaltens bringen. 
Deshalb haben wir uns darum bemüht, die vier 
Punkte gemeinsam in Brüssel durchzubringen, damit 
wir bei der nächsten Versammlung des Weltwäh-
rungsfonds in Washington mehr Verbündete für eine 
Reform oder eine Auflockerung des Weltwährungs-
systems haben als bisher. Bisher standen wir allein. 
Hätten wir einen Alleingang gemacht, hätten wir 
vielleicht keinen Verbündeten beim Fonds. Jetzt 
haben wir eine ganze Reihe von Verbündeten. Das 
ist uns allerdings nur mit den vier Punkten des 
sicherlich unvollkommenen Kompromißpapiers von 
Brüssel gelungen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kienbaum. 

(Abg. van Delden: Sagen Sie bloß, Sie sind 
glücklich!) 

Kienbaum (FDP) : Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die Opposition hat 
durch ihren ersten Sprecher den Anspruch erhoben, 
besser zu regieren, besser speziell in der heute 
zur Aussprache stehenden Materie. Mir hat sie aller-
dings durch alle ihre Sprecher nicht verständlich ge-
macht, trotz des Aufwandes und trotz meines sorg-
fältigen Zuhörens nicht, was und wie sie es besser 
machen will oder besser gemacht hätte. 

(Zuruf von der FDP: Das weiß sie auch 
nicht!) 

Lassen Sie mich bei diesem Thema noch einen 
Moment verweilen. Herr Dr. Müller-Hermann stellt 
beispielsweise fest, der Export dürfe nicht zum 
Prügelknaben werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das habe ich 
nicht gesagt. Ich habe vom Export über-

haupt nicht gesprochen!) 

Herr Dr. Barzel hat drei Punkte aufgeführt, die Dif

-

ferenz zwischen Lohn und Produktivität, das Aus

-

landsangebot und die Spekulation. Aber er hat in 
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den letzten Tagen auch zum Ausdruck gebracht 
— das kam in seiner heutigen Rede auch wieder 
sehr deutlich zum Vorschein , daß er die Bundes-
regierung davor warnt, Maßnahmen zu treffen, durch 
die Arbeitsplätze gefährdet werden. 

(Abg. Dr. Barzel: Nein! Nein!) 

Professor Burgbacher hat sich mit einem Zwischen-
ruf zu Wort gemeldet. Er läßt erkennen, daß er 
§ 23 des Außenwirtschaftsgesetzes lieber sähe. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Auch lieber sähe!) 

Ich darf dazu feststellen: also staatlicher Dirigismus, 
ausgeübt durch Beamte als Schiedsrichter. 

Herr Professor Erhard wies mit Recht auf eine 
gegenüber der Vorwoche veränderte Lage hin. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Kienbaum, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Professor Burg-
bacher? 

Kienbaum (FDP) : Nein, da heute die Beantwor-
tung aller Fragen abgelehnt wurde. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Aber Sie haben mich 
eben angesprochen!) 

— Bitte sehr! 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege Kien-
baum, die Ausführungen über § 23 und Dirigismus 
haben wir nun schon sehr oft gehört. Darf ich Sie 
fragen: Wissen Sie nicht, daß in den anderen Län-
dern der freien Welt ähnliche Vorschriften wie 
§ 23 bestehen und daß der Grund bei uns die Dollar-
schwemme ist? 

Kienbaum (FDP) : Nein, das weiß ich nicht nur 
nicht, sondern es entspricht nicht nicht den Tat-
sachen. Die Dollarschwemme hat ganz andere 
Gründe. Aber ich komme darauf gleich noch zurück. 

Ich darf noch einmal auf die Äußerungen von 
Herrn Professor Erhard zurückkommen. Er hat die 
erwähnte Feststellung gemacht, aber er hat ein den 
Vorstellungen von Herrn Professor Burgbacher 
diametral entgegengesetztes Bekenntnis abgegeben: 
Er ist gegen Dirigismus. 

Ich darf zu der besseren Regierungsarbeit zurück-
kommen. Sie verlangt Konzeptionen, allerdings der 
jeweiligen Tageslage angepaßt. Herr Dr. Barzel, Sie 
haben selber festgestellt, die Wiederherstellung der 
Stabilität gehe uns alle an, nicht nur uns hier, son-
dern alle beteiligten Gruppen draußen. 

(Abg. Leicht: Das hat er sehr stark unter -
strichen!) 

Das wird auch so sein, wenn Sie die Verantwortung 
tragen sollten. 

(Abg. Windelen: Das war immer so, Herr 
Kollege!) 

Deshalb lassen Sie mich klarstellen, daß die 
Wiederherstellung der Stabilität Erwartungsver-
zichte erfordert. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

— Sehr gut, ja. Ich will aber gleich zu Ihrer Über-
raschung sagen, welche auch: z. B. den Verzicht auf 
eine schnelle Änderung des Systems von Bretton 
Woods. 

(Abg. Dr. Barzel: Das wissen wir!) 

Sie wissen sehr gut, daß dieser Wunsch bzw. diese 
Forderung nicht von heute auf morgen verwirklicht 
werden kann, daß also die derzeit amtierende und 
Verantwortung tragende Regierung mit diesem Sy-
stem ihre Maßnahmen treffen muß. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber sie kann das Ge-
spräch darüber eröffnen!) 

Sie wissen auch, daß kein Teilbereich ausgenommen 
werden kann, kein Sektor im Binnenmarkt, keine 
Exportbranche und kein öffentlicher Aufgaben-
bereich. 

Die Exportaufträge z. B. — das sollte deutlich ge-
macht werden — werden durch die Freigabe der 
Wechselkurse nicht gefährdet, Herr Dr. Müller-
Hermann. Sie werden nicht gefährdet, es sei denn, 
sie sind zuvor bereits durch interne Kostenexplo-
sionen in Gefahr gebracht worden. 

Lassen Sie mich folgendes feststellen. Zahllose 
Firmen — das ist in der Abendveranstaltung des 
Wirtschaftsausschusses durch die Antwort des Bun-
desbankpräsidenten deutlich geworden — haben so-
wohl bei der freiwilligen Steigerung von Vergütun-
gen als auch beim Hereinholen von Eurodollars 
leichtfertig gehandelt. Sie werden — das sollte hier 
klar gesagt werden — auf Konsolidierung in ihrem 
eigenen Firmenbereich umschalten müssen. 

Keine Regierung kann Garantien für bestimmte 
Geschäfts- oder Berufstätigkeiten und erst recht 
keine Garantien für wirtschaftliche Ergebnisse ge-
ben, weder im Binnenmarkt noch im Export. In dieser 
Beziehung haben wir in Nordrhein-Westfalen einige 
bittere Erfahrungen sammeln dürfen. Hier in diesem 
hohen Hause stand die Garantie des Kohleabsatzes 
von 140 Millionen Tonnen zur Debatte, und die 
Landesregierung in Nordrhein-Westfalen, an der be-
teiligt zu sein ich die Ehre ,hatte, hat expressis verbis 
festgestellt: Wir können und wollen keine Garantie 
geben. 
Deshalb darf ich Sie dringend darum bitten, aus 

dieser Diskussion über die Maßnahme der Bundes-
regierung keine neuen Erwartungen zu erwecken 
oder eventuell Tabus ungeschoren zu lassen. 

(Abg. Rösing: Das hat kein Mensch getan!) 

— Es gab in dieser Richtung deutliche Anmer-
kungen. 

(Abg. van Delden: Nennen Sie doch mal 
eine!) 

Eine Regierung kann keine Garantien geben, schon 
gar nicht, wenn die Ergebnisse durch eine voran-
gegangene riskante Entscheidung oder durch eine 
Serie von Entscheidungen belastet werden. 

Unsere Entscheidungen aber müssen von den 
verfügbaren und belegbaren Fakten und zusätzlich 
von unserer eigenen Bewertung der sichtbar wer-
denden Trends ausgehen. In bezug auf die beleg-
baren Fakten lassen Sie mich auf die Mitte des ver- 
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gangenen Jahres zurückgreifen. Belegbares Faktum 
ist danach, daß seit Anfang 1970 mehr als 40 Mil-
liarden DM neues Geld allein aus der Steigerung 
der Vergütungen in unseren wirtschaftlichen Kreis-
lauf hineingebracht wurden. Belegbares Faktum ist 
ferner, daß zusätzlich 30 Milliarden DM als neue 
Liquidität und damit Kaufkraft aus dem Eurodollar-
markt kamen. 

Auf Grund der Meldungen der letzten Tage ist 
auch belegbares Faktum, daß sich das bislang ver-
merkte Nachlassen der Exportnachfrage umkehrt — 
offenbar eine Folge des Konjunkturaufschwungs in 
den USA. Schließlich ist ein Faktum, daß am Montag 
die Schweiz und Österreich aufgewertet haben. Von 
dieser Aufwertung ergeben sich erneut veränderte 
Wirkungen auf unsere Nachfrage in Deutschland. 

Angesichts dieser nur wenigen aufgezeigten Fak-
ten erscheint mir nach wie vor unklar, was die 
Opposition eigentlich an der Regierungsentschei-
dung — nicht an dem langen Gang der vorangegan-
genen Diskussion — zu bekritteln hat. Die zwei 
Maßnahmenpakete können Sie entweder bejahen 
oder ablehnen. Beim zweiten Paket können Sie viel-
leicht noch kritische Anmerkungen über die Größen-
ordnungen machen; das wird bei der Vorlage der 
mittelfristigen Finanzplanung und des Haushalts 
1972 ohnehin erfolgen können. 

Ich kann — ich muß es wiederholen — daher 
leider nicht erkennen, was in bezug auf die heutige 
Tageslage von Ihnen an besseren Vorschlägen und 
damit an Nachweis einer möglichen besseren Regie-
rungstätigkeit zu erwarten ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Einen Vorschlag hat  Herr Dr. Barzel deutlicher 
als früher angesprochen. Er unterstützt das Bemühen 
um eine Überzeugung der Tarifpartner in der Bun-
desrepublik, daß der Verteilungskampf zurück-
geschraubt werden muß. Er läßt erkennen, daß er 
außerdem die Ausgaben der öffentlichen Haushalte 
abgebremst sehen möchte; mir ist nicht ganz klar-
geworden, ob als Startmaßnahme für eine dann fol-
gende Kette weiterer Schritte und ein Nachziehen 
beispielsweise der Tarifpartner. Es ist mir auch nicht 
ganz klargeworden, welchen Umfang dieses Brem-
sen haben soll. Aber das werden wir mit Sicherheit 
ja bei der Diskussion über den Haushalt hören. 

Leider ist mir aus Ihren Ausführungen überhaupt 
nicht klargeworden, ob Sie die außenwirtschaftliche 
Absicherung gutheißen oder nicht. Oder wollten Sie 
die Frage aufwerfen — von Behauptung will ich 
gar nicht reden —, ob CDU-Vertreter in Brüssel in 
der Ministerratssitzung mehr erreicht hätten? Das 
zu beweisen wird niemand in der Lage sein. 

(Abg. van Delden: Dann wäre es gar nicht 
erst so weit gekommen!) 

Herr Dr. Barzel wünscht neuerlich Analyse und 
Aufwertung und darauf aufbauend Therapie. Ihr 
Zeichen mit der Balance soll offenbar darauf hin-
weisen, daß Sie bereit sind, die jeweiligen Tages-
fakten in Ihre Bewertung einzubeziehen. Dann 
allerdings dürfen wir wohl erwarten, daß davon 
auch wirklich ausgegangen wird — die Tageslage 

läßt sich quantifizieren — und daß dann außer ver

-

balen auch konkrete Vorschläge vorgelegt werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Analyse, Herr Kollege Dr. Bar-
zel, sind wir zweifelsohne gar nicht so weit aus-
einander. Deswegen hat die Bundesregierung ja auch 
gehandelt. In der Tat war die Situation schwierig, 
und sie wurde schwieriger. Deswegen kam es dar-
auf an, konjunkturell durchzugreifen, obwohl es 
wehtut. Wenn Sie allerdings meinen — sowohl 
Sie, Herr Dr. Barzel, als auch Herr Müller-Hermann 
—, diese Bundesregierung sei mitverantwortlich da-
für, daß wir in die Währungsschwierigkeiten hinein-
gelaufen seien, 

(Abg. Dr. Barzel: Zu einem Teil!) 

dann müssen wir uns daran erinnern, daß am 
31. März 1971 Herr Müller-Hermann hier im Hause 
gefragt hat — ich zitiere —, ob der Herr Bundeser-
nährungsminister in seinem Hinterkopf schon Über-
legungen im Hinblick auf eine mögliche neue Auf-
wertung habe. Daraufhin hat Herr Mertes dazwi-
schengerufen: „Unverantwortlich!" Herr Dr. Klepsch 
dagegen fand das eine hochintelligente Bemerkung. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Ollesch: Das sind die Könner hier im 

Hause!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, man muß das 
in die Betrachtungen mit einbeziehen. Mehr ist 
dazu eigentlich gar nicht zu sagen. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung zu Herrn Profes-
sor Erhard machen, und zwar zu seiner Berechnung 
der Verluste der Sparer. Dazu muß man zweierlei 
sagen. Erstens hat es gerade in dieser letzten Phase 
sehr hohe Zinsen gegeben. Dies wurde von der Op-
position ja auch angeprangert. Die Hochzinspolitik 
hat sich natürlich auch zugunsten der Sparer aus-
gewirkt. 

(Abg. Windelen: Da hat sich einiges geän-
dert, Herr Kollege!) 

Zweitens hat Herr Professor Erhard in seiner Zeit 
selber sehr hohe Preissteigerungsraten gehabt. Und 
man muß wenigstens dann vorsichtig sein, wenn 
man selber einmal im Glashaus gesessen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine weitere Bemerkung. Herr Dr. Barzel, auch 
wenn Sie bei Herrn Kienbaum nicht wahrhaben 
wollten, Sie haben in Ihrer Rede, deren Wortlaut 
mir natürlich nicht vorliegt, den Eindruck erweckt. 
als sei die Vollbeschäftigung in unserem Lande doch 
in Gefahr. Wir sagen Ihnen: die Vollbeschäftigung 
ist nicht in Gefahr. Wir haben ein Alternativpro-
gramm vorliegen, das wir notfalls antizyklisch ein-
setzen können. Insofern müssen wir das, was Sie 
hier gesagt haben, in der Tat auf das Konto „Panik-
mache" buchen. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Herr Kollege Barzel, wir bleiben bei der Überzeu-
gung, daß wir in der Bundesrepublik in einer benei-
denswerten Lage sind. 

(Abg. Schäfer [Tübingen): Sehr richtig!) 

Es sind nämlich nicht die Zinsen gewesen, die die 
vielen Dollars hereingelockt haben, sondern es war 
die einmalige wirtschaftliche Lage dieses Landes. 

Sie haben nun wieder auf die Preissteigerungs-
rate nach dem Index des Sozialprodukts hingewie-
sen. Dazu kann ich nur wiederholen, was ich in der 
letzten Woche gesagt habe: die Einführung in die 
Volkswirtschaftslehre nachlesen! Dort kann man 
erfahren, daß dieser Index nicht viel über Preisstei-
gerungsraten aussagt. Dafür muß man andere In-
dizes verwenden. 

(Abg. Leicht: Sehr schwach, Herr Volks

-

wirtschaftsstudent!) 

Einige Bemerkungen zu dem Programm von Herrn 
Dr. Barzel. Meine Damen und Herren. Man konnte 
vor einigen Wochen in der Zeitung lesen, daß in 
Südafrika ein wundersames Ereignis eingetreten 
war. Ein Regenmacher hatte sich auf eine Lichtung 
gestellt und zelebriert, und siehe da: es fing an zu 
regnen! Dieser Regenmacher war ein ganz schlauer 
Mann: er hatte nämlich vorher hinter die Bäume ge-
schaut und gesehen, was da an Wolken aufkam. So 
kommt mir Ihr Fünf-Punkte-Programm vor. Sie 
haben hinter die Bäume geschaut, Sie haben ge-
sehen, was die Bundesregierung anbietet, und 
schlagen das als eigenes Programm vor. Sie sind 
der Regenmacher in der Konjunkturpolitik der Bun-
desrepublik! Mein Kompliment! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn, lieber Herr Kollege Barzel, die fünf Punkte, 
die Sie hier vorgetragen haben, sind ja in etwa die 
fünf Punkte der Bundesregierung mit der einen 
Ausnahme, daß der Herr Bundeskanzler zu Recht 
darauf hingewiesen hat, daß die mittelfristige Fi-
nanzplanung im Herbst dran ist und wir dann auch 
das von Ihnen geforderte seriöse Programm der 
inneren 'Reformen für den Rest der Legislatur-
periode vorlegen werden. 

(Abg. Leicht: Der Bundeskanzler hat etwas 
anderes gesagt!) 

Lassen Sie mich abschließend einige Bemerkun-
gen zu Europa machen. Herr Müller-Hermann hat 
hier eine völlig falsche Alternative in die Debatte 
eingeführt — aber es ist ja in der Politik üblich mit 
falschen Alternativen zu arbeiten — nämlich die 
Alternative, innere Stabilität in der Bundesrepublik 
oder Fortentwicklung der Gemeinschaft. Ich brauche 
eigentlich dazu sehr wenig zu sagen, nachdem der 
Herr Bundeskanzler die Zusammenhänge sehr deut-
lich gemacht hat. Einen Aspekt will ich ergänzen. 
Europäische Integration kann doch wohl nur erreicht 
werden, wenn die Bevölkerung in ihrer großen 
Mehrheit diese Integration mit trägt. Das war auch 
über Jahrzehnte der Fall. Aber wenn Sie jetzt ein-
mal nach draußen in die Versammlung gehen, mer-
ken Sie eine wachsende Antistimmung gegen die 
europäische Integration, weil man das Gefühl hat, 

dies sei eine Inflationsgemeinschatt, und sie schade 
eigentlich mehr, als sie nütze. Ich glaube, es ist 
ganz wichtig, daß die Bundesregierung durch ihre 
Aktion klarmacht, daß wir diese Art von Europa 
nicht wollen, weil die Bürger sie nicht wollen. Wir 
müssen für alle Beteiligten sehr deutlich machen, 
daß ein Europa dieser Art nicht das Europa sein 
kann, das wir wollen: ein Europa der Gleichen und 
Starken, und das heißt ein Europa mit Stabilität und 
Wachstum. 

Eine zweite Bemerkung: Herr Müller-Hermann, 
es ist falsch, wenn Sie meinen, das, was in Brüssel 
beschlossen worden sei, sei nationale Rückkehr. 
Herr Professor Schiller hat darauf aufmerksam ge-
macht, daß unser nationaler Währungsbeschluß in 
den Ministerratsbeschluß eingebunden ist. Aber das 
ist nicht das Entscheidende. Wenn man sich diese 
vier Punkte genau ansieht, wird doch sehr deut-
lich — darüber haben wir ja auch debattiert —, daß 
wir durch diesen Beschluß in europäische Verbind-
lichkeiten eingebunden sind, z. B. bei der Agrar-
politik, aber auch bei anderen Punkten. Ich meine, 
durch diesen Beschluß sind, obwohl es sich vielleicht 
paradox anhört, erste Pflöcke auf dem Wege zur 
Wirtschafts- und Währungsunion eingeschlagen 
worden. Die nationale Autonomie in der Währungs-
politik geht unwiderruflich ihrem Ende entgegen, 
und um so wichtiger ist es, daß durch diesen 
Schritt deutlich gemacht wird, daß es jetzt darauf 
ankommt, etwas an gemeinsamer Politik zu tun 
und mehr zu tun als das, was wir bisher getan 
haben. Denn bisher haben wir doch die Politik 
Brüsseler Krisenkonferenzen gehabt, die den echten 
Durchbruch nach vorn eigentlich immer haben ver-
missen lassen. Diese Auseinandersetzung hat eben 
deutlich gemacht, daß die technokratischen Brüsseler 
Meisterwerke immer weniger den Belastungen der 
Wirklichkeit standhalten, daß Wirtschaftspolitik 
nur ein Teil der Gesamtpolitik ist, daß eine gemein-
same Währungspolitik in eine politische Integra-
tion eingebunden werden muß. 

Herr Kollege Dr. Barzel, hier sind wir völlig mit 
Ihnen einer Meinung. Wir wollen die politische 
Union, aber, Herr Kollege Dr. Barzel, wir müssen 
Realisten sein und auch sehen, wie es nun in der 
politischen Landschaft in Zentral- und Westeuropa 
wirklich aussieht. Sie wissen ganz genau, daß dieser 
politische Zusammenschluß zur Zeit eben nicht zu 
haben ist, aber vielleicht durch diesen Schritt 
leichter wird. 

Eine letzte Bemerkung. Ich bin Ihnen dankbar, 
daß keiner von Ihnen versucht hat, die Verhand-
lungen über den britischen EWG-Beitritt, die heute 
in ihr letztes, entscheidendes Stadium getreten sind, 
mit den Währungsentscheidungen zu verbinden. 

(Abg. Dr. Barzel: Da habt ihr uns ein 
Messer hingehalten, aber wir sind nicht 

hineingelaufen!) 

Denn es wäre mißlich, wenn wir versuchen wollten, 
uns selbst den Schwarzen Peter zuzustecken. Die 
Verhandlungen über den britischen Beitritt sind 
durch die Entscheidungen des Ministerrats vom 
Sonntag nicht leichter, aber auch nicht schwerer 
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geworden. Die Probleme sind die gleichen geblie-
ben. Vielleicht gibt es bei dem einen oder anderen 
Partner psychologische Anstöße, diesem Beitritts-
begehren doch jetzt positiver gegenüberzustehen. 
Das kann dann nur positiv vermerkt werden. Eines 
steht fest: Wir wollen diesen Beitritt ebensosehr, 
wie wir aus der europäischen Krisenpolitik heraus 
und in die politische Union hinein wollen. 

Lassen Sie mich abschließen. Dies wird sicherlich 
nicht die letzte konjunkturpolitische Debatte in 
diesen Monaten und in diesem Jahr sein. Es wäre 
gut, wenn die Opposition neben ihren Forderungen 
an die Bundesregierung, die sie angemeldet hat, 
auch ein eigenes Konzept hätte. Das Regenmacher-
konzept ist immerhin besser als keines. 

(Beifall hei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen:  
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Strauß. Seine 
Fraktion hat für ihn eine Redezeit von 45 Minuten 
beantragt. 

Strauß (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir können von 
unserer Fraktion aus nichts dafür, daß diese Dis-
kussion heute und hier stattfindet. Wir hätten sie 
gern geführt, wenn die anstehenden, in Brüssel noch 
zu entscheidenden Probleme bereits verhandelt 
worden wären und das Ergebnis dieser Verhand-
lungen auf dem Tisch läge. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Apel, ich darf, damit es eine parla-
mentarische Diskussion ist, zunächst auf einige 
Bemerkungen von Ihnen eingehen. Sie haben der 
Regierung Erhard hohe Preissteigerungsraten be-
scheinigt. Dieses Thema hat uns seinerzeit be-
schäftigt. Ich würde es an Ihrer Stelle nicht erwähnt 
haben; denn im Haus des Gehenkten redet man 
nicht gern vom Strick. Warum sage ich das? Da-
mals, im Zusammenhang mit den Preissteigerungs-
raten der Jahre 1965/66 haben wir uns große Er-
kenntnisse und Lehren aus den Predigten der da-
maligen Oppositionspäpste wenn man das Wort 
in diesem Zusammenhang gebrauchen darf — 
Möller und Schiller anhören müssen. 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Wer ist dann 
heute der Papst! — Abg. Dr. Schäfer [Tü

-

bingen] : Gelernt oder nur gehört?) 

— Ich versuche gerade zu beweisen, daß Sie nichts 
aus dem gelernt haben, was Ihre eigenen Redner 
damals gesagt haben. 

Damals betrug die Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten, auf das Jahr 1966 insgesamt bezogen, 3,4 %.  
Sie hat vorübergehend, von Monat auf Monat be-
zogen, einmal die 4 % -Grenze überschritten; aber 
sie hat sich dann, auf das Jahr bezogen, auf 3,4 % 
beschränkt. 

Ich muß auf einige Unterschiede hinweisen, Herr 
Kollege Apel, die zu würdigen Ihnen bei Ihrer 
Objektivität sicher nicht schwerfallen wird. Erstens 
sind die Preissteigerungsraten heute wesentlich 
höher, als sie damals waren. Sie liegen schon für 

das Jahr 1970 mit 3,8 % höher, und was sich bisher 
für das Jahr 1971 abzeichnet, das steuert, wie Herr 
Müller-Hermann heute gesagt hat, eher der 5 %-
Grenze zu, als daß sich etwa ein Abbau der Preis-
erhöhungsrate des Jahres 1970 abzeichnet. 

Was ist der Unterschied? Auch ich bin der Mei-
nung, daß diese Preissteigerungsraten — 3,4 % für 
das Jahr 1966, 3,8 % für 1970 und, jetzt überschau-
bar, 4,8 % für 1971 im Vergleich zu 1970; das end-
gültige Urteil wird sich erst in einigen Monaten 
geben lassen — kein allein zuverlässiger Index sind. 
Denn die sogenannten Lebenshaltungskosten — das 
heißt die Ausgaben der privaten Verbraucherhaus-
halte — sind ein nicht genügender Maßstab, wenn 
man nicht die Steigerung der industriellen Erzeuger-
kosten und — 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

was noch viel gewichtiger zu Buche schlägt — die 
gewaltige Steigerung der Baukosten im Hoch- und 
Tiefbau, was sowohl im privaten als auch im öffent-
lichen Sektor schwerstens zu Buche schlägt, in die 
Gesamtberechnung mit einbezieht. Dann liegen wir 
allerdings bei dem, was wir im Jahre 1970 zu ver-
zeichnen haben und was Herr Barzel und auch 
andere Redner der CDU/CSU heute erwähnten: 
einem Zuwachs des realen Bruttosozialprodukts 

 zwischen 4,5 und 5 und des nominalen Bruttosozial-
produkts von über 12 %. Mit dieser Differenz zwi-
schen unter 5 real — und über 12 % — nominal — 
liegen wir für das Jahr 1970 an der Spitze aller 
inflationär tendierenden Länder, einschließlich auch 
Japans und Nordamerikas. 

Wenn Sie, Herr Kollege Apel, den Vergleich zum 
Jahre 1966 ziehen, werden Sie feststellen, daß im 
Jahre 1966 der Unterschied zwischen dein Zuwachs 
des realen und dem des nominalen Bruttosozial-
produkts viel geringer war, als er im Jahre 1970 zu 
verzeichnen gewesen ist. 

Eine zweite Bemerkung: Hat nicht der heutige 
Bundeswirtschaftsminister seinerzeit in gleicher 
Funktion bei der Großen Koalition in einem Doku-
ment der Bundesregierung seiner Überzeugung Aus-
druck gegeben, daß für ihn Stabilität erst erreicht 
sei, wenn der Unterschied zwischen nominal und 
real nicht mehr als 1 % betrage? Das ist ein weiteres 
Kriterium zu dem, was Herr Barzel heute gesagt hat. 
Wenn Herr Schiller sagte, daß eine Differenz von 
höchstens einem Prozent zwischen realen und nomi-
nalem Zuwachs für ihn erst Stabilität bedeutet, wie 
müßte er das Ergebnis der Regierungspolitik be-
zeichnen, wenn sich eine Differenz von über 7 %  

zwischen nominal und real für das Jahr 1970 ergibt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nur nebenbei erwähnen, daß bei den 
Preissteigerungen 1966 — es ist beinahe eine poli-
tische Vergangenheitsforschung — gerade im ersten 
halben Jahr wegen des schlechten Wetters die außer-
ordentlich hohen Steigerungen der Lebensmittel-
kosten zu Buche schlugen, während damals die 
Steigerung der industriellen Erzeugerkosten, Herr 
Kollege Apel — wenn mich mein Gedächtnis nicht 
täuscht; ich habe die Statistik nicht bei mir —, bei 
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etwa 1,7 % gegenüber den 6 bis 7 % im Jahre 1970 
liegt. 

Dann darf ich noch das letzte in Ihr Stammbuch 
schreiben. Die Regierung Erhard hatte niemals das 
Stabilitätsgesetz als Instrumentarium der Stabilitäts-
politik in der Hand. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und warum nicht? Weil die für die Verabschiedung 
des Stabilitätsgesetzes erforderliche verfassungs-
ändernde Mehrheit von der damaligen Sozialdemo-
kratie in der Opposition nicht gestellt, sondern ver-
hindert worden ist. 

(Abg. Dr. Tamblé: Weil das schlechter war!) 

Das nur nebenbei erwähnt. Das war die Zeit, in der 
ich Herrn Schiller einen Postkutschenföderalismus 
vorgeworfen habe, als er nämlich als Ersatz für eine 
verfassungsändernde Mehrheit den Abschluß von 
Staatsverträgen Bleichlautenden Inhalts zwischen 
dem Bund und allen Ländern empfohlen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Soviel aus dem Gedächtnis, Herr Kollege Apel, 
wenn Sie die angeblich hohen Preissteigerungs-
raten der Ara Erhard in Vergleich zu dem bringen, 
was heute Gegenstand unserer Unterhaltung ist. Da-
für gibt es eben keine Vergleichsbasis, weil sich so-
wohl die Zahlen gewaltig unterscheiden als auch die 
Maßstäbe sich unterscheiden und die Mittel der Be-
kämpfung dieser Entartungserscheinungen damals 
wie heute verschieden sind. Damals hat man der Re-
gierung das Instrumentarium verweigert; der heuti-
gen ist es verschafft worden; aber sie macht keinen, 
einen falschen oder einen zu späten Gebrauch davon. 
Darin liegt der Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann, Herr Kollege Apel, haben Sie von den fal-
schen — — 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Wollen wir 
mal sehen, was die CDU/CSU-Landesregie

-

rung machen wird!) 

- Sie wissen, Herr Kollege Schäfer, daß ich für die 
Verfassungsänderung war, um das Stabilitätsgesetz 
durchzusetzen, weil ich von dieser Art von Födera-
lismus, Staatsverträge zwischen Bund und Ländern 
in Sachen gemeinsamer nationaler Konjunkturpolitik 
abzuschließen, gar nichts halte. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Weil Sie Ihre 
Bayern kennen 	deshalb!) 

— Ja sicher, das ist der Unterschied zwischen Ihnen 
und mir. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben von falschen Alternativen gesprochen, 
Herr Kollege Apel. Man kann nur den Kopf schüt-
teln, in welch kurzer Zeit sich die Fronten in diesem 
Hause ändern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich habe seinerzeit bei einer wirtschaftspolitischen 
Diskussion den Herrn Bundeskanzler als den Kanz-
ler der falschen Prognosen und der falschen Alter-
nativen bezeichnet, weil noch bis vor kurzem der 

Bundeskanzler die Preiserhöhungserscheinungen, die 
inflationären Erscheinungen verharmlost, Stabilität 
als garantiert oder demnächst wieder in vollem Um-
fange eintretend vorausgesagt und das, was eben 
an Preiserhöhungen eingetreten ist, als unvermeid-
lichen Tribut für die Vollbeschäftigung bezeichnet 
hatte, die ansonsten gefährdet wäre. Er hat damals 
die Alternativen aufgestellt, daß Preiserhöhung 
eben die unvermeidliche Begleiterscheinung einer 
Politik der Vollbeschäftigung sei, die auf keinen 
Fall gefährdet werden dürfe. 

Heute hat Kollege Barzel darauf hingewiesen, daß 
natürlich jetzt die Summe aller Maßnahmen über 
längere Zeiträume hinweg die Frage des wirtschaft-
ßlichen Wachstums, damit auch die Frage der Re-
zessionsgefahr und damit auch die Frage der Voll-
beschäftigung aufwirft. Hier steht er in völliger 
Übereinstimmung mit so ziemlich allen in der prak-
tischen Wirtschaftspolitik tätigen Verbänden, ob es 
der Deutsche Gewerkschaftsbund ist, der die glei-
chen Gefahren geäußert hat, ob es der Deutsche In-
dustrie- und Handelstag ist, ob es der Bundesver-
band der Deutschen Industrie ist. Sie warnen alle 
seit geraumer Zeit davor, daß die Kumulation aller 
Erscheinungen — nicht eine einzelne Erscheinung, 
sondern die Summe, die Addition, die Kumula-
tion  , wie ja die bereits zurückgehende Investi-
tionsneigung deutlich beweist, dieses Problem her-
aufbeschwören wird. Es ist nicht damit getan, dann, 
wenn die Situation da ist, sie festzustellen und nach 
Abhilfe zu schreien, sondern das Problem der Wirt-
schaftspolitik ist ja auch ein Problem der Wirt-
schaftsprognostik — schwach genug entwickelt aller-
dings —, nämlich festzustellen, wann der Bruch- I 
punkt kommt, der in der akuten Tageslage über-
haupt nicht festzustellen ist, der aber dazu führt, 
daß eines Tages die von Barzel heute skizzierte Ge-
fahr erscheint. 

Sie sagen in einem bewundernswerten, offenbar 
von Gott Ihnen verliehenen Selbstvertrauen: die 
Vollbeschäftigung ist nicht in Gefahr. Ich gebe Ihnen 
recht. Die Vollbeschäftigung war in der ganzen Zeit, 
wo der Bundeskanzler mit dem Gespenst der Arbeits-
losigkeit gedroht hat, bestimmt nicht das Thema 
bei den 600 000 offenen Stellen, bei den 2 Millionen 
Gastarbeitern, die wir haben, und bei den Verhält-
nissen auf dem Arbeitsmarkt —, und sie ist auch 
heute nicht das aktuelle Problem. Aber langfristig 
gesehen wird die Kumulierung aller Maßnahmen 

erst die Aufwertung, dann Freigabe der Wechsel-
kurse, eine Kostenexplosion, zurückgehende Inve-
stitionsneigung — die durch künstliche Konjunktur-
aufblähung noch hinausgeschobene Problematik 
eines Tages nicht mehr verhindern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun haben Sie ein Programm des Kollegen Barzel 
erwähnt. Das ist ja ganz interessant. Denn heute 
haben wir immer gehört, daß der Barzel kein Pro-
gramm habe, und Sie haben sich mit einem Pro-
gramm von ihm beschäftigt. 

(Abg. Dr. Apel: Das war ein abgeschriebe-
nes!) 

— Ich komme darauf noch zu sprechen. Sie haben 
gemeint, er sei der Regenmacher der Konjunktur. 
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Das hat mich etwas zu dem Bilde geführt: Wenn bei 
uns die Sonne scheint, dann war es bestimmt das 
Verdienst der Bundesregierung; 

(Abg. Hermsdorf [Cuxhaven] : Das war 
immer so!) 

wenn es aber regnet, hat die Bundesregierung be-
stimmt mit dieser Erscheinung nichts zu tun, oder 
der Barzel ist es gewesen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Ich fühle mich zu dieser Bemerkung deshalb veran-
laßt, weil ja nicht nur heute, sondern schon bei 
früherer Gelegenheit — siehe Eröffnung des Land-
tagswahlkampfes in Rheinland-Pfalz   der Herr 
Bundeskanzler gesagt hat: Wie kann man denn die 
Bundesregierung für die Preisentwicklung verant-
wortlich machen; da, wo die Preise gemacht werden, 
sitzen doch die Herren Stoltenberg und Strauß und 
Barzel viel näher daran. Ich habe mich damals schon 
mit dieser Problematik etwas beschäftigt, mit dieser 
Vorstellung von konspirativen Kräften in der Bun-
desrepublik, die zum Schaden der Bundesregierung 
ohne Rücksicht auf die Volkswirtschaft, ohne Rück-
sicht auf die sozialen Konsequenzen sozusagen in 
finsterer Konspiration die Preise hochtreiben, um 
dann endlich wieder an die ach so ersehnte Macht 
zu kommen. Das ist beinahe so wie: die Freimaurer 
oder die Juden sind an allem schuld. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] : Das kann 
bloß Ihnen einfallen! — Abg. Dr. Apel: So 

ein Niveau!) 

Wenn aber der Herr Bundeskanzler heute wieder 
den Zusammenhang zwischen staatlicher Wirt-
schaftspolitik und der Gestaltung der Preise zu 
leugnen versucht, dann ist doch hier eine wunder-
bare geistige Metamorphose bei den gleichen poli-
tischen Kräften eingetreten. Denn früher hat man 
doch jede, aber auch jede in der Praxis nie zu ver-
meidende negative Einzelerscheinung der damaligen 
Bundesregierung angelastet und von ihr sofortige 
akute Abhilfe verlangt. Im übrigen, Herr Bundes-
kanzler, wenn die Bundesregierung nicht für die 
Preisentwicklung verantwortlich wäre, warum füh-
ren wir denn heute überhaupt eine Stabilitäts-
debatte? 

(Beifall und große Heiterkeit bei der 
CDU/CSU.) 

Wenn sich die Preise völlig unabhängig von den 
politischen Kräften, gewissermaßen durch autonome 
Naturereignisse innerhalb der Wirtschaft gestalten, 
dann wäre ja Ihr heutiger, doch sehr publikums-
wirksamer und dramatischer Auftritt mit dem be-
schwörenden Appell zugunsten der Stabilität völlig 
sinnlos gewesen, weil wir dann in einem falschen 
Theater über ein Thema reden würden, für das wir 
gar nicht zuständig wären. 

Herr Kollege Apel, dann haben Sie gesagt, das 
Einströmen von Auslandsgeld sei der einmaligen 
wirtschaftlichen Lage dieses Landes zuzuschreiben. 

(Abg. Dr. Apel: Einmalig nicht, aber benei

-

denswert!) 

— Doch, doch, das haben Sie wörtlich gesagt. Ich 
habe es genau aufgeschrieben. Das müssen Sie im 

Protokoll dann streichen, wenn Sie es gestrichen 
wissen wollen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin durchaus einverstanden, denn das Wort „ein-
malig" klang mir so bemerkenswert in den Ohren, 
nicht zuletzt deshalb, weil ich vor einigen Wochen 
gelesen habe, daß der Sprecher Ihrer Fraktion oder 
Partei erklärt hat, daß die Bundesrepublik dank der 
Politik der Bundesregierung eine Traumkombination 
in Zielerfüllung erreicht hat. Ich habe mir unter 
Traum immer etwas anderes vorgestellt, als was wir 
heute in der Wirklichkeit als inflationäre Entwick-
lung zu verzeichnen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

— Nein, das war die „Traumkombination" eines 
Miteinanders von a) Preisstabilität, b) Vollbeschäf-
tigung und c) Wachstum und d) ausgeglichener 
Zahlungsbilanz. Wenn es die Traumkombination 
und die für Sie einmalige wirtschaftliche Lage des 
Landes sind, die das Auslandskapital hereingeholt 
haben, dann steht das einfach in Widerspruch zu der 
Tatsache, daß bei uns in gewisser Hinsicht die in-
flationären Entwicklungen größer sind als in ande-
ren Ländern, wie vorher dargestellt. 

Allerdings steht die Bundesrepublik im Kreise 
aller modernen Industrieländer noch in dem Rufe 
einer sehr raschen Expansion und einer relativ 
hohen Wachstumsquote, obwohl die Differenz zwi-
schen realem und nominalem Wachstum erheblich 
zugenommen hat, obwohl die Produktivitätssteige-
rung wesentlich geringer als die Zunahme der 
Kosten ist. Aber es gibt einen gewissen Mythos der 
deutschen Wirtschaft, einen gewissen Mythos des 
gar nicht existierenden deutschen Wunders und 
der Deutschen Mark, der angesichts der Erscheinun-
gen in anderen Ländern, wo wir Inflation mit Ar-
beitslosigkeit haben, was uns bisher erspart geblie-
ben ist — ich sage ausdrücklich: bisher erspart ge-
blieben ist  , Geld hereinholt. 

Sie können doch nicht bestreiten — Sie werden 
doch heute von Ihren eigenen Rednern eines Bes-
seren belehrt —, daß die Hochzinspolitik der Bun-
desbank negativ außenwirtschaftliche Folgen auch 
in Abwägung der Übel und im Zielkonflikt in Kauf 
genommen hat. Es hat keinen Sinn, jetzt in mora-
lischen Kategorien zu reden. Aber daß sich das Aus-
landskapital dort am schnellsten festlegt, wo der 
höchste Zinsgewinn zu erzielen ist, ist doch selbst-
verständlich. Sie wissen doch selbst, mit welchem 
Habenzinssatz allein kurzfristige Einlagen verzinst 
worden sind. Über viele Monate hinweg sind in 
der Bundesrepublik für relativ kurzfristige Festein-
lagen von einem Vierteljahr bis zu einem Jahre 
Habenzinsen von 8 %, 9 % bis zu 10 % gezahlt 
worden. Erst jetzt hat die Bundesbank den Diskont-
satz gesenkt, hat die Mindestreservenpolitik etwas 
gelockert, wodurch eine gewisse Änderung nach 
unten eingetreten ist. Man kann aber doch nicht ein-
fach die Augen vor der Tatsache verschließen, daß 
die durch die Versäumnisse der Bundesregierung 
von der Bundesbank betriebene — und weil sie sich 
allein überlassen war, von ihrer Seite aus auch not- 
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wendige — Restriktionspolitik die hohen Zinsen in 
Kauf genommen und damit den Zustrom des hohen 
Auslandskapitals begünstigt hat. 

Lassen Sie mich umgekehrt sagen, hätte hier 
wirklich eine konzertierte Aktion zwischen Bundes-
regierung und Bundesbank stattgefunden — und die 
Versicherung des Gegenteils ist doch einfach falsch; 
es hat doch keinen Sinn zu sagen, daß Bundesbank 
und Bundesregierung in idealer Kooperation zusam-
mengewirkt hätten —, hätte sich nicht die Tatsache 
ergehen, daß die Bundesbank von der Bundesregie-
rung weitgehend, vor allen Dingen in der entschei-
denden Phase, alleingelassen war. Das aber hat die 
Bundesbank dazu bewogen, unter Abwägung der 
Übel und im Bewußtsein des Zielkonfliktes eine 
Hochzinspolitik beizubehalten, und zwar in dem 
ganz klaren Wissen, daß damit das Übel des Zu-
stroms spekulativen Auslandskapitals noch ver-
stärkt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Alles andere ist doch dann wirklich Kindergarten-
erzählung. 

Dann sagten Sie nicht zu Unrecht: Wir wollen 
kein Europa als Inflationsgemeinschaft, wir wollen 
ein Europa der gleichen und starken Länder, wir 
sind dafür, daß die nationale Autonomie auch auf 
dem Währungsgebiet zu Ende geht. Ich stimme Ihnen 
darin völlig zu, genauso wie ich Herrn Schiller zu-
stimme, wenn er heute das gleiche Wort gebraucht 
hat: Europa darf nicht zu einer Inflationsgemein-
schaft werden. Bis jetzt hat man aber in der deut-
schen Öffentlichkeit noch nicht den Eindruck, daß 
die inflationären Tendenzen mit ihren verheerenden 
sozialen Konsequenzen etwa europäische Import-
ware sind. Bis jetzt hat man noch den Eindruck 
— wir wollen Ursache und Wirkung hier doch rich-
tig darstellen —, daß es sich um eine hausgemachte 
Inflation handelt. Herr Schiller hat das in Hannover 
ehrlicherweise auch selbst zugegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist nur — hier muß ich eine kritische Anmer-
kung machen, und zwar sowohl an die Adresse des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers als auch an Ihre 
Adresse — verständlicherweise nicht so, daß die 
anderen Partner in der EWG, vor allen Dingen die 
beiden größeren Partner Frankreich und Italien, nach 
der Vorstellung handeln, daß am deutschen Wesen 
die europäische Welt genesen könnte. Die Bundes-
regierung hat heute bedauert, daß die übrigen Part-
ner sich nicht den Vorstellungen der Bundesregie-
rung angeschlossen haben. Das wäre freilich eine 
sehr einfache Europapolitik, europäische Einigung 
jederzeit dann herzustellen, wenn alle anderen sich 
unseren Vorstellungen anschließen. Das ist eine ge-
fährliche Vorstellung, Herr Kollege Apel. Auf diese 
Weise wird eine ganze Menge antideutscher Ressen-
timents erweckt. Wenn wir sagen: Wir schlagen die 
Bresche in das System von Bretton Woods; wir 
mußten hier mit gutem Beispiel vorangehen, damit 
endlich ein überholtes System aufgelockert und 
überwunden werden kann!, sind das genau die 
Töne, die man im Ausland mit großem Unbehagen 

registriert und die dort dann zu Konsequenzen 
führen, die keiner von uns wünschen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Das hat doch Herr Erhard verlangt!) 

— Ich habe Herrn Schiller und jetzt Herrn Apel 
gemeint. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Strauß, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Apel? 

Strauß (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Dr. Apel (SPD) : Herr Strauß, darf ich Sie darauf 
aufmerksam machen, daß der EWG-Vertrag, den ja 
Herr Erhard unterschrieben hat, eindeutig festlegt, 
daß die Mitgliedsländer eine Politik unter Wahrung 
eines hohen Beschäftigungsstandes, eines stabilen 
Preisniveaus usw. zu treiben haben? Insofern kann 
nicht davon die Rede sein, daß am deutschen Wesen 
die Welt genesen soll. Es muß nur eben der EWG-
Vertrag zum Zuge kommen. Halten Sie es nicht auch 
für ein legitimes Ansinnen der Bundesregierung, 
darauf aufmerksam zu machen und dieses zum politi-
schen Impetus der Gemeinschaft werden zu lassen? 

Strauß (CDU, CSU). Herr Kollege Apel, daß das 
Ansinnen legitim ist, werde ich Ihnen nie bestreiten. 
Ich habe vorher bestätigt, daß dies unsere gemein-
same Sorge ist und daß niemand mehr als wir in der 
CDU /CSU kein Europa der Inflationsgemeinschaft 
wünschen. Aber nehmen Sie bitte auch zur Kenntnis, 
daß gerade Ihre Frage eben meine Bedenken be-
stätigt: daß wir nämlich so tun, als ob wir im Be-
sitz der alleinseligmachenden Auslegung des EWG-
Vertrages wären, während die anderen ihn entweder 
nicht ernst nehmen oder im finsteren Irrtum ver-
harren und durch uns erst eines Besseren belehrt 
werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Strauß, gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage des Abgeordneten Apel? 

Strauß (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Dr. Apel (SPD) : Herr Kollege Strauß, würden 
Sie mir zustimmen, wenn ich sage, daß das, was Sie 
ansprechen, eigentlich gar nicht das Problem ist, 
sondern daß das Problem darin liegt, daß es keinen 
politischen Überbau und deswegen immer noch 
nationale Konjunkturpolitik gibt? 

Strauß (CDU/CSU) : Auch hier unterscheidet uns 
nichts. 

Dr. Apel (SPD): Dann verstehe ich wirklich nicht, 
Herr  Strauß, warum Sie national abwertende Be-
merkungen — im Stile: Am deutschen Wesen soll 
die Welt genesen — in diese Debatte einführen. Sie 
gehören nicht in diese Debatte. 
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Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Apel, auch in 
der Hinsicht unterscheidet uns nichts, daß das Feh-
len eines politischen Überbaus eine gemeinsame 
Konjunkturpolitik verhindert. Ich bin auch der Mei-
nung, daß die Freigabe der Wechselkurse durch alle 
Sechs einen Sinn hätte, allerdings — insofern möchte 
ich die Ausführungen von Herrn Erhard ergänzen 
nur unter der Voraussetzung, daß dann auch alle 
eine gleiche Konjunkturpolitik betreiben, was so 
lange Utopie bleibt, als keine zentralen Instrumente 
zur Erzielung und Durchführung dieser Konjunktur-
politik vorhanden sind. Bis dahin müssen wir mit 
festen Wechselkursen auskommen. Wir können nicht 
im Alleingang andere nachziehen, uns darauf be-
rufend, daß es mehrere gewesen seien, aber dann 
eine einheitliche Beschlußfassung in der EWG ,durch 
Beharrung auf unserem Standpunkt verhindern. Das 
ist doch die Problematik, bei der sich eben leider 
alles im Kreise dreht. 

Lassen Sie mich nun noch zu einigen weiteren 
Überlegungen einige Bemerkungen machen. Wir 
waren ja heute alle vielleicht nicht überrascht, aber 
befriedigt, daß der Bundeskanzler das Thema „Sta-
bilität" in diesem Frühjahr mit einer besonderen 
Dringlichkeitsnote ausgestattet hat. Es wäre gut ge-
wesen, wenn er dem Thema der Stabilität schon da-
mals bei seiner Regierungserklärung und in den 
darauffolgenden neun Monaten die gleiche Präferenz 
und die gleiche Priorität gewidmet hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Apel meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

Herr Kollege Apel, es hat keinen Sinn, daß wir 
in einen Dialog eintreten. Ich habe zwei Fragen 
beantwortet. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ich bin gern bereit zu antworten, aber dann nicht 
zu Lasten meiner Redezeit. 

Dr. Apel (SPD) : Herr Strauß, es soll auch wirk-
lich die letzte Frage sein. Können Sie mir zu-
stimmen, wenn ich sage, daß Sie bei der Aufwer-
tung der D-Mark hier entschieden dagegen gespro-
chen haben und düstere Bilder einer Krise an die 
Wand gemalt haben und daß Sie es waren, der von 
Anfang an   mit Ihrer Fraktion zusammen jede 
gemeinsame Konjunkturpolitik verhindert und hin-
tertrieben hat? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Strauß (CDU/CSU) : Ich glaube, Sie sollten doch 
Ihre Gedächtnislöcher etwas füllen ;  denn sonst 
laufen Sie immer wieder Gefahr, sich, ich darf 
sagen: beinahe zu blamieren, Herr Kollege Apel. 

(Abg. Dr. Apel: Sie waren doch gegen die 
Aufwertung!) 

— Es ist eine völlig falsche Darstellung, daß wir 
währungspolitische Maßnahmen schlechthin abge-
lehnt hätten und daß wir die Beibehaltung der frü-
heren Paritäten für ein nicht anzutastendes Tabu 
erklärt hätten. Wir haben nur zwei Dinge gesagt, 
und das wiederhole ich hier: erstens, daß Währungs

-

politik kein Ersatz für Konjunkturpolitik und kein 
Instrument der Konjunkturpolitik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben doch schon vor sechs Monaten wieder 
höhere Zahlungsbilanzüberschüsse gehabt, als wir 
damals hatten, und die Bundesregierung hat vor 
sechs Monaten erklärt, an Aufwertung sei nicht zu 
denken. Jetzt ist sie in ihren geheiligten Auffas-
sungen offensichtlich wieder etwas wankend ge-
worden. Aber darüber wird noch zu reden sein. 

Wir haben zweitens erklärt, daß der Druck nicht 
dauernd auf die D-Mark abgewälzt werden darf. 
Wenn man nämlich das Beispiel dafür gibt, daß man 
sich der Spekulation beugt, dann wird man sie 
immer wieder bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
und mit dem leisesten Windhauch ins Land holen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte einer allgemeinen Reorientierung der 
Währungsparitäten genauso wie meine gesamte 
Fraktion und der damalige Bundeskanzler nicht 
widersprochen, nur dem deutschen Alleingang, der 
schlecht vorbereitet war, der nicht ausgehandelt war 
und der dann auf dem Agrarsektor, was Sie hoffent-
lich nicht bestreiten werden, erhebliche Störungen 
und Verärgerungen und in einer gewissen Bevöl-
kerungsschicht erhebliche Nachteile, die bis jetzt in 
keiner Weise voll augeglichen worden sind, her-
vorgerufen hat; und jetzt fangen wir schon wieder 
mit dem gleichen an, hier Verwirrungen, Unsicher-
heit und Nachteile zu schaffen, und sprechen von 
einem vollen Ausgleich, ohne daß der Ausgleich 
wegen der früheren Maßnahme bis jetzt auch nur 
einigermaßen zufriedenstellend gewährleistet wor-
den ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte nicht, Herr Kollege Apel, die Schlacht 
des Jahres 1969 jetzt noch einmal schlagen. Aber 
es ist doch auch kein Zweifel, daß Sie im Jahre 
1969 blind auf die allein seligmachende Wirkung 
der Aufwertung vertrauten. Ich denke an die da-
maligen Heeresberichte und Siegesmeldungen, die 
von offiziellen Hauptquartieren ausgegangen sind, 
und an das, was dann in Wirklichkeit gekommen 
ist. Man bezeichnete die Aufwertung gewissermaßen 
als den Startschuß für die wiedererlangte wirt-
schaftspolitische Bewegungsfreiheit und sah damit 
das Problem der Stabilität und der Inflations-
bekämpfung als erledigt an. Die Aufwertung da-
mals man mag so oder so zu ihr stehen; meine 
Einstellung ist bekannt — war ein Schlag ins Was-
ser, weil man nicht mit ihr — was leider nicht 
geschehen ist — begleitende Maßnahmen zur Dämp-
fung der hausgemachten Inflation verbunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Da sind wir beim springenden Punkt, Herr Kol-
lege Apel. Warum sind damals diese begleitenden 
Maßnahmen nicht mit der Aufwertung verbunden 
worden? Warum? Das ist der Kern der Probleme. 
Begleitende Maßnahmen hätten damals bedeutet: 
eine restriktive Haushaltspolitik für den Rest des 
Jahres 1969, sie hätten bedeutet eine restriktive 
Haushaltspolitik für das Jahr 1970, sie hätten be- 
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deutet erhebliche Einschränkungen in der mittel-
fristigen Finanzplanung. Ferner hätten flankierende 
Maßnahmen bedeutet, bereits zum 1. Oktober oder 
spätestens zum 1. Januar, notfalls wegen der Rück-
zahlungsverpflichtung unter Änderung des Stabili-
tätsgesetzes, den zehnprozentigen Konjunkturzu-
schlag einzuführen. Sie haben heute gesagt: Sie 
haben es ja im Juli 1970 abgelehnt. Natürlich haben 
wir im Juli es zwar nicht abgelehnt, aber uns durch 
Stimmenthaltung nicht an der Verantwortung be-
teiligt. 

(Lachen bei der SPD.) 

Wenn nämlich einmal die Schwungmasse des Infla-
tionsmotors in voller Bewegung ist, dann bedarf 
es wesentlich größerer Einwirkungen und einschnei-
denderer Maßnahmen, um sie wieder zu verlang-
samen und zum Stillstand zu bringen, als es im 
Jahre 1969 um die Jahreswende auf 1970 bedurft 
hätte, als man mit relativ harmlosen und weniger 
fühlbaren Maßnahmen hätte vorgehen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber Sie konnten das ja gar nicht tun — lassen 
Sie mich das offen sagen —, weil Sie auf die ver-
gangenen 20 Jahre hingewiesen haben, auf all die 
schrecklichen Versäumnisse, all die schrecklichen 
Fehler und was damals an Infrastruktur verpaßt 
worden sei, was an Reformen sozusagen verschlafen 
worden sei. Da haben Sie das Bild des modernen 
Deutschland, des Goldenen Zeitalters, der anbre-
chenden Zukunft, der neuen Zeitrechnung hingemalt, 
auf allen Gebieten mehr Geld, für individuellen So-
zialkonsum mehr Geld, für kollektiven Sozialkon-
sum, für Gemeinschaftsinvestitionen mehr Geld. Sie 
konnten doch nicht gleichzeitig der Aufwertung 
durch flankierende Maßnahmen einen Sinn geben, 
weil Sie damit ja Ihre gesamten Ankündigungen 
— modernes Deutschland, neues Zeitalter, Refor-
men — von vornherein hätten unterlassen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dann wäre der ganze Spuk überhaupt nicht ent-
standen. Der Luftballon ist sowieso geplatzt, aber 
Sie haben ihn eine ganze Zeit prächtig und farben-
schillernd spazieren getragen, um damit die deut-
sche Öffentlichkeit mit großen Zukunftshoffnungen 
zu erfüllen. Die Brötchen, die heute der Herr Bun-
deskanzler gebacken hat, die waren schon viel be-
scheidener als die Riesenwecken, die er damals 
in Aussicht gestellt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich brauche Sie wohl nicht mehr an das makabre 
Spiel zu erinnern, das in den gleichen Zusammen-
hang gehört, mit Steuersenkung und Steuererhö-
hung. Ich bin ja dem Sinn nach der Brunnenvergif-
tung bezichtigt worden, als ich damals sagte — sinn-
gemäß sagte —: Die Verdoppelung des Arbeitneh-
merfreibetrags wird noch lange Zeit nicht möglich 
sein. Jetzt wird sie ja kombiniert werden mit Maß-
nahmen, wo die linke Hand gibt und die rechte wie-
der nimmt oder umgekehrt, eher sagen wir: wo die 
rechte Hand gibt und die linke nimmt; das ist viel-
leicht der bessere Vergleich in dem Zusammenhang. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die beabsichtigte Erhöhung des Einkommensteuer

-

tarifes, habe ich damals gesagt, macht sowieso den 
Wegfall der Ergänzungsabgabe überflüssig. Ihr 
Wegfall wird ja jetzt nur formell erfolgen, aber die 
Ergänzungsabgabe wird in den Gesamttarif einge-
baut werden. Es steht doch heute nach Ihren Plänen, 
über die ich mich jetzt gar nicht äußern will, fest, 
daß nicht nur die 54,9 % vorgesehen sind, die wir 
jetzt als Spitzensatz haben, sondern Sie haben Pläne 
bis 56% und 58 %. Sie brauchen ja bloß an das zu 
denken, was Ihre Kommission nicht veröffentlicht 
hat in diesen Tagen, weil sie jetzt noch nicht die 
Katze aus dem Sack lassen will. Aber damals, als 
wir das sagten, sind wir der Brunnenvergiftung 
bezichtigt worden. 

(Abg. Dr. Tamblé: Mit Katzen muß man 
vorsichtig sein! — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Ja, das stimmt. 

(Fortgesetzte Heiterkeit bei der SPD.) 

Steuersenkung und Steuererhöhung! Sie haben 
damals Steuersenkung versprochen auch als einen 
Teil der Reformen. Hernach fiel es Herrn Ahlers 
sehr schwer, zu erklären, daß die versprochenen 
Steuersenkungen — Arbeitnehmerfreibetrags-
verdoppelung, Wegfall der Ergänzungsabgabe — 
nicht Teil des Reformprogramms seien und daß ihre 
Unterlassung auch kein Brechen eines gegebenen 
Wortes sei. 

(Anhaltende Heiterkeit bei der SPD.) 

— Ich könnte Ihnen noch einiges zu Ihrer Bemer-
kung sagen, Herr Kollege, aber das überlassen Sie 
mir bei passender Gelegenheit. 

Aber damit kommen Sie um die Tatsache nicht 
herum, daß Sie in der Regierungserklärung dem 
Volke Steuersenkungen in Höhe von 2 Milliarden 
Mark, in Kraft tretend ab 1. Januar 1970, ver-
sprochen haben und damit den allgemeinen Taumel 
der Ausgabenfreudigkeit im öffentlichen Sektor wie 
im privaten Sektor begünstigt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Haben Sie nicht uns, die CDU/CSU, damals im 
Finanzausschuß mit einer Stimme Mehrheit nieder-
gestimmt, als wenige Tage vor den drei Landtags-
wahlen Herr Pohle für die Fraktion der CDU/CSU 
den Antrag stellte, 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

dieses Steueränderungsgesetz 1970, wie es hieß, 
bis auf weiteres zurückzustellen, weil es aus kon-
junkturpolitischen Gründen nicht zu verantworten 
sei? Sie haben bis zum Tage der Landtagswahlen 
in der Öffentlichkeit den Eindruck aufrechterhalten, 
daß am 1. Juli die Steuersenkung kommt. Sie haben 
in der Woche nach der Landtagswahl hier den An-
trage gestellt, — Herr Schiller ist es gewesen für 
die Bundesregierung —, dieses Gesetz von der 
Tagesordnung abzusetzen, weil es konjunktur-
politisch nicht zu verantworten sei. Das ist der 
eigentliche Grund, warum Sie im Herbst 1969 nicht 
das Notwendige tun konnten. Sie haben es ent-
weder nicht gesehen oder Sie haben es gesehen und 
wollten es nicht zugeben, weil damit der ganze 
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Schaum des Reformprogramms wiederum frühzeitig 
in sich zusammengebrochen wäre. Das ist doch die 
Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Heute haben wir vernommen, daß die Devisenzu-
flüsse nicht durch die Hochzinsen verschuldet, son-
dern der einmaligen wirtschaftlichen Lage unseres 
Landes zuzuschreiben seien. Der Bundesregierung 
könne wahrlich nicht die Verantwortung für die 
jetzige Währungskrise, wie sie etwas übertrieben 
genannt werde, aufgebürdet werden. Die früheren 
Redner der CDU/CSU haben Ursache und Wirkung 
heute bereits dargestellt. Ich lasse einmal völlig 
offen, wie die Gutachten zustande gekommen sind. 
Jedenfalls gab es hier ein ganz schönes Zusammen-
wirken von bestimmten Faktoren. Wenn die Bundes-
regierung Wert darauf gelegt hätte, eine durch die 
Gutachten geförderte, allmählich lawinenartig an-
schwellende Spekulationsstimmung zu verhindern, 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach] : Sehr richtig!) 

hätte sie erklären müssen: Das ist eine interessante 
Meinung, aber die Bundesregierung denkt nicht dar-
an, auf währungspolitischem Gebiet aufzuwerten 
oder eine Freigabe der Wechselkurse einzuführen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wenn die Bundesregierung diese Gutachten je-
doch selber als einen „nützlichen Beitrag zur Mei-
nungsbildung" bezeichnet und wenn — Herr Kol-
lege Apel, Sie haben es doch heute und wahrschein-
lich auch in der Fraktion selber gehört oder haben 
es gelesen — der Bundeskanzler den nationalen 
Alleingang der Bundesrepublik sozusagen als Opfer-
gang im Interesse der übrigen Europäer verkündet, 
darf man sich nicht wundern, wenn nach dem Grund-
satz „Geld ist scheu wie das Reh" Gelder angezogen 
werden, wieder abfließen und die Spekulation ins 
Land geholt wird. Das können Sie doch nicht be-
streiten. 

Da Sie von Europa gesprochen haben, lassen Sie 
mich in dem Zusammenhang dazu noch ein paar Be-
merkungen machen. Wir werden sehen, wie die end-
gültige französische Haltung sein wird. Es ist ein 
unguter Zustand, wenn man immer wieder, sogar 
durch offizielle Papiere, nämlich durch den „Nach-
richtenspiegel" des Bundespresse- und Informations-
amtes, von Stunde zu Stunde andere Situationsbe-
richte bekommt. Es heißt hier — der Bericht stammt 
von gestern —: 

Frankreich hat am Montag überraschend seine 
Mitarbeit beim Aufbau der Wirtschafts- und 
Währungsunion aufgekündigt, bis alle EWG-
Länder wieder zu festen Wechselkursen zurück-
gekehrt sind. Wirtschafts- und Finanzminister 
Giscard d'Estaing teilte diese scharfe Reaktion 
auf die Wechselkursfreigabe von D-Mark und 
Gulden auf einer EWG-Ministerkonferenz in 
Brüssel mit. 

Dann heißt es weiter: 

Durch die französische Entscheidung ist prak

-

tisch die weitere Vorbereitung der Währungs

-

union blockiert. Die Sitzung der EWG-Wirt

-

schafts- und Finanzminister, die Mitte Juni im 
Rahmen der neuen Union die Konsultationen 
über die Konjunkturlage in der Gemeinschaft 
aufnehmen sollten, dürfte ausfallen, da sie nicht 
vorbereitet werden kann. Die EWG-Partner 
Frankreichs nahmen diese Erklärung mit gro-
ßem Befremden auf. Bundesminister Scheel 

— so heißt es in diesem Papier — 

sagte in seiner Stellungnahme: „Ich messe die-
ser Erklärung keine besondere politische Be-
deutung bei." 

Wenn man die Franzosen veranlassen will, ihren 
Erklärungen eine besondere politische Bedeutung 
beizumessen, braucht man ihnen nur zu versichern, 
daß ihre Erklärungen unbedeutend seien und nicht 
weiter ernst genommen werden sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die französische Presseagentur AFP schreibt: 

In Pariser Finanzkreisen betrachtet man die Er-
klärung des französischen Finanzministers als 
eine Stellungnahme, die alle Zweideutigkeiten 
beseitigen soll. Wenn die EWG-Länder diese 
Union wünschen, dann sollen sie sie auch ver-
wirklichen. Die Angelegenheit ist indessen zu 
ernst, um in Expertenausschüssen so zu tun „als 
ob", während von einer Union doch nicht die 
Rede sein kann, wenn die Währungen der 
EWG-Länder frei pendeln. 

So AFP vom 10. Mai dieses Jahres. 

Interessant ist auch ein Blick in die britische 
Presse. Dort heißt es z. B., die Haltung der Bundes-
regierung bei der Brüsseler Konferenz in bezug auf 
die Freigabe der Wechselkurse sei ein Geschenk für 
die britische Zahlungsbilanz, „a bonusday for Bri-
tain". In einem anderen englischen Organ heißt 
es, das Ergebnis von Brüssel sei gewesen „agree-
ment to disagree". Schon wesentlich gefährlicher ist 
eine weitere britische Wertung, in der es heißt, 
Frankreich sei infolge der Haltung der Bundesregie-
rung der Unterlegene dieser Konferenz gewesen. 
Wir wissen, daß solche Erklärungen oder solche 
Publikationen geeignet sind, langfristige Verstim-
mungen auszulösen, für die uns eines Tages wieder 
die Rechnungen präsentiert werden. Weiter heißt 
es, die Bundesregierung habe Gemeinschaftsrealis-
mus gegenüber dem Gemeinschaftsdogmatismus an-
derer Länder bewiesen. 

Der „Guardian" schreibt, die westeuropäische 
Wirtschaftsgemeinschaft stünde vor der Frage: Inte-
gration oder Auseinanderbrechen. Der „Telegraph" 
meint, die Verwirrung sei noch verstärkt worden. 

(Abg. Dr. Apel: Was soll denn das? Das 
können wir selbst lesen!) 

Aber interessant bei diesem Querschnitt der Mei-
nungsbildung ist, was „Financial Times" schreibt: 
„Frankreich muß jetzt verstärkten Wert darauf 
legen, ein Gegengewicht gegen die Wirtschafts-
macht Deutschlands zu bekommen; deshalb steigt 
der Wert Großbritanniens als potentieller Partner 
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Frankreichs in der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft." 

(Abg. Dr. Apel: Das haben wir alle selbst 
gelesen, Herr Strauß!) 

- Anscheinend nicht alle Ihre Kollegen. Es ist ganz 
gut, wenn man sich auch einmal — 

(Abg. Dr. Apel: Schade um die schöne Zeit! 
Ich dachte, Sie würden einmal politisch 

etwas aussagen!) 

— Wenn das für Sie nicht Politik ist, dann haben 
wir verschiedene Auffassungen von Politik. Aber 
das kann ja sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU). — Abg. Dr. Apel: 
Zeitungen kann ich selber lesen!) 

In „Le Monde" wird von einem Vertragsbruch 
gesprochen: „In der Geschichte der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sollte die Nacht von Sams-
tag auf Sonntag mit einem schwarzen Stein mar-
kiert werden." 

(Abg. Haehser: Was wird denn im „Bayern

-

kurier" stehen?) 

— Das können Sie sich ungefähr ausrechnen, wenn 
Sie mir zugehört haben. Ich schicke Ihnen den Ar-
tikel dann zu. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir mit Frankreich die Wirtschafts- und 
Währungsunion schaffen wollen — ich bin der letzte, 
der für eine Kapitulation vor französischen Wün-
schen einträte  , dann kann man das breite Stim-
mungsbild der französischen Presse, das ja mei-
nungsbildend wirkt, nicht einfach als nicht zur Po-
litik gehörig abqualifizieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf Ihnen eine ganz kurze Blütenlese aus 
Frankreich bieten. Der „L'Aurore" schreibt: Nach 
den Brüsseler Entscheidungen ist Europa blockiert. 
Die Deutschen haben es so gewollt." „Les Echos" 
schreibt: „Die Gemeinschaft dankt ab." „Paris Jour" 
schreibt: „Eine verschleierte Aufwertung der D-
Mark; EWG in Frage gestellt." „La Nation" schreibt: 
„Ein schlechter Tag für Europa." Der „Combat" 
schreibt: „Europa in Fetzen." 

Wenn ich auch selbstverständlich einräume, daß 
solche Überschriften über den wirklichen Stand der 
Meinungsbildung hinausgehen, so bleiben diese 
Überschriften im öffentlichen Bewußtsein Frank-
reichs und in der Haltung der französischen Regie-
rung nicht ohne Reaktion. Das steht doch außer je-
dem Zweifel. Darum glaube ich nicht, daß man sich 
dem naiven Optimismus hingeben kann: wir haben 
gewissermaßend bahnbrechend für die anderen 
gewirkt, die anderen haben das noch nicht einge-
sehen, wir haben stellvertretend für die Interessen 
Europas gehandelt, um Europa vor dem Schicksal 
einer Inflationsgemeinschaft zu bewahren, und die 
anderen werden sich eines Tages aus ihrer Häresie 
ebenfalls schon zu der reinen Lehre unserer Wahr-
heit durchringen. Das habe ich gemeint, als ich von 

dem Stil sprach: 	deutschen Wesen könne wieder 
die Welt genesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Aufhören!) 

— Es ist für Sie bezeichnend, wenn Sie sagen: auf-
hören. Das zeigt, welch ein schlechtes Gewissen und 
wie wenig demokratische Substanz Sie haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn das Wort „aufhören" haben wir schon immer 
dann gehört, nachdem mehr Demokratie, mehr Aus-
einandersetzung, mehr Argumentation, mehr Infor-
mation, mehr Mitbestimmungsrecht versprochen 
worden ist. Auf der anderen Seite haben wir dann 
mehr Drohung, mehr Polemik und weniger an Argu-
mentation gehört. Genauso ist es heute auch hier 
wieder. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe und 
Lachen bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Strauß, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Apel? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist jetzt aber 
die allerletzte!) 

Strauß (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Dr. Apel (SPD): Herr Kollege Strauß, darf ich Sie 
in diesem Zusammenhang daran erinnern, daß Sie 
selbst einmal davon gesprochen haben — das war 
ein ganz böses Wort —, daß EWG-Zahlungen im 
Rahmen der Agrarstrukturpolitik versteckte Repara-
tionen seien, und daß Sie nun wirklich keinen Grund 
haben, hier mit erhobenem Zeigefinger zu stehen? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Strauß (CDU/CSU): Ich bin nach wie vor der Mei-
nung, und zwar mit dem Agrarminister Ihrer Re-
gierung — darauf bezogen sich meine Äußerungen 
—, daß Strukturmaßnahmen für die Landwirtschaft 
vornehmlich national finanziert werden sollen, weil 
die Mittel nicht ausreichen, um eine supranationale 
Strukturpolitik mit einem entsprechenden Anteil 
durch deutsche Finanzierung zu gewährleisten. 
Wenn Sie es schon hören wollen, — 

(Abg. Dr. Apel: Waren das dann Repara-
tionszahlungen?) 

— Waren Sie nicht dabei, als Herr Mansholt im 
kleinen Kreise sozialistischer Abgeordneter erklärt 
hat: Die Deutschen haben den ersten und zweiten 
Weltkrieg ausgelöst und verloren; sie sollen jetzt 
auch dafür zahlen. Das ist doch gesagt worden. 
Darauf bezog sich meine Bemerkung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich würde mich an Ihrer Stelle sehr hüten. Ich bitte 
Sie, in Ihren eigenen Reihen zu forschen. Darüber 
gibt es ja bei Ihnen eine Aufzeichnung. Eine dürfte 
auch der damalige Bundeslandwirtschaftsminister 
haben. Mit Bezug darauf habe ich erklärt, daß wir 
nicht bereit sind, unter diesem Motto Zahlungen zu 
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leisten. Ich kann mich völlig dem Bundeskanzler an-
schließen, der heute sagte: Auch für uns, nicht nur 
für andere, gibt es nationale Realitäten, die wir ver-
treten dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der italienische Schatzminister hat die deutsche 
Entscheidung unter dem Zeichen gewertet, daß durch 
ein etwaiges Anziehen der Wechselkurse der DM 
und des holländischen Guldens die italienische Ex-
portwirtschaft profitieren könnte. 

Relativ am wenigsten interessiert gezeigt haben 
sich die Amerikaner. Die schwedische Presse hat von 
einer offensichtlichen Belastung der EWG-Zusam-
menarbeit gesprochen und hat diesen Beschluß von 
Brüssel als den denkbar schlechtesten Ausgangs-
punkt für die Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion bezeichnet. Ähnlich liegt es mit der 
norwegischen Presse. 

Die Basler „Nationalzeitung", von der man nicht 
gerade sagen kann, daß sie CDU- oder CSU-freund-
lich ist, schreibt: 

Wenn die Stimmung auf dieser Tagung in Brüs-
sel vielfach unerfreulich war, dann wohl nicht 
zuletzt deswegen, weil Paris (und andere) den 
Eindruck hatten, diese Krisensituation sei aus 
innenpolitischen Gründen bewußt vom deut-
schen Wirtschaftsminister Professor Schiller her-
beigeführt worden. 

(Hört! Hört! und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben uns diese Behauptung nicht zu eigen 
gemacht. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Aber wenn Sie schon sagen, Sie würden diese 
Pressemeldungen kennen und hätten sie alle gele-
sen, darf ich wohl von den Zitaten aufzeigen, daß 
man unter diesen deutschen Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit der sogenannten Währungskrise 
auch ganz bestimmte, sowohl personell als auch 
koalitionspolitisch und innenpolitisch bedingte Maß-
nahmen vermutet, die mit den realen, objektiven 
Fakten der Währungssituation nur relativ wenig zu 
tun haben. 

Es ist doch auch von mir und von den vorigen 
Rednern der CDU/CSU schon mehrmals betont 
worden: Warum tragt ihr denn im Frühjahr 1971 
auf einmal als Mode die Stabilität? Warum nicht 
im Herbst 1969? Warum nicht in dem entscheiden-
den ersten Halbjahr 1970? Warum spricht man jetzt 
von Stabilität, während man damals unsere mah-
nenden Worte im Zusammenhang mit der verloren-
gehenden Stabilität als Panikmache, Angstgeschrei, 
Hysterie, demagogische Agitation und Inflations-
hetze bezeichnet hat? — Jetzt kommt man mit 
genau demselben Thema, aber zum falschen Zeit-
punkt, nämlich wesentlich zu spät. 

Dann fragt man uns — das wollen Sie doch von 
uns hören —: Wo ist denn eure Alternative? — 
Meine Damen und Herren von der Koalition, ich 
möchte Sie nicht mit dem konfrontieren, was Ihre 
Redner damals in der Opposition gesagt haben. Wir 
haben in erster Linie die Aufgabe, der Regierung 

auf die Finger zu sehen, sie zu kontrollieren, ihr auf 
die Finger zu klopfen, wenn sie etwas falsch macht. 
Wir haben aber nicht die Aufgabe, immer Alter-
nativen aufzuzeigen, die dann von Ihnen, weil sie 
punktuell sein müssen, zu ganz demagogischen An-
griffen gegen die Opposition mißbraucht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Widerspruch bei der SPD.) 

Wie war es denn, als wir damals im Lande drau-
ßen diese Steuersenkungen als verfehlt bezeichnet 
haben? Haben Sie nicht in den Landtagswahlkämpfen 
landauf und landab gesagt: Wie gut ist es, daß wir 
dran sind. Wenn diese böse Opposition heute an 
der Regierung wäre, was würde euch dann blühen! 
Die schönen Geschenke würden euch verweigert 
werden, weil sie euch nicht gegönnt werden! — 
Kaum war die Wahl vorbei, hat es geheißen: April, 
April für euch! — So ist es doch ursprünglich 
gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Glauben Sie, Her Apel, ich sei so jung in dem 
Geschäft, daß Sie mich dahin brächten zu sagen: 
Weniger Geld für Verkehrsbauten, weniger Geld 
für Bildungsbauten, weniger Geld für Gesundheits-
wesen, weniger Geld für Umweltschutz? — Dazu 
werden Sie uns nicht bringen. Ich sage Ihnen, daß 
unter einer CDU/CSU-Regierung mit wesentlich 
bescheideneren Zielsetzungen bei einer wesentlich 
geringeren Geldentwertungsrate wesentlich mehr 
an wirklichen Reformen herausgekommen wäre als 
bei Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
den Regierungsparteien. — Abg. Wehner: 

Keine Experimente!) 

Damit haben Sie auch meine Antwort auf die Frage 
nach der Alternative der Opposition. Wenn ein Arzt 
einen Patienten verkorkst hat, kann er nicht seinen 
Kollegen fragen: Was ist jetzt Ihre Alternative, da-
mit der Heilungsprozeß richtig verläuft? 

(Heiterkeit. — Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie kümmern sich keinen Deut um die Meinung 
der Opposition, wenn Sie im Besitz Ihres Macht-
gefühls, Ihrer triumphalen Situation vor das deut-
sche Volk hintreten. Haben Sie eine Bauchlandung 
gemacht, sprechen Sie von Solidarität, Gemein-
schaftsgefühl, Verantwortungsbewußtsein und vom 
Zusammenhalten in nationalen Schicksalsfragen. Das 
ist bisher immer Ihre Taktik gewesen. 

Noch ein letztes Wort zu den binnenwirtschaft-
lichen Begleitmaßnahmen, zu der binnenwirtschaft-
lichen Begleitmaßnahme, eine Milliarde einzuspa-
ren. Ich möchte erstens einmal wissen, wo sie denn 
beim Bund eingespart werden soll. Dank der durch 
diese Regierung mitverschuldeten inflationären Ent-
wicklung schlägt heute jede Einsparung bei den 
öffentlichen Investitionen noch viel schmerzlicher zu 
Buche, als es bei rechtzeitiger Reduktion des Haus-
haltsvolumens gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich sage Ihnen noch das: wir werden sehr genau 
darauf achten, daß diese Einsparungen nicht da statt-
finden, wo sie sich nach jahrzehntealter Erfahrung 
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ohnehin als Haushaltsreste ergehen. Darauf werden 
wir sehr genau achten. 

Ein Zweites: da ist die Rede von einer Erhöhung 
der Konjunkturausgleichsrücklage aus Steuermehr-
einnahmen. Herr Bundeskanzler, woher wissen Sie 
denn, daß es in diesem Jahr Steuermehreinnahmen 
gibt? Bloß weil das Bild in den ersten drei Monaten 
infolge gewisser Nachzahlungen sich günstiger ge-
staltet hat? Da wird der Eindruck erweckt, aus 
Steuermehreinnahmen werde nunmehr Stabilitäts-
politik betrieben, indem sie stillgelegt werden. Das 
haben wir doch als selbstverständlich vorausgesetzt: 
Steuermehreinnahmen, die über die Haushalts-
ansätze hinausgehen, werden nicht in den Kreislauf 
eingeführt, sondern stillgelegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch die Verminderung der Kreditaufnahme ist 
eine Augenauswischerei. Sie haben doch die Not-
wendigkeit dieser hohen Kreditaufnahme durch über-
zogene Versprechungen geschaffen und machen jetzt 
einen ganz kleinen Rückzieher um einige Milliarden. 
Was wir an Kaufkraft insgesamt zuviel haben, ist 
ein Vielfaches dessen, was durch dieses binnenwirt-
schaftliche Programm an Kaufkraft stillgelegt wer-
den soll. Darum sind wir nicht bereit, dem zuzustim-
men. 

Diese „befreiende Tat", Herr Bundeswirtschafts-
minister, ist nicht etwa ein Ja, eine Zustimmung zu 
Ihrem Programm. Man kann unsere Zustimmung 
nur dann erwarten, wenn man uns rechtzeitig fragt, 
die in Betracht kommenden Maßnahmen mit uns 
gemeinsam überlegt und abstimmt und auf diesem 
Wege auch unsere Mitverantwortung herbeiführt. 
Die einzige „befreiende Tat" wäre eine andere 
Bundesregierung! 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU. — Lachen bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Arndt (Ber-
lin). Seine Fraktion hat eine Redezeit von 30 Minu-
ten für ihn angemeldet. — Herr Abgeordneter 
Arndt, das sind noch Manuskripte des Herrn Kolle-
gen Strauß. Aber Sie werden das sicher sofort er-
kennen. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das war ein sehr gutes Wort. 
Selbstverständlich werde ich nicht nur langsamer 
reden als der Kollege Strauß (weil ich langsamer 
denke), sondern ich werde auch etwas anders reden. 

Man muß bei der Debatte tatsächlich auf die Frage 
eingehen, mit der Sie geendet haben, Herr Strauß: 
Welche Politik auf dem Gebiet der Konjunktursteu-
erung soll in diesem Landes geführt werden, und 
von wem soll sie geführt werden? Wenn ich die 
Reden, die Sie und Herr Barzel heute gehalten 
haben, einmal nicht auf Alternativen abklopfe — 
Sie sagen, Sie können sie nicht geben —, aber auf 
Ihre Position zur Freigabe der Wechselkurse, muß 
ich sagen: es ist mir nicht möglich gewesen, Ihre Po-
sition in dieser nicht unbedeutenden, ich würde 

sagen: zentralen Frage zu erkennen. Ob Sie dafür 
sind, ob Sie dagegen sind, unter welchen Bedingun-
gen Sie dafür sind, unter welchen Bedingungen Sie 
dagegen sein müssen, ist mir ebenso wie anderen 
Rednern der sozialdemokratischen Fraktion, wie 
auch dem Kollegen Kienbaum nicht klargeworden. 

Lassen Sie mich bitte einmal eine Deutung Ihrer 
konjunkturpolitischen Stellungnahmen vom Anfang 
dieser Legislaturperiode an geben. Sie haben in 
einem recht gehabt: der Aufschwung 1970 ist unter-
schätzt worden. Die Aufwertung — so dimensioniert, 
wie sie nun einmal war — reichte nicht aus, um uns 
von dem internationalen Preisauftrieb dieses Jahres 
entscheidender abzuhängen, als das geschehen ist. 
Das hatte die Konsequenzen, daß wir mit unseren 
Reformprogrammen — das soll man durchaus ehr-
lich sagen — die Lücke in der Gesamtnachfrage nicht 
fanden, die man nach dem hohen Aufsatz zunächst 
vermuten mußte. Die ja auch Sie vermutet haben, 
denn Ihre erste Reaktion nach der Aufwertung war 
ja die: ein abnorm hoher Satz, und jetzt müssen wir 
etwas für die Werften, die Reedereien, den Frem-
denverkehr usw. tun! Danach hat aber diese Bun-
desregierung eigentlich sehr konsequent Stabilitäts-
politik getrieben, sowohl was die öffentlichen Aus-
gaben anbelangt — die Zuwachsrate des Jahres 
1970 war mit 7 % an Ausgabensteigerung nicht sehr 
hoch — 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
als auch mit der Maßnahme, der Sie sich im Som-
mer aus den von Ihnen angeführten, aber nicht plau-
siblen Gründen versagen mußten: dem Konjunktur-
zuschlag zu den Lohn-, Einkommen- und Körper

-

schaftsteuern. 

Nun zu der Deutung. Für Sie ist Stabilitätspolitik 
hier im Parlament und draußen in der Öffentlichkeit 
ein Mittel zur Einschränkung der öffentlichen Aus-
gaben unter den erträglichen Punkt, gleichzeitig zur 
Diskutierung der fehlenden Reformen und drittens 
zum Versuch, die Regierung allein auf die Position 
einer binnenwirtschaftlich orientierten Konjunktur-
politik zu manövrieren; denn außenwirtschaftliche 
Absicherung haben Sie in keinem einzigen Fall seit 
der Aufwertung von der Regierung verlangt. Ihre 
Programme und auch das des heutigen Tages gingen 
immer wieder nur auf Drosselung von Haushaltsaus-
gaben. Wir wissen alle, und Sie wissen das auch, 
daß das unter einem gewissen Punkt nicht möglich 
ist. Es genügt nicht, nur Autos zu bauen, Lkws frei 
produzieren zu lassen, es müssen auch die Straßen 
dazukommen. Der Staat ist ein Dienstleistungsunter-
nehmen, das komplementäre Investitionen in einem 
gewissen Ausmaß zur Verfügung stellen muß, und 
wenn er dazu nicht in der Lage ist, dann soll er sie 
privatisieren, und dann wären es auf einmal „gute 
Investitionen", Investitionen der Wirtschaft, von 
denen 

(Zuruf des Abg. Stücklen) 

Herr Barzel beklagt, daß sie zur Zeit zurückgestellt 
werden. Ihr Fraktionsvorsitzender schafft es, in einer 
Rede zu sagen: „Mehr Stabilität!" und ein paar 
Sätze weiter: „Investitionen der gewerblichen Wirt-
schaft werden schon zurückgestellt." 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen- 
frage des Herrn Abgeordneten Leicht? 

Leicht (CDU/CSU) : Waren Sie bereit, zuzuge-
stehen, daß Ihre Analyse, was die Ausgabensteige-
rung des Jahres 1970 betrifft, insofern nicht voll-
ständig war, als im ersten Halbjahr die Steige-
rungsrate — auf die es ja nach Ihren eigenen Aus-
sagen ankommt — bedeutend höher als 7 % war, 
nämlich über 10 %, und sind Sie bereit, zuzuge-
stehen, Herr Kollege Dr. Arndt, daß im Frühjahr 
1970 bei der Lesung des Haushalts 1970 der Vor-
schlag der Opposition, 1,5 Milliarden DM zu strei-
chen, nützlicher gewesen wäre als der jetzige Vor-
schlag der Regierung, in dieser Situation zwangs-
läufig zu Einsparungen — nach Ihrer Meinung — 
von 1,5 Milliarden DM kommen zu müssen? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Herr Leicht, darauf 
kann ich ganz leicht antworten, denn selbstverständ-
lich muß, wenn die Zuwachsrate im zweiten Halb-
jahr unter 7 % lag und der Jahresdurchschnitt 7 % 
betrug, die Zuwachsrate im ersten Halbjahr über 
7 % gewesen sein. Was tangiert das denn das Ur-
teil über das gesamte Jahr? Wir teilen doch die 
Zeit nun einmal etwas willkürlich ein; wir reden 
von einem Kalenderjahr, wir haben Haushaltsjahre. 
Da können Sie doch nicht irgendeinen bestimmten 
Zeitabschnitt herausfischen und sagen: Da waren 
es mehr als 10 %. Das hat doch gar keinen Sinn. 

(Abg. Leicht: Sie haben doch behauptet, das 
erste Halbjahr 1970 war das ausschlag

-

gebende!) 
— Nein, nein! Dann habe ich mich in diesem Punkt 
so ausgedrückt, daß Sie mich vielleicht mißverstehen 
mußten. Die Haushaltsausgaben des ganzen Jahres 
1970 des Bundes und weitgehend auch der Länder 
waren im Rahmen dessen, was konjunkturpolitisch 
einigermaßen verkraftet werden konnte. Die Aus-
gaben des ersten oder zweiten Halbjahres 1970 
oder des ersten, zweiten, dritten und vierten Quar-
tals sind konjunkturpolitisch doch gar nicht so 
wichtig; sie müssen doch den Aufträgen und der 
Produktion zugerechnet werden. Da gibt es doch 
Zahlungsverschiebungen; da können wir doch nur 
in größeren Zeiträumen rechnen. Zur außenwirt-
schaftlichen Absicherung gab es immer Negativa 
von der Opposition, es gab heute kein Ja. 
Herr Strauß, ich bin in einem Punkt völlig an-

derer Meinung. Währungspolitik ist Konjunktur-
politik, und Konjunkturpolitik ist nicht ohne Wäh-
rungspolitik zu machen. Ich muß offen bekennen, 
an dem Punkt haben wir keine Gemeinsamkeit. 
Dies ist ein Akt der Abgrenzung, in modernster 
Sprache, wenn Sie so wollen. Die Position der 
Forschungsinstitute und auch meine Position ist 
bekannt. Ohne eine Freigabe der Wechselkurse — 
und die Regierung hat sie erreicht, sie ist in der 
Aktion — ist nicht zu einer Stabilitätspolitik im 
Innern zu kommen. 
Was „floating" ist, wissen wir nun alle: dank der 

Diskussion der letzten Woche. Ich habe auch ein-
mal im Wörterbuch nachgeschlagen. Im englischen 
Wörterbuch wird beschrieben, was floating im ur

-

sprünglichen Sinne meint: Man bindet ein Floß 
oder ein Boot an eine Boje; es kann dann mit den 
Gezeiten und den Wellenbewegungen mitschwan-
ken — wie der Wechselkurs. Ich fand aber noch 
mehr. Was ist ein „floater"? Das ist erstens je-
mand, der sich von Ort zu Ort bewegt — schon sehr 
gut —, der nicht mehr als sitting duck, als manöv-
rierunfähige Konjunkturpolitik die gesamte Last 
der internationalen Inflationierung auf sich zu ver-
einigen hat. Zweitens ist es eine Versicherungs-
police gegen ungewisse Risiken. Das ist ein 
„floater". Beides ist für die konjunkturpolitische 
Steuerung der nächsten Monate wichtig. 
Wir wissen, daß die amerikanische Regierung 

ihren Führungsbeitrag in der ökonomischen Steue-
rung in der Welt zur Zeit nicht leisten kann. Aus 
welchen Gründen auch immer, sie kann ihn nicht 
leisten. Nicht umsonst zirkulierte in den Monaten 
des vergangenen Winters in den europäischen 
Hauptstädten ein Papier eines Wissenschaftlers der 
Brookings Institution mit dem anheimelnden Namen 
Krause. Hier wurde das amerikanische Dilemma voll 
ausgebreitet. Eine konsequente Deflationspolitik 
— sagen wir einmal: eine Politik der gewollten 
Rezession   hat in Amerika nach zwei Jahren 6 % 
Arbeitslose gebracht, ohne die Preissteigerung am 
Ende der zwei Jahre, nämlich Herbst 1970, unter 
6 % zu bringen; erst danach wurde es weniger. Dar-
auf ging die US-Regierung auf Gegenkurs, auf 
Durchstarten, würde man sagen. Bei Lebenshal-
tungskosten von oberhalb 5 % heißt das, daß auf 
längere Frist nicht damit zu rechnen ist, daß die 
amerikanische Preis-Kosten-Entwicklung nennens-
wert unter 4 % kommt. Die amerikanische Wirt-
schaft ist stark genug, diese Preis- und Kostenent-
wicklung über die Export- und Importmärkte der 
übrigen Welt aufzuzwingen, unsere Unternehmen 
dazu zu veranlassen, Kosten zu machen, nicht mit 
spitzem Bleistift zu rechnen, sondern Kosten im 
Preis wiederzukriegen. Mr. Krause zog daraus fol-
gende Konsequenz: Wir — die USA — müssen un-
sere Zahlungsbilanz ignorieren, und es bleibt bei 
den Europäern, ob sie entweder noch schneller infla-
tionieren als wir — und damit kommt unsere Zah-
lungsbilanz langfristig wieder in Ordnung oder 
ob sie aufwerten und damit unseren Dollar abwer-
ten. Das bleibt bei ihnen, diese Wahl lassen wir. 

—Ich halte das nicht für eine Position des Zynismus, 
ich halte das für die Position der Not, in der sich 
dieses Land zur Zeit befindet. 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Arndt, sind Sie 
sich darüber im klaren — ich möchte die Frage von 
vornherein mit ja beantworten, aber ich bitte Sie um 
Ihre Antwort —, daß erstens durch die einseitige 
Freigabe der Wechselkurse, Floating — wir danken 
für die philologische Belehrung —, bei der die hol-
ländische Regierung nachgezogen hat, die Ergeb-
nisse vom Frühjahr dieses Jahres über die Herstel-
lung einer verringerten Bandbreite der Währungen 
der EWG-Länder zwecks Vorbereitung der Wirt-
schafts- und Währungsunion ad absurdum geführt 
werden und daß zweitens nach Ihren Ausführungen 
eine Rückkehr zur alten Parität dann ausgeschlossen 
erscheinen muß, wenn man Sie so verstanden hat, 
wie man Sie verstehen mußte? 
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Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Ich wollte auf beide 
Probleme noch eingehen, aber ich will nicht so un-
höflich sein, nicht direkt zu anworten. 

Erstens. Wenn eine Währungsunion nur unter Di-
rigismen aller Art zu haben ist und dieses Land in 
die Fäulnis der Planifikation führt, dann kann sie 
ruhig noch ein paar Monate warten. Das ist Punkt 
eins. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Punkt zwei. Ich will mich nicht zu den Interpre-
tatoren der berühmten Ziffer 1 der Beschlüsse von 
Brüssel gesellen. Das ist nicht meine Aufgabe. Dazu 
kann ich nichts sagen. Ich verlasse mich auf Ziffer 2: 
Der Wechselkurs ist frei. In Ziffer 4 ist der beson-
ders allergische Punkt der Landwirtschaft abgesi-
chert. Alles andere liegt jetzt bei der Regierung und 
vor allen Dingen bei der Bundesbank. Ich möchte 
mir erlauben, darauf nachher zurückzukommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Dr. Arndt, gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Ja. 

Strauß (CDU/CSU): Herr Kollege Arndt, nehmen 
Sie es mir übel, daß ich von dieser ausweichenden 
Antwort sehr enttäuscht bin? Sind Sie sich darüber 
im klaren, daß die Brüsseler Konferenz geplatzt 
wäre, mit einem Eklat geendet hätte, wenn sich nicht 
die Bundesregierung verpflichtet hätte, dem Teil der 
Beschlüsse zuzustimmen, in dem die Wiederherstel-
lung der alten Paritäten und eine nur vorüber-
gehende Freigabe als gemeinsamer Beschluß nie-
dergelegt worden sind? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Ich habe, glaube ich, 
Ihre Frage sehr gut verstanden. Ich halte mich an 
das Kommuniqué und an den Punkt, daß die Wechsel-
kurse frei sind, und mache keine Prognose darüber, 
was am Ende der Freigabe steht. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist aber 
wichtig! — Abg. Strauß: Sie haben doch 

eine Prognose!) 
— Ich komme aber auf das Problem noch zurück. 
Sie müssen sich noch einen Moment gedulden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

— Die Frage von Herrn Müller-Hermann muß ich 
leider ablehnen. Nehmen Sie bitte an, weil ich sie 
nicht beantworten kann. 

Das amerikanische Dilemma war geschildert. Wir 
haben ein Vakuum an economic leadership, an öko-
nomischer Führerschaft in einer Weltwirtschaft, die 
auf diese Führung angewiesen ist. Wer soll dieses 
Vakuum übernehmen. Soll die Welt weiter mit 4, 5 
oder 6 % Preissteigerung in den kommenden Jahren 
dahintreiben, weil das amerikanische Dilemma von 
den USA nicht selbst lösbar ist? Soll man das nur 
zu wilden Anklagen gegen die Vereinigten Staaten 
benutzen, eine Macht, mit der wir befreundet sind, 
ein Volk, dem wir alles Gute wünschen, ein Land, 
auf das wir sogar angewiesen sind? Ich bin Berliner, 
wie Sie wissen. Das hat doch keinen Zweck. Da muß 
doch ein anderer eingreifen. Wenn Frankreich sich 

nicht stark genug fühlt — so müssen wir doch die 
Position von d'Estaing verstehen —, in diese Sache 
hineinzugehen, muß eben die zweitstärkste Han-
delsmacht in der Welt — das ist nun mal, dank der 
Verdienste auch früherer CDU/CSU-Regierungen, 
die Bundesrepublik Deutschland — vorübergehend 
in dieses Vakuum hinein, und dann muß das ge-
schehen. Alles andere funktioniert nicht. 

(Beifall bei der SPD.) 
Sie mögen sagen, das sei vielleicht eine Neuauflage 
von „The germans to the front"; aber das ist auf 
alle Fälle eine gute Front: die Front der Stabilität 
und die Front eines guten Wachstums. 

Der Wechselkurs ist ein Preis. Wenn man ihn wie 
in einer Planwirtschaft als unverrückbar und starr 
behandelt, wird man am Ende in den Problemen 
einer Planwirtschaft landen. Damit sind wir schon 
beim § 23. Wir kennen ihn alle. Er hat ganz ver-
nünftige Maßnahmen: Verzinsungsverbot; aber er 
hat auch das Verbot und die Genehmigungspflicht, 
Darlehen im Ausland aufzunehmen, sich Zahlungs-
ziele geben zu lassen, Grundstückskäufe und der-
gleichen zu tätigen. Wir alle, die etwas mit Wirt-
schaft zu tun haben, wissen: So etwas kann in einer 
quicken Wirtschaft wie der der Bundes republik 
Deutschland einfach nicht funktionieren. Die Zahl 
der Umgehungen wäre Legion. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Arndt, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Müller-Her-
mann. 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD): Bitte! 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Arndt, bevor Sie zu diesem interessanten 
Thema des § 23 übergehen, noch einmal eine Frage, 
um hier ganz klare Verhältnisse zu schaffen, da wir 
hier über ein Programm der Bundesregierung dis-
kutieren. Muß man nicht aus Ihrer Argumentation 
schlußfolgern, daß Sie am Ende dieser Freigabe-
periode eine aufgewertete D-Mark erwarten oder 
für notwendig halten, wenn überhaupt ein Dämp-
fungseffekt erreicht werden soll? Daran schließt 
sich die Frage an: Wo soll der Dämpfungseffekt 
bleiben, mit dem die Bundesregierung in ihrem 
Stabilitätsprogramm jetzt an die Öffentlichkeit geht, 
wenn die Bundesregierung in Erfüllung der Brüs-
seler Kompromisse auf eine Wiederherstellung der 
Parität hinarbeitet? 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Herr Müller-Hermann, 
es tut mir schrecklich leid. Ich würde es gern sein, 
aber ich bin nicht Ihr Anlageberater. Diesen Rat 
müssen Sie sich woanders holen, 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 

Was den § 23 angeht: Wir wissen doch, daß jedes 
Loch, das die neuentstehende Bürokratie verstopfen 
würde, zu einem neuen an einer anderen Stelle füh-
ren würde. In einer zivilisierten Welt — und wir 
gehören zur zivilisierten Welt — läßt sich das Wirt-
schaftsleben nicht mit Geboten, Verboten und Stra-
fen lenken, sondern durch Preise. Aber Herr Mini-
ster Schiller hätte sich ja auf den Standpunkt stel- 



7030 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 11. Mai 1971 

Dr. Arndt (Berlin) 
len können: Da sind einige scharf auf die Devisen-
bewirtschaftung. Das wird ja nicht funktionieren; 
aber lassen wir doch der Taunusanlage das Spiel-
zeug. In der Opposition ist ja anscheinend dieser 
§ 23 auch beliebt, ebenso bei einigen Banken, bei 
der Industrie. Lassen wir ihnen doch das Spielzeug! 
Das wird ja nicht klappen. Was kann da für meine 
Marktwirtschaft schon passieren? Ein paar Büro-
kraten spielen mit mehr Formularen in der Wirt-
schaft herum, und da kommen auch einige, die sich 
dann in den Unternehmen ein bißchen umgucken. 
Was ist das schon schlimm? 

Ich kann Ihnen sagen, was schlimm ist, wenn wir 
uns auf den Weg von Kontrollen, ob es solche sind 
oder Lohnkontrollen oder Preiskontrollen, begeben 
und dann in dieses Thema hineinkommen, unter 
dem andere, befreundete Länder leiden: Wir kom-
men weg von einer Wirtschaft und einer Gesell-
schaft mit Autonomien, wo Unternehmen sich um 
ihre Unternehmen kümmern, wo der Staat sich um 
die hoheitlichen Aufgaben kümmert, wo er daran 
interessiert ist, Steuern zu bekommen, aber nicht 
daran interessiert ist, sich mit den Unternehmen so 
zu verflechten und zu verfilzen, daß den dann ent-
stehenden Brei niemand mehr auseinanderhalten 
kann in den Komitees der Planification, in den 
Herrenklubs und Reh-Abschußvereinigungen und 
was es sonst alles in dieser Welt gibt, wo Big Labor, 
Big Business und der Staat zusammen es dann 
schaffen, aus vernünftigen und gut geführten Unter-
nehmen Subventionswirtschaften zu machen. Denn 
der Typ des Unternehmers, der nach fünf oder zehn 
Jahren aus einer solchen Wirtschaft herauskommt, 
ist nicht mehr der Typ, den wir jetzt gewohnt sind, 
und der Typ der Beamten und der Politiker ist auch 
nicht mehr derjenige, den wir jetzt unter uns haben. 

(Beifall bei der SPD.) 
Deswegen kann die Regierung nicht sagen: Da habt 
ihr euer Spielzeug; Hauptsache, wir kriegen eben-
falls das, von dem wir wissen, daß es funktioniert, 
sondern da darf man nicht schwanken, da darf man 
nicht sagen: Wir kennen doch alle die Herren von 
der Wirtschaft, und das ist ja mit den Stahlkartellen 
alles so gut gelöst. Übrigens fällt mir da ein: Herr 
Barzel sagte vorhin, die Thyssen-Gruppe habe jetzt 
1 Milliarde DM für Investitionen gezahlt, die 800 
Millionen DM wert waren. Na ja, wer hat denn die 
Stahlpreise 1969 so hochgejagt? Daß sie jetzt in Form 
von Anlagen-Preisen auch wiederum an die Thyssen-
Hütte zurückkommen kein Wunder! 

(Beifall bei der SPD.) 

Und dann sich hinstellen und jammern, daß keine 
Stabilität sei, daß der Staat keine Autorität habe und 
nicht durchgreife! Aber jetzt hat er sie ja, jetzt ist 
er ja in der Bewegung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo endet die, 
Herr Arndt?) 

Und jetzt kommt die Frage: Welches sind die 
Ziele, Herr Müller-Hermann, die in dieser Periode 
freier Kurse erreicht werden müssen? 

Erstens Ruhe an der Kostenfront. Das schließt die 
Löhne ein. Das ist, wenn dieses Floating von der 
Bundesbank richtig gemacht wird, eine Form, wo 
Sie durch den Markt den spitzen Bleistift in die Ko

-

stenrechnung hineinkriegen, ob es Kostenrechnun-
gen für Personalkonten oder für Sachkonten sind. 
Und wenn es richtig gemacht wird, kriegen Sie sogar 
auch die entsprechende Ruhe an der Tariffront. 
Dann haben Sie nämlich die Bedingungen, unter 
denen jeder erst einmal einhalten muß, und dann 
kann man auch von der Regierung erwarten, daß 
sie diese Bedingungen den Tarifpartnern so vor 
Augen führt, daß das auch funktioniert. 

Das zweite Ziel — jetzt kommen wir schon Ihrer 
Anlagefrage näher — ist die maximale Entlastung 
des Dollars. Wir haben ein Interesse daran, daß die 
wirtschaftliche Führung in dieser Welt wieder von 
der wirtschaftlich stärksten Nation übernommen 
wird. Wir haben ein Interesse daran, daß die ame-
rikanische Zahlungsbilanz möglichst bald in Ord-
nung kommt, d. h. Amerika in der Welt wieder 
wettbewerbsfähig ist und so viel an Ausfuhrüber-
schüssen verdient, daß es seine laufenden Verpflich-
tungen bezahlen kann. Maximale Entlastung des 
Dollars heißt also entweder maximale Inflationie-
rung der anderen — das sind also auch wir, aber 
das schalten wir durch das Floating aus —, oder es 
heißt — und jetzt sind wir wieder bei einer richtig 
geführten Politik des Floating — eine maximale 
Entlastung der Dollarparitäten durch alle Länder. 
Auch das ist nicht unabhängig von den Aktionen 
der ersten Wochen in Frankfurt am Main. Das dritte 
— es wäre sehr schön, wenn das auch noch heraus-
käme — ist eine Reform des Weltwährungssystems. 
Davon hat aber die Opposition auch gesprochen, daß 
dies gut wäre, daß es aber noch lange dauern würde. 

Lassen Sie mich zu dem Problem noch etwas sagen. 
Was heißt „richtig geführte Politik im Rahmen des 
Floating", während doch die Devisenkurse frei 
schwanken, während wir aus dem Lexikon wissen, 
daß da doch irgendwelche Bojen sind, daß es nicht 
beliebig und nicht uferlos geschehen kann? Ich muß 
mich an diesem Punkt einfach an einen hier nicht 
Anwesenden, an die Deutsche Bundesbank wenden. 
Sie hat es in den nächsten Wochen in der Hand, 
obwohl sie sich mehrheitlich, wie man lesen konnte, 
für die Planification entschieden hat und obwohl 
sie, wie ich inzwischen auch gelesen habe, im vori-
gen Jahr der Bundesregierung bei einer ähnlichen 
außenwirtschaftlichen Absicherung in den Arm ge-
fallen ist, ob die Autonomie der Notenbank auch in 
Autonomie genutzt wird, 

(Abg. Leicht: Greifen Sie das an?) 

ob die Bundesbank im späteren Europa ein Teil die-
ser internationalen Notenbankbürokratie wird, die 
wir in anderen Ländern haben, nämlich sozusagen 
Verlängerung der Abteilung für Geld und Kredite 
der Regierung, oder ob sie zu der wahrhaft freien 
Form aufläuft, wie sie das Federal Reserve System 
in den Vereinigten Staaten aufweist, wie sie auch 
die Bundesbank ich nenne nur einen Namen — 
unter Präsident Vocke hatte. Das hat sie in der 
Hand, denn zur Autonomie gehört nicht nur die 
juristische Ermächtigung, im Rahmen des Gesetzes 
etwas tun zu können, dazu gehört auch die Fähig-
keit und die Entschlossenheit, entsprechend zu han-
deln und die Führungsrolle vernünftig wahrzuneh-

I  men. 
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Daß Sie natürlich davon nichts wissen wollen, daß 

Sie nach wie vor dafür sind, daß möglichst wenig 
an Konjunkturpolitik passiert, daß Sie die Regierung 
weiter in der Ecke haben wollen: einerseits keine 
Stabilität, andererseits noch nicht genug Reform, 
ist klar. Das ist ja legitim. Aber ist alles, was legi-
tim ist, — — 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
Ich stimme schon mit dem Wort von Staatssekretär 
Ahlers: „verweigern sich dem Staat" sehr überein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, nicht die Politik der Fraktion als Ganzes, 
aber die Politik, die von Ihrem Vorsitzenden geführt 
wird, ist ein bißchen eine Politik der Behinderung 
der Regierung, der verbrannten Erde, des Immo-
bilismus. Das hat sich komischerweise bei Wahlen 
sogar ausgezahlt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das sagt die 
SPD, die jahrelang eine miserable Oppo

-

sition gemacht hat! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das sind die Geister!) 

— Doch, das sage ich. Aber mir ist der Staat dazu 
zu schade, daß er in Ihre Mühle gerät. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Stücklen: Vor 22 Jahren hätten Sie das er

-

kennen sollen, was Sie heute hier gesagt 
haben!) 

— Warum vor 22 Jahren? 
(Abg. Stücklen: Weil Sie sich da dem Staate 
enthalten haben! Sie, die SPD! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 
- Ich beziehe mich nicht auf die Zeit vor 22 Jahren, 

sondern darauf, daß ich den Staat als Instrument 
für sehr wichtig halte. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Denken Sie mal 
daran, was Sie sich in den 50er Jahren ge

-

leistet haben!) 

— Was ist denn in den 50er Jahren gewesen? 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Da hat die SPD 
eine Obstruktionspolitik betrieben!) 

— Sie können doch in den 60er oder jetzt in den 
70er Jahren nicht mit Dingen kommen, die Ihnen in 
den 50er Jahren nicht gefallen haben, auch nicht mit 
falschen Positionen aus jener Zeit. Was ist denn z. B. 
aus Ihrer sozialen Marktwirtschaft geworden? Das 
ist ein Begriff, der durch Ludwig Erhard und durch 
Müller-Armack zu Ehren gekommen ist. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Na und?) 
.letzt liebäugeln Sie mit zwangswirtschaftlichen 
Maßnahmen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Aber natürlich! 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aus einem stolzen Begriff in Ihrer Parteigeschichte 
ist ein Dreigroschenstück geworden. So würde ich es 
nennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. —
Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Stücklen: 
Gehört Herr Klasen zur SPD oder zur 
CDU/CSU? — Abg. Dr. Müller-Hermann: 
Ist Herr Klasen nicht Mitglied der SPD?) 

Die Sozialdemokraten haben in den letzten Jahren (1 
 zusammen mit der FDP die marktwirtschaftliche 

Ordnung verteidigt, und die Sozialdemokraten waren 
auch stark genug, die marktwirtschaftliche Ordnung 
in der Großen Koalition zu verteidigen und nach 
vorn zu bringen. Damals spielte auch der Wunsch 
nach dem § 23 eine Rolle. Statt dessen sind damals 
die Zinsen freigegeben worden. Wir haben begrif-
fen, daß marktwirtschaftliche Ordnung etwas Gutes 
für den kleinen Mann ist, und davon gehen wir auch 
nicht ab. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Erzählen Sie 
das Ihren Jungsozialisten! — Zuruf des 

Abg. Stücklen.) 
— Das lernen sie auch; da habe ich gar keine Angst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nur über welchen 
Umweg! — Abg. Stücklen: Es dauert gar 
nicht mehr lange, dann hat die SPD die so-
ziale Marktwirtschaft erfunden! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Passen Sie mal auf, wie 

es in fünf Jahren aussieht!) 
— Nein, wir benutzen diesen Begriff nicht. Wir 
sagen „marktwirtschaftliche Ordnung", wie es auch 
im Stabilitätsgesetz steht. Sie nehmen wir erst, 
und das ist auch ein wichtiger Punkt der Ab-
grenzung der Regierungsfraktionen gegenüber Ihrer 
Fraktion. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Da haben Sie völlig recht. An diesem Punkt 
muß man nämlich mitunter gegenüber den Inter-
essen der Wirtschaft und auch den Interessen der 
Gewerkschaften einen klaren Strich ziehen. Das 
fällt natürlich nicht immer leicht. 1966 waren Sie ja 
drauf und dran, sich so etwas wie eine soziale 
Marktwirtschaft zweiter Stufe — ich habe es noch 
dunkel in Erinnerung — auszudenken. Diese Kon-
zeption konnte ja nur eine 'Reduzierung der Ele-
mente der sozialen Marktwirtschaft beinhalten — 
im Verhältnis zu dem, was Wirtschaftsminister Er-
hard zu der Zeit, als er noch nicht Kanzler werden 
wollte, an marktwirtschaftlichen Errungenschaften 
in diesem Lande tatsächlich durchgebracht hat. 
Dieses Werk haben wir fortgesetzt. Wir sind auch 
sehr stolz darauf. Vor allen Dingen haben wir die 
richtigen Männer dazu auf der Regierungsbank. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs-
parteien. — Lachen bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Bismarck. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir sind heute, wie 
wir eben gesehen haben, alle Zeugen eines in 
vieler Hinsicht sehr geschickt angelegten, wenn 
auch in manchen Szenen reichlich dreist durchge-
führten Ablenkungsmanövers. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD. — Zuruf von der SPD: Ober-

lehrer!) 

Herr Arndt hat hier den Eindruck erweckt, als ob 
die SPD der Hüter der Marktwirtschaft sei 

(Zuruf von der SPD: Wer sonst?) 
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und als ob sie nicht in den letzten anderthalb Jahren 
das eigentliche Kleinod der Marktwirtschaft, die 
Stabilität, verwirtschaftet hätte. Wir können es 
sehr gut begreifen, meine verehrten Kollegen auf 
der linken Seite, daß Sie von diesem katastrophalen 
Mißerfolg Ihrer Versuche, Marktwirtschaft zu prak-
tizieren, ablenken wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Aber ich glaube, das wird Ihnen in den Augen des 
deutschen Bürgers nicht gelingen. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Aber in den 
Herzen!) 

Sie haben sogar versucht, einen „Marktwirtschaft-
ler" in Schleswig-Holstein zum Ministerpräsidenten 
zu machen. Die Quittung haben Sie bekommen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wir können Ihnen nur abraten, daß Sie den Ver-
such machen, die Federn vom Hute Ludwig Erhards 
zu pflücken und sich ins Knopfloch zu stecken. Lud-
wig Erhard, den Sie auch in der jetzigen Situation 
als Alibi benutzen wollten, hat Ihnen heute die ge-
bührende Antwort gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte am Schluß dieser Debatte von unserer 
Seite eine Sache völlig klarstellen. Es geht uns nicht 
darum, in diesem Augenblick, wo Sie uns die Mög-
lichkeit zu einer echten Zusammenarbeit nicht gege-
ben haben, über die Folgen zu rechten, die aus dem, 
was Sie eingeleitet haben, entstehen werden. Aber 
es muß uns darum gehen, hier festzuhalten, daß 
diese Bundesregierung sowohl an dem übergroßen 
Dollarzufluß in die Bundesrepublik als insonderheit 
für die Sturmflut der letzten acht Tage der Haupt-
und, ich möchte beinahe sagen: wie ich aus dem 
Referat von Herrn Arndt ersehe, der Alleinverant-
wortliche ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn man den Stolz durchgehört hat, mit dem der 
Kollege Arndt seine hochintelligenten Ausführungen 
vorgetragen hat, 

(Abg. Schwabe: Da sind Sie neidisch, was?) 

so kommt man doch nicht darum herum, daß die 
Vermutungen des Auslands, daß der Wirtschafts-
minister, enttäuscht über die mangelnde Unterstüt-
zung seiner Fraktion, nunmehr den großen Hund 
losgelassen habe, nur allzu berechtigt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Schä

-

fer [Tübingen]: Reden Sie doch keinen 
Unsinn!) 

Wir müssen uns dagegen verwahren, daß die Kol-
legen seit eineinhalb Jahren den Versuch machen, 
von ihrem Versagen dadurch abzulenken, daß sie 
uns immer wieder fragen: Was habt Ihr denn? Da-
bei vergessen Sie, meine verehrten Kollegen, alles, 
was sich hier in diesem Hause abgespielt hat. Haben 
Sie schon vergessen, daß wir ein Vermögensbil-
dungsgesetz vorgelegt haben, das den noch nicht 
Sparfähigen sparfähig machen sollte? Haben Sie ver-
gessen, daß wir Sie gezwungen haben, ein Zonen-
randförderungsgesetz vorzulegen? 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD. — 
Abg. Wehner: Na, na, hören Sie mal!) 

— Das lesen Sie bitte alles in Ihren eigenen Unter-
lagen nach! Herr Wehner, lesen Sie es in Güte nach, 
damit Sie sich nicht ins Unglück reden. 

(Abg. Wehner: Schneiden Sie nicht auf! 
Bleiben Sie auf dem Teppich! Das ist besser!) 

Haben Sie vergessen, daß wir Ihnen eine Alter-
native zum Betriebsverfassungsgesetz vorgelegt 
haben? 

(Abg. Wehner: Reiner Quatsch!) 

Und ständig wiederholen Sie das alte Märchen — 
damit Sie Ihre Wunderwaffe in der Hand behalten, 
die anderen seien nichts —, wiederholen Sie die völ-
lig falsche These, daß Sie allein Vorlagen machen. 
Meine Damen und Herren, dieses Verfahren der 
Ablenkung ist ein Täuschungsmanöver. 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]: Von Ihnen!) 

Ich kann Ihnen nur raten, das deutsche Volk nicht 
für so unintelligent zu halten, daß es Ihnen das noch 
weitere Jahre abnimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich jetzt noch einmal sehr genau zu 
den Vorgängen der letzten zehn Tage kommen. 
Wenn  The  Bundesregierung, wie sie sagt, von dem 
Gutachten erst Kenntnis bekommen hat, als es in der 
Öffentlichkeit war, dann muß man fragen: Wie 
kommt es, daß sie die Auffassung der Institute, die 
nicht neu ist, erst so spät zur Kenntnis nahm? Wie 
kommt es, daß sie sich nicht darauf eingerichtet hat, 
daß eine solche Veröffentlichung kommen würde, 
von der sie mindestens so früh wie das „Handels-
blatt" Kenntnis hatte, und wie kommt es dann, daß 
sie nicht die Schritte unternommen hat, die die Soli-
darität mit den Europäern ihr vorgeschrieben hätte, 
sich nämlich vor einer Panik mit den Europäern 
über die notwendigen Schritte, insonderheit in bezug 
auf die Landwirtschaft, abzustimmen? Diese Diffe-
renzen zwischen dem, was hätte geschehen sollen, 
und dem, was wirklich geschehen ist, verehrte Kol

-

legen von der Sozialdemokratie, das sind die 
Gründe, warum das Ausland den Verdacht aus-
spricht, der hier vorhin genannt wurde. Es ist Sache 
der Bundesregierung, nachzuweisen, daß dieser Ver-
dacht falsch ist. Beweise haben wir heute nicht ge-
hört, 

(Abg. Wehner: Ihre Rolle ist das!) 
im Gegenteil, wir haben nur gehört, daß Ihre eige-
nen Leistungen gepriesen wurden. 

Ein Punkt, den ich soeben berührt habe, muß noch 
erwähnt werden, weil er völlig klargestellt werden 
sollte. Wenn man Zusammenarbeit will, dann sind 
drei Vorbedingungen zu erfüllen: volle Information, 
offene Diskussion und die Bereitschaft, bei Lösungs-
möglichkeiten zu kooperieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 
Damit Sie alle wissen und im Gedächtnis behalten, 
wie die Praxis dieser Sache aussieht, rufe ich in Ihr 
Gedächtnis, wie sich das bei den polnischen Ver-
handlungen abgespielt hat. Sie haben uns in der 
Öffentlichkeit eingeladen, mitzufahren. Sie haben 
uns weder die Vorverhandlungen zur Kenntnis ge-
geben, wir sollten nicht am Tisch sitzen, und Sie 
haben uns schriftlich mitgeteilt, daß Sie nicht in der 
Lage seien, Ihren Standpunkt zu überprüfen. Das ist 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 11. Mai 1971 	7033 

Dr. von Bismarck 
die Wirklichkeit und die Praxis bei Ihrer nach außen 
so häufig präsentierten Bereitschaft, mit uns zu ko-
operieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie diese Fairneß anwenden wollten und 
wenn Sie uns die Gelegenheit geben wollten, mit 
Ihnen in Verschwiegenheit über Lösungsmöglich-
keiten zu reden um z. B. aus einer solchen Krise 
zu kommen —, dann hätten wir eine völlig andere 
Situation. Aber die Spatzen pfeifen es ja von den 
Dächern, warum Sie diese Taktik verfolgen: Sie 
wollen, daß die Opposition in der Ecke steht, als 
hätte sie nichts zu sagen und wäre, wie Herr Arndt 
sagt, für Immobilismus. Verehrter Kollege Arndt, 
Sie sind den Beweis für die Behauptung, die Sie so-
eben gegenüber dem Herrn Vorsitzenden der Frak-
tion ausgesprochen haben, schuldig geblieben. Wenn 
Sie sich einmal vergewisserten, was der Herr Frak-
tionsvorsitzende in den letzten anderthalb Jahren an 
Vorschlägen gemacht hat, dann würden Sie wohl 
fairerweise diese Aussage zurücknehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen verstehe ich nicht, woher Sie den Mut 
nehmen, uns zu unterstellen, wir hätten uns in den 
letzten Tagen gegen außenwirtschaftliche Absiche-
rungsmaßnahmen ausgesprochen. Wir haben am 
4. Mai in aller Deutlichkeit gesagt, welche Vorbe-
dingungen wir erfüllt sehen müssen, nämlich die 
Klärung der europäischen Fragen und die Klärung 
der landwirtschaftlichen Absicherung. Wir haben 
hinzugefügt: bevor außenwirtschaftliche Absiche-
rungsmaßnahmen ergriffen werden. Wie können 
Sie da behaupten, daß wir uns in dieser Sache immo-
bil gestellt hätten? 

An alledem sieht man, daß es hier nur darauf 
ankommt, von der wirklichen Fehlleistung bezüg-
lich der Stabilität seit dem Oktober 1969 abzulen-
ken. Herr Arndt, Sie haben die Dinge wirklich sehr 
unsachlich dargestellt. Sie haben gesagt, das sei 
ein Musterbeispiel von verteidigter Stabilität. Dann 
frage ich Sie: warum haben Sie denn Ende Februar, 
Anfang März 1970 sich mit den Vorschlägen derer, 
die rechtzeitig noch Stabilitätsmaßnahmen vorschlu-
gen, nicht durchgesetzt? Wer war denn derjenige, 
der das verhindert hat gegen die Vorschläge aller 
Sachverständigen? Sie wußten damals im übrigen 
ganz genau, daß wir Ihnen unsere Hilfe nicht ver-
sagt haben würden; dies ist auch dokumentarisch 
festgestellt. Ich würde mich wirklich freuen, wenn 
Sie davon Abstand nähmen, weiter in Fragen der 
Stabilität Märchen in die Welt zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Diese Regierung hat zunächst die Stabilität und nun 
auch die Solidarität aufs Spiel gesetzt, und sie hat 
damit auch diese Vertrauensprüfung nicht bestan-
den. 

Herr Junghans, Sie haben heute gesagt, die Re

-

gierung habe erneut mit Entschlossenheit gehandelt. 
(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Sie hat mit Entschlossenheit gehandelt, als das 
Feuer lichterloh brannte. Sie hat die Entschlossen

-

heit vermissen lassen, dieses Feuer zu verhindern, 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

und damit die europäische Integration in einer 
Weise gefährdet, die uns allen die größte Sorge 
machen muß. 
Schließlich ein Letztes! Es ist ein großes Un-

glück zu nennen — das muß hier klargestellt wer-
den —, daß eine Bemerkung des Herrn Bundeskanz-
lers in die Öffentlichkeit gelangt ist, wir könnten 
nicht immer die „nice boys" sein. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger) 

Meine Damen und Herren, diese Bemerkung in 
dieser Stunde, in dieser Sprache und angesichts der 
Propaganda, daß der Dollar, wie wir heute den 
ganzen Tag gehört haben, schuld sei, halte ich für 
eine ernste Gefährdung unserer atlantischen Si-
tuation. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Ich würde es für gut halten, Herr Kollege Wehner, 
wenn Sie dafür wirkten, daß der Herr Bundeskanz-
ler, der nicht mehr anwesend ist, 

(Abg. Wehner: Er wußte nicht, daß Sie 
heute abend noch sprechen!) 

in dieser Sache klar spricht und den in diesem 
Wort enthaltenen Vorwurf, den man bereits aus 
Amerika zurückschallen hört und der zum Gebrauch 
sehr schlimmer Vokabeln führen kann, im Namen 
der Bundesrepublik. Deutschland wieder zurück-
nimmt. Wir sollten nicht so reden, wie es Herr Arndt 
getan hat, sondern dankbar sein für das, was wir 
von diesem unserem Bundesgenossen bisher bekom-
men haben. Wir sollten uns in unserer Redeweise 
nicht denen zugesellen, die schon seit langem die 
Behauptung aufstellen, die Amerikaner beuteten 
uns aus. 

(Abg. Wehner: Hat das hier jemand ge-
sagt?) 

Ich halte es für dringend erforderlich, daß Sie 
sich, bevor dieser Tag zu Ende geht, vornehmen, 
diesen Makel von der Bundesrepublik wieder zu 
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Unglaublich! So etwas zu sagen, steht Ihnen 

nicht zu!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Herr Kollege von Bis-
marck hat gesagt, daß die CDU zwar eingeladen 
worden sei, daß man sie aber nicht eingeladen habe, 
mit am Tisch zu sitzen. Er hat das sehr bedauert. Ich 
kann dazu nur sagen, Herr Kollege von Bismarck, 
eine solche Einladung konnte die CDU in dieser 
Situation eigentlich auch gar nicht mehr erwarten. 
Die Bundesregierung hat nämlich in den vergange-
nen Monaten mehrfach den Wunsch geäußert, daß 
sich die Opposition mit an den Tisch setzen möge. 
Sie hat sie eingeladen, mit nach Moskau und nach 
Warschau zu fahren. Alle Einladungen, sich mit an 
den Tisch zu setzen, hat die Opposition abgelehnt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich war also nicht sehr überrascht, daß in dieser 
Situation nichts anderes geschehen ist. Ich meine, 
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man kann der Regierung als Opposition nicht per-
manent vorwerfen, was einem gerade paßt, und man 
kann es der Regierung nicht anlasten, ob eine Ein-
ladung angenommen oder nicht angenommen wird. 

Zu dem,  was Herr Kollege Strauß vorgetragen 
hat, könnte man in Anlehnung an ein Zitat aus der 
Landwirtschaft sagen: „Aus schwarzen Landen frisch 
aus dem Busch". 

(Heiterkeit.) 

Damit hat er versucht, uns einiges an neuen Er-
kenntnissen beizubringen. Herr Kollege Strauß, ich 
werde nachher Gelegenheit haben, Sie mit einigen 
Zitaten aus der jüngsten Vergangenheit zu kon-
frontieren. Dann  werden  Sie sehr schnell feststellen, 
daß Sie wahrscheinlich doch einige Protokolle der 
letzten Monate übersehen haben. Es ist nämlich 
noch nicht allzu lange her, daß Sie von dieser Stelle 
aus genau das Gegenteil von dem verkündet haben, 
was Sie heute hier vorgetragen haben. 

(Abg. Leicht: Abwarten!) 
— Herr Kollege Leicht, ich habe mir die Protokolle 
Gott sei Dank heraussuchen lassen. Sie kommen 
noch in den Genuß ,dieser Zitate. Nur keine Sorge! 

Wenn man die Kollegen von der CDU/CSU-Frak-
tion heute argumentieren hörte, hatte man manch-
mal den Eindruck, als ob sie sich dagegen wehren 
müßten, wie eine Maus von der „Dampfwalze" 
Regierung und ihrer Konzeption überrollt zu 
werden. 

(Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU.) 
— Ich werde Sie nicht vergessen, Herr Kollege 
Müller-Hermann. Nur keine Sorge! — Auf der 
anderen Seite haben sich diese Kollegen so auf-
gespielt, als ob sie allein im Besitz der Weisheit 
und der richtigen Konzeption seien. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das haben wir 
nicht behauptet!) 

- Der Kollege Strauß hat erklärt, daß, wenn die 
CDU regierte, alles anders wäre; sie würde mit 
weniger Geld mehr Reformen realisieren. Das und 
ähnliches mehr kennen wir aus langen Diskussio-
nen. Leider hat er uns nicht gesagt, wo er das Geld 
einsparen würde. Genauso ist das zu werten, was 
der Kollege Barzel hier vorgetragen hat. Der Kol-
lege Apel hat seine Ausführungen schon charakte-
risiert. Eines hat mir besonders imponiert, Herr 
Kollege Barzel. Sie haben in Ihrer Rede fünfmal 
wiederholt: Herr Bundeskanzler, wir hätten Sie 
gerne gefragt. Dann haben Sie angeführt, was Sie 
gern gefragt hätten. 
Nun frage ich mich allerdings, Herr Kollege Bar-

zel, da Sie ja selber und auch der Kollege Müller-
Hermann, wie wir heute mehrfach gehört haben, vor 
den Entscheidungen und Kabinettssitzungen immer 
wieder angesprochen worden sind — 

(Abg. Dr. Barzel: Nicht vorher!) 
- Natürlich! Der Bundeskanzler hat heute nach- 
mittag noch einmal ausdrücklich vorgetragen, daß 
Sie vor der entscheidenden Kabinettssitzung noch 
einmal informiert worden sind. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Informiert! 
Aber es war doch gar keine Zeit zum 

Gespräch!) 

— Aber, Herr Kollege Müller-Hermann, ich kann 
mir gar nicht vorstellen, daß Vertreter der Bundes-
regierung mit Ihnen ein Gespräch führen und Sie 
dabei nicht in die Lage kommen können, Fragen zu 
stellen. 

(Abg. van Delden: Das haben wir gerade 
gehört!) 

Das scheint mir völlig ausgeschlossen zu sein. 
(Beifall bei den Regierungsparteien. —Abg. 
Dr. Barzel: Haben Sie Herrn Schiller schon 

vortragen hören?) 
Deswegen meine ich, es wäre besser gewesen, Sie 
hätten die Fragen, die Sie alle stellen wollten, auch 
zu dem Zeitpunkt gestellt, in dem Sie sinnvoller 
weise diskutiert worden wären. Dann hätte man 
Ihnen mit Sicherheit auch die entsprechenden Ant-
worten gegeben. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Da sehen Sie 
einmal, unter welchem Zeitdruck das Kabi-
nett arbeitet! — Zuruf von der SPD: Fünf-

mal vergewaltigt worden!) 
— Herr Kollege Müller-Hermann, es ist immer 
etwas schwierig. Das weiß ich. 

Herr Kollege Strauß hat dann einem Sprecher der 
Koalitionsfraktionen widersprochen, der sagte, die 
Spekulationswelle sei auch mit ausgelöst worden 
durch die Festigkeit der wirtschaftlichen Verhält-
nisse in der Bundesrepublik. Ich glaube, der Kollege 
Dr. Apel hat das vorgetragen. Herr Kollege Strauß 
hat das ganz entschieden bestritten. Nun ist es ja 
nicht uninteressant, sich noch einmal das Protokoll 
der Bundestagssitzung vom 14. Mai 1969, als es um 
ein ähnliches Problem in diesem Hause ging, zu 
Gemüte zu führen. 

In diesem Zusammenhang darf ich mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten aus der Rede des frühe-
ren Bundeskanzlers Dr. h. c. Kiesinger folgende 
Sätze zitieren. Kiesinger sagte damals auf den Vor-
wurf, der ihm in ähnlicher Weise wie der heutigen 
Regierung gemacht wurde: 

Das Entscheidende ist dies. Eben wurde gesagt, 
die Haltung der Regierung habe diese Speku-
lationswelle erzeugt. Was für ein Unsinn. Diese 
Spekulationswelle ist erzeugt worden durch die 
Festigkeit unserer wirtschaftlichen Verhält-
nisse. 

(Abg. Strauß: Das war damals!) 

— Herr Kollege Strauß, das war damals. Da waren 
Sie an der Regierung. 

(Abg. van Delden: Damals hatten wir noch 
keine hausgemachte Inflation! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Endlich begrei-

fen Sie es!) 

- Darauf komme ich noch zu sprechen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dorn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Leicht? 

Dorn (FDP): Nein. 
(Abg. Leicht: Sie wissen aber, daß Sie 

mein — —) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Leicht, der Redner kann eine Zwischenfrage ab-
lehnen. 

Dorn (FDP) : Ich darf ,darauf zu sprechen kommen, 
was Bundeskanzler a. D. Ludwig' Erhard hier vor-
getragen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommen Sie 
einmal darauf zu sprechen, was die FDP 

davon hält!) 

Es ist heute von Herrn Strauß gesagt worden, die 
Brötchen, die gebacken werden, werden sehr viel 
kleiner. Herr Kollege Strauß, in diesem Zusammen-
hang erinnere ich mich an eine vierseitige Anzeige 
vom 22. August 1965. Damals hatten Sie wahrschein-
lich noch nicht die Finanzsituation, die Sie heute 
in der Partei haben. In der Anzeige wird für Lud-
wig Erhard geworben. Im Gegensatz zu Willy 
Brandt wird er als ein großer Mann dargestellt. 
Dort hieß es unter anderem: 

Autos, Fernsehen, Spülmaschinen und Fertig-
häuser werden billiger. In zehn Jahren gibt es 
in der Bundesrepublik 17 Millionen Fahrzeuge 
und über 6 Millionen Einfamilienhäuser. 

(Abg. Leicht: Das haben wir heute schon!) 

Die Wirtschaft wird sich von 1965 bis 1975 noch 
besser entwickeln als in den vergangenen zehn 
Jahren. 

Es heißt weiter: 

Bundeskanzler Erhard hat erklärt, wie man den 
Fortschritt sichern kann. Die Kultusminister der 
deutschen Länder brauchen für Erziehung und 
Wissenschaft bis 1970 52,5 Milliarden DM. 

Interessant, wenn man sich so an die Beratungen 
der Bund-Länder-Kommission der letzten Monate 
erinnert, Herr Kollege Wehner, und wenn man an 
das denkt, was man dort von den Kollegen der CDU/ 
CSU aus den Ländern zu hören bekam. 

Es heißt weiter: 

Die deutschen Städte fordern für ihre Auf-
gaben bis zum gleichen Jahr 170 Milliarden 
DM, die Straßenbaukosten der nächsten zehn 
Jahre werden 99 Milliarden DM betragen, und 
auf 260 Milliarden DM schätzt das Statistische 
Bundesamt den gesamten Bedarf der nächsten 
zehn Jahre für die großen gemeinsamen Auf-
gaben. Das ist ein Plan, der die Zukunft sichert. 
Er wird bezahlt von Ludwig Erhard und der 
CDU. Sie wählen zwischen Brandt und Ludwig 
Erhard. Es geht um Deutschland. Die SPD macht 
Versprechungen, die CDU hält sie. 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — Bei

-

fall bei der CDU/CSU.) 

Wie sich das alles wandelt! Wenn wir heute über 
diese Summen sprechen, müßte man sich auch 
darüber unterhalten, was davon ausgegeben und 
an wirklichen Reformen realisiert worden ist. Dann 
kommt man zu hochinteressanten Ergebnissen "aus 
dem Jahre 1966. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord-
neter Dorn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Mischnick? 

(Abg. Strauß: Wir möchten endlich in den 
ungestörten Genuß Ihrer Rede kommen!) 

Mischnick (FDP) : Herr Kollege Dorn, würden 
Sie vielleicht auch noch daran erinnern, daß damals 
von der CDU die 35-Stunden-Woche in Aussicht ge-
stellt worden ist? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Dorn (FDP) : Es ließe sich ein großer Katalog 
weiterer damals gemachter Versprechungen anfüh-
ren, die auch von der CDU nicht gehalten werden 
konnten, weil sie nicht mehr an der Regierung ist. 
Wenn sie heute an der Regierung wäre, 

(Abg. Wehner: Dann würde sie alles halten!) 

hätten wir — davon sind wir alle überzeugt — längst 
die 35-Stunden-Woche. Darüber gibt es gar keinen 
Zweifel. 

(Abg. Wehner: Wie schade!) 

Nun darf ich wieder auf ein Zitat von Herrn 
Strauß zurückkommen. In der Aussprache über die 
Erklärung der Bundesregierung führte der damalige 
Finanzminister Franz Josef Strauß am 15. Dezember 
1966 folgendes aus: 

Aber ohne Zweifel haben die kontraktiven Ent-
wicklungen der Wirtschaftspolitik der letzten 
Zeit, wie sie nicht so sehr von der Finanzpolitik 
verursacht worden sind als von der Bundes-
bank unter ganz gewissem Zwang, unter dem 
sie stand, eingeleitet worden sind, eine starke 
Verlangsamung des Wachstums mit sich ge-
bracht und damit die Gefahr heraufbeschworen, 
daß wir Stabilität wollen und Stagnation er-
reichen, ohne das Ziel der Stabilität wirklich 
zu bewältigen. 

Nun könnte man sich fragen, meine Damen und 
Herren von der CDU, wer damals eigentlich für die 
Wirtschaftspolitik verantwortlich war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Schiller!) 

— Wenn ich mich recht erinnere, war das Kollege 
Schmücker von Ihrer Fraktion. 

(Erneuter Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Entschuldigung, Strauß sprach von der Vergan-
genheit, die vor dieser Regierungsbildung 1966 lag, 
und zu dieser Zeit war ja, wenn ich mich ebenfalls 
recht erinnere, Ludwig Erhard Bundeskanzler die-
ser Regierung. 

Nach der Erklärung, die Ludwig Erhard heute hier 
abgegeben hat, möchte ich ganz gern einiges dazu 
sagen. Das erklärt auch, warum ich keine Zwischen-
frage zulasse, Herr Kollege Leicht. 

(Abg. van Delden: Sie haben sie doch zuge-
lassen!) 

— Keine Zwischenfrage von der Opposition, weil 
ich heute zweimal dasselbe Echo bekommen habe. 

Ludwig Erhard hat hier vorhin vorgetragen, daß 
bei einer Sparrate von zur Zeit 400 Milliarden DM 
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ein Verlust von 5 % gleichbedeutend ist mit einem 
Verlust der Sparer in Höhe von 20 Milliarden DM. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 21 Milliarden 
DM! — Abg. Strauß: Bei den Bausparern 

noch höher!) 

— Gut, 21 Milliarden DM. Herr Kollege Strauß, 
keine Sorge, ich komme auch auf die anderen Sei-
ten zu sprechen. Nur hat Herr Kollege Erhard uns 
leider verschwiegen, daß zu jener Zeit, da er die 
Verantwortung trug, die Sparer jährlich über 18 Mil-
liarden DM — unter demselben Rechnungsmodus, 
den er gebrauchte — verloren haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso?) 

— Natürlich, darüber kommen Sie gar nicht hinweg. 
Das ist an Hand der Zahlen des Statistischen Bundes-
amtes eindeutig nachzuweisen. Wenn Sie den glei-
chen Rechnungsmodus verwenden, ist unter der 
Kanzlerschaft von Ludwig Erhard dem Sparer jähr-
lich ein Verlust von 18 Milliarden DM entstanden. 

(Abg. Reddemann: Was muß man davon 
glauben?) 

Das, was ich gesagt habe ;  denn es ist beweisbar. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. van Delden: 
Dann beweisen Sie es doch!) 

— Ich habe ja gesagt: ich beziehe mich auf die 
Zahlen des Statistischen Bundesamtes. Ich habe mir 
das ganz genau angesehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
verstehe ja, daß Ihnen das unangenehm ist. Aber 
Sie können doch in der heutigen Zeit, ob es Ihnen 
paßt oder nicht, auch nicht an der Tatsache vorbei-
gehen, daß die Wirtschafts- und Konjunkturpolitik 
von den Menschen dieses Landes nicht so schlecht 
eingeschätzt werden kann, wie Sie es permanent 
darstellen. Sonst würden nicht 400 Milliarden DM 
auf den Sparkonten liegen. Ein Mindestmaß an 
Vertrauen muß doch bei den Menschen in diesem 
Lande vorhanden sein. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sehen Sie sich 
einmal die Flucht in die Sachwerte an!) 

— Herr Müller-Hermann, mit Ihren Zwischenbemer-
kungen kommen Sie doch bei mir nicht zum Zuge. 
Ich werde Ihnen nachher einen glaubwürdigen Zeu-
gen vorführen, der aus Ihrer eigenen Partei kommt. 
Vielleicht glauben Sie es dann, weil er es von dieser 
Stelle im Deutschen Bundestag verkündet hat. 

(Abg. van Delden: Wer war es denn?) 

Ich erinnere mich an die Zeit des Jahres 1966, 
als Ludwig' Erhard nach Amerika flog und ein Sta-
tionierungsabkommen in Höhe von 5,2 Milliarden 
DM schloß, ohne das Kabinett, ohne die Koalitions-
fraktionen vorher darüber zu informieren. Hinterher 
haben wir dann im Koalitionsausschuß zusammen-
gesessen — ich selbst war einer der Beteiligten —, 
um zu überlegen, wie wir diesen Betrag von 5,2 Mil-
liarden DM abdecken könnten. Dann kam die Regie-
rungskrise des Jahres 1966. Wir Freien Demokraten 
haben damals alles versucht, was in unseren Kräften 
stand, um Sie davon zu überzeugen, daß primär die 
Stabilität erreicht werden könne, wenn wir zu er-
heblichen Einsparungen im Haushalt kämen. Wir 

haben Ihnen einen Katalog von 92 Einzelpositionen 
aus dem Haushalt vorgelegt, die wir erarbeitet 
hatten. Er fand nicht Ihre Zustimmung, und dann 
ging die Diskussion weiter. 

Aber ich weiß ja, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß Sie in der Versuchung stehen, mir 
wenig zu glauben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir kennen Sie!) 
obwohl ich, Herr Kollege van Delden, bisher immer 
noch den Beweis für das, was ich gesagt habe, er-
bringen konnte. 

(Abg. van Delden: Nein, Sie haben den Be-
weis eben nicht erbracht! Sie haben etwas 
mit dem Statistischen Bundesamt in die 
Gegend posaunt! Nennen Sie doch die 

Zahlen!) 

- Sie können das Jahrbuch des Statistischen Bun-
desamtes jederzeit einsehen. 

(Abg. van Delden: Es sind drei Zahlen, die 
Sie nennen müssen! Das können Sie doch 

sagen!) 

— Ich habe mir die Zahlen soeben noch einmal von 
meinem Hause durchgeben lassen, um festzustellen, 
ob sie stimmen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist das 
Arbeitsergebnis der von Ihnen mit getra-
genen Regierung! Sie waren doch an der 

Regierung beteiligt!) 

— Herr Kollege Müller-Hermann, reden wir doch 
nicht immer darum herum! Lassen wir einen Mann 
Ihrer Partei sprechen, lassen wir den früheren Bun-
deskanzler Kurt Georg Kiesinger sprechen, der in 
der Sitzung des Deutschen Bundestages am 13. De-
zember 1966 u. a. folgendes erklärte: 

In den kommenden Jahren bietet die Finanzlage 
des Bundes ein noch düsteres Bild. Im Jahres-
durchschnitt drohen Deckungslücken, die etwa 
so groß sind wie das gesamte Haushaltsvolumen 
eines der finanzstärksten Länder der Bundes-
republik, und dies trotz der vom Hohen Hause 
inzwischen verabschiedeten drei Gesetze. 

Nicht uninteressant! Sie kennen ja das Finanzvolu-
men z. B. von Bayern oder von Nordrhein-Westfalen, 
die ja zu den finanzstärksten Ländern gehören. Kurt 
Georg Kiesinger fährt dann fort: 

Wie kam es zu dieser Entwicklung? 1. Es fehlte 
an der mittelfristigen Vorausschau. Hätten wir 
schon rechtzeitig die schlichten Finanzprognosen, 
wie wir sie heute aufstellen, erarbeitet, so wäre 
diese Entwicklung vermieden worden. 

(Abg. Reddemann: Dann hätte aber der Fi-
nanzminister von der FDP das machen 

müssen!) 

— Herr Kollege, das Thema hätten Sie in der vori-
gen Legislaturperiode bis zum Tezett hier erleben 
können. Wir haben damals eindeutig nachgewiesen, 
daß der damalige Finanzminister Dahlgrün bereits 
im Mai des vorhergehenden Jahres den Bundeskanz-
ler in einem ausführlichen Schriftwechsel darauf 
hingewiesen hat, was kommen werde. Das ist alles 
eindeutig geklärt. Ich erwähne es nur noch einmal 
um der historischen Klarheit willen. Im übrigen wer- 
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den Sie sich den Rest weiter anhören müssen, auch 
wenn er Ihnen noch so wenig gefällt. 

(Abg. Müller-Hermann: Zum Thema!) 
Aber die in der Hochkonjunktur anschwellen-
den Staatseinnahmen, eine überalterte Haus-
haltspraxis, 

(Abg. Dr. Barzel: So ein Zettelkasten hilft 
über manche Verlegenheit hinweg!) 

die verwirrende Vielfalt der öffentlichen Auf-
gaben, aber auch zu große Nachgiebigkeit ge-
genüber Interessengruppen und Überschätzung 
unserer Möglichkeiten haben dazu verführt, 
Jahr für Jahr neue fortlaufende Ausgaben und 
fortwirkende Einnahmeverminderungen zu be-
schließen, ohne ihre Folgen für die Zukunft 
genügend zu bedenken. 

2. Noch 1965 wurden die Bundeshaushalte durch 
Einnahmeverzichte und Ausgabeerhöhungen zu-
sätzlich mit insgesamt 7,2 Milliarden DM be-
lastet. Die beiden Steueränderungsgesetze führ-
ten für Bund und Länder zu Einnahmeverlusten 
in Höhe von 3,1 Milliarden DM; zusätzliche Aus-
gaben in Höhe von 6 Milliarden DM wurden 
beschlossen. Hinzu kommt, daß sich 1965 erst-
mals die 1964 beschlossene Übernahme des Kin-
dergeldes auf den Bundeshaushalt ruit einem 
vollen Jahresbetrag von rund 2,8 Milliarden 
DM auswirkte. 

(Abg. Dr. Barzel: Deshalb haben wir jetzt 
die trabende Inflation!) 

Die Unzulänglichkeit des Art. 113 des Grund-
gesetzes und auch die unbegründete Furcht vor 
der Ungunst der Wähler haben eine Korrektur 
dieser Entscheidung vor den Bundestagswahlen 
verhindert. 

Soweit Kurt Georg Kiesinger. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Dann fährt er fort — und jetzt kommt das Inter-
essantere 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das war das 
Urteil über die FDP!) 

Auch nach den Wahlen gelang es nicht, den ein-
geschlagenen Weg ins Defizit zu verlassen. 
(Abg. Baron von Wrangel: Herr Dorn, was 
versprechen Sie sich von dem Verlesen?) 

Das Haushaltsicherungsgesetz war eine Krücke, 
die nur über die Schwierigkeiten eines einzigen 
Jahres hinweghalf. Von 3,1 Milliarden DM Aus-
gabekürzungen waren nur rund 400 Millionen 
DM Dauereinsparungen; die übrigen Ausgaben 
wurden lediglich um 1 bis 2 Jahre verschoben. 

Das ist die Wahrheit, die  wir uns eingestehen 
müssen und die wir unserem Volk nicht vorenthal-
ten dürfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Amen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Christlich-Demokratischen und Sozialen Union! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vergangenheits

-

bewältigung!) 
— .Ta, natürlich, auch Ihre Vergangenheitsbewälti

-

gung gehört dazu, denn Zukunftsprognosen haben 

Sie ja leider heute nicht gegeben, konkrete Vor-
schläge haben Sie nicht unterbreitet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir können Sie nur an dem messen, was Sie wirk-
lich geleistet haben, und das war mehr als mager. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar-
teien. — Abg. Dr. Barzel: Das war der Dorn 

in der Koalition!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Leicht. 

Leicht (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bilde mir ein, ein 
unverdächtiger Zeuge des Jahres 1965 zu sein, weil 
ich in diesen Jahren — es sitzen hier einige Kol-
legen, die das bestätigen können — zusammen mit 
anderen Kollegen meiner Fraktion und aus anderen 
Fraktionen, soweit sie von dem damaligen Gesche-
hen beeindruckt waren und daraus gewisse Folge-
rungen zu ziehen versuchten, versucht habe, die 
Ausgabenflut im Wahljahr 1965 einzudämmen. Nur 
muß man auch ehrlicherweise zugestehen, Herr Kol- 
lege Dorn — und das hätten Sie dazusagen müssen, 
wenn Sie ehrlich sein wollen —: diese Ausgabenflut 
wurde in der damaligen Zeit in erster Linie durch 
dieses Parlament ausgelöst, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

und die Beschlüsse, die gefaßt worden sind, hat 
jeder hochgeschaukelt, meine Herren. Dieses Parla-
ment hat auch viele Fakten geschaffen, die dazu 
beigetragen haben, daß, und zwar mit Recht — ich 
habe es damals vor der Wahl schon gesagt —, dann 
Haushaltsicherungsgesetze und Finanzanpassungs-
gesetze hier erlassen werden mußten. 

Jetzt lassen Sie mich noch ein Wort sagen. Es 
wird hier immer wieder gesagt, die Opposition hat 
nur zu nörgeln, sie sagt nichts. Bitte, seien Sie jetzt 
einmal so freundlich und folgen Sie. Soweit es zu-
mindest die Haushaltsituation betraf, haben wir 
vielleicht Glück gehabt, vielleicht haben wir auch 
ein bißchen davon verstanden, als wir im Jahre 1970 
hier Anträge gestellt haben, erstens Ensparungen 
vorzunehmen, 

(Zurufe von der SPD: Tiefbau, kein Hoch-
schulbau! Keine Studienplätze!) 

— ich werde gleich etwas dazu sagen — zweitens 
die Versicherungsermächtigungen zurückzuschrau-
ben, nicht um 2 bis 3 Milliarden DM, wie jetzt die 
Regierung vorhat, sondern um 5 Milliarden DM. Ich 
nenne nur die zwei Anträge, weil sie wesentlich 
sind. Sie wurden hier abgelehnt. 

Herr Kollege Haehser, Sie sagen: Straßenbau. Da 
muß ich Ihnen jetzt deutlich machen, damit es aus-
gesprochen ist, daß Sie dem Antrag im Haushalts-
ausschuß, der Anregung, 200 Millionen DM, die 
von der Regierung gesperrt waren, freizumachen 
und an anderer Stelle zu sperren, zugestimmt haben. 
Nur weil Sie diesen Zwischenruf machten: es sollte 
wohl unwahr klingen, so als ob wir Straßenbau 
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verhindert hätten. Ihre Regierung hat das doch ge-
macht, und sie hat es mit Recht gemacht. Nur hat 
sie es nicht in genügender Höhe gemacht, nicht nur 
im Straßenbau, sondern bei den Kürzungen ins-
gesamt. 

Haehser (SPD) : Herr Kollege Leicht, können Sie 
bestätigen, daß die Opposition Vorschläge gemacht 
hat, die, wenn man sie bedacht hätte, dazu geführt 
hätten, daß sowohl im Tiefbau als auch im Hoch-
bau keinerlei neue Bauvorhaben in Angriff genom-
men worden wären? 

Leicht (CDU/CSU) : Nein, das kann ich Ihnen nicht 
bestätigen. Ich muß Ihnen die Zahl zurückgeben, die 
die Regierung jetzt vorschlägt: Streichung von 
1,5 Milliarden DM. Jetzt frage ich Sie ich nehme 
an, Sie sind ja als Koalitionsfraktion unterrichtet —, 
können Sie mir sagen, wo im einzelnen die Regie-
rung diese Mittel streichen will, bei welchem Titel, 
vielleicht z. B. beim Straßenbau? Vielleicht sagt es 
uns auch der Finanzminister hier, wo sie gestrichen 
werden. Dann reden wir weiter über unsere Vor-
schläge. 
Als wir damals den Antrag global — das gebe 

ich zu gestellt hatten, haben Sie vielleicht ge-
fragt — jetzt will ich einmal sagen, nicht ganz zu 
Unrecht —: Wo wollt ihr es denn im einzelnen 
kürzen? — Dann haben wir unsere Begründung 
gegeben, damit Sie nicht draußen herumlaufen kön-
nen und erklären: Ihr habt gesagt, dort und dort 
streichen, und wir sind die feinen Maxen und sagen 
nein. 
Wir fragen heute die Regierung, in welchem Titel 

sie denn ihren Globalbeschluß mit 1,5 Milliarden 
DM — das heißt, eine Milliarde oder 900 Millionen 
des Bundes, das andere betrifft die Länder — ver-
wirklichen will. Die Regierung hat uns nichts ge-
sagt, Herr Schwabe; das wäre hier Zeit gewesen. 

Jetzt muß ich zu den 2 bis 3 Milliarden DM 
Verpflichtungsermächtigungen zurückkommen. Dazu 
wurde hier von den Sprechern der beiden Koali-
tionsfraktionen erklärt: Utopie! Wie kann man so 
etwas bei Bindungsermächtigungen von 26 Milliar-
den DM — wenn ich die Zahl noch richtig im Kopf 
habe — und vor Beginn eines in Kraft gesetzten 
Haushalts machen? Wir sind ja mitten im Jahr. 
Jetzt will man plötzlich auch 2 bis 3 Milliarden DM 
Verpflichtungsermächtigungen. — Ich sage, das ist 
der wirksamste aller Vorschläge der Regierung, 
wenn es durchgesetzt wird. Das will man jetzt 
machen. 

Herr Kollege Dorn, ich bin eigentlich Ihretwegen 
gekommen. Da ich jetzt das Wort habe, lassen Sie 
mich einen Schlußsatz sagen. Der Kollege Arndt hat 
hier sehr eindringlich versucht, gewisse Entwick-
lungen in der Welt, insbesondere in Amerika, dar-
zustellen. Er hat sich vor allen Dingen so etwa als 
der Hüter der sozialen Marktwirtschaft hingestellt. 
Mir liegen nun aus eigener Erfahrung einige Dinge 
in den Ohren, Herr Kollege Arndt, worin sich das, 
was Sie heute gesagt haben, nicht mit dem deckt, 
was noch vor einiger Zeit von Ihnen gesagt worden 
ist. Ich erinnere mich auch noch daran, daß es 

einmal die Fraktion der SPD gewesen ist, die dem 
von Ihnen viel gepriesenen Ludwig Erhard damals 
als Wirtschaftsminister hier das Gehalt streichen 
wollte, weil er mit seinen Ideen untauglich und da-
mals für Sie unerträglich gewesen ist. 

(Abg. Haehser: Wer hat ihn denn als 
Kanzler gestürzt, Herr Leicht!) 

— Das könnte ich Ihnen einmal privat erklären, 
Herr Haehser. 

(Heiterkeit.) 
Das zweite, das ich feststellen möchte: Mich haben 
die Ausführungen von Herrn Arndt sehr bedenklich 
für die Zukunft gestimmt. Ich will Ihnen sagen, 
warum — wenn ich sie richtig verstanden habe. Er 
hat keine Antwort auf die Frage gegeben: Was 
steht denn eigentlich mit der Verpflichtung, nach 
Ablauf einer gewissen Zeit zur Parität zurückzu-
kommen, fest? Er hat diese Antwort bewußt hier 
nicht gesagt; aber er hat sie vor wenigen Tagen im 
Fernsehen gegeben — ich meine nur, er hätte sie 
auch hier sagen können —: daß er nämlich über-
zeugt ist, daß am Schluß die Aufwertung steht. So 
hat er sich ausgedrückt. Vielleicht liest er es noch 
einmal nach. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Dazu ist er ge-
genüber der Regierung zu diszipliniert!) 

Aber das war nicht das Schlimmste. Wenn ich es 
recht verstanden habe, hat er es so begründet —
jetzt bringe ich es mit meinem einfachen Verstand; 
ich bin kein Volkswirt und kann es nicht so aus-
drücken wie Sie —: 

(Zuruf von der SPD.) 

In Amerika laufen die Preise davon; das wird noch 
lange Zeit so gehen; diese Entwicklung wird sich bei 
uns immer wieder auswirken, und dann muß bei 
uns etwas geschehen, denn den Amerikanern — 
über alles das kann man reden kann man in 
dieser Situation nicht zumuten, das selber zu ma-
chen. 

Herr Arndt, wenn das stimmt, was Sie sagen — 
man  sollte es vielleicht einmal ganz ernsthaft dis-
kutieren —, erhebt sich für mich eine Frage. Ende 
1969 hatten wir eine Aufwertung — aus anderen 
Gründen, aber auch mit verursacht von Amerika 
her; Sie haben es selber gesagt —; wir haben jetzt, 
eineinhalb Jahre später, wiederum eine Wäh-
rungs — na, wie soll ich jetzt sagen; ich will 
noch gar nicht „Änderung" sagen —, ein Vor-sich-
Gehen in der Währung. Wenn das stimmt, was Sie 
hier sagten, muß ich fragen: Müssen wir damit rech-
nen, in einem Dreivierteljahr oder einem Jahr wie-
der soweit zu sein? 

Das ist die ernste Frage, die ich stelle. Insofern 
habe ich gesagt, daß mir diese Ausführungen — 

(Abg. Wehner: Sehr verdächtig sind, ja?) 

man sollte sie noch einmal sehr sorgfältig lesen und 
prüfen — große Sorgen für die Zukunft machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schäfer. 
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Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des 
Herrn Leicht bedürfen einiger Entgegnungen. Herr 
Leicht sprach von der Ausgabenpolitik im Jahre 
1965. Ich darf daran erinnern, daß am 7. Februar 
1965 hier in diesem Hause über den Haushaltsplan 
1965 entschieden wurde. Der damalige Sprecher der 
SPD-Fraktion, der Abgeordnete Dr. Möller, hat da-
mals namens der SPD-Fraktion alle ausgabenwirk-
samen Anträge zurückgenommen, die Regierung er-
muntert, ihrerseits das gleiche zu tun, und in die-
sem Hause deutlich gemacht, wohin der Weg führen 
müßte, wenn man den Gesetzentwürfen, die die Re-
gierung Erhard in diesem Hause als Regierungsent-
würfe eingebracht hat, folgen würde. Den Erfolg — 
lassen Sie es sich vollends sagen — kennen Sie ganz 
genau. Aber es ist üble Legendenbildung was Sie 
hier machen; denn Sie wissen ganz genau, daß 
nach der Wahl 1965 diese CDU ein sogenanntes 
Haushaltssicherungsgesetz einbringen mußte und 
daß Sie alle diese Wahlgeschenke, die Sie 1965 im 
Frühjahr beschlossen haben, wieder zurücknehmen 
mußten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat die SPD 
bei diesen „Wahlgeschenken" nicht mitge

-

stimmt?) 

Das war die Politik, bei der Sie persönlich, Herr 
Leicht Sie persönlich; ich erinnere mich —, sich 
um Ausgabenbeschränkung bemüht haben, aber 
Ihre Fraktion genau das Gegenteil getan hat. Stel-
len Sie sich bitte heute nicht hierhin und tun Sie 
nicht so, als wenn das Gegenteil wahr wäre. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kirst. 

Kirst (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich hatte an und für sich nicht 
die Absicht, heute abend noch zu sprechen; aber da 
offenbar Vereinbarungen in diesem Hause nichts 
gelten, möchte ich nun doch noch eines hinzufügen, 
zumal das, was Herr Kollege Leicht gesagt hat, auch 
in anderer Hinsicht noch einer Erwiderung bzw. 
Richtigstellung und Klarstellung bedarf. 

Herr Kollege Leicht hat hier 

(Abg. Dr. Schäfer [Tübingen]:: Die Unwahr

-

heit gesagt!) 

unter anderem an die Auseinandersetzung ange-
schlossen, die wir im vergangenen Jahr über die 
Frage der Verpflichtungsermächtigungen gehabt 
haben. Zunächst einmal ist richtig, daß Sie — be-
wußt oder unbewußt — damals hier Dinge hochge-
spielt haben, die gar nicht hochzuspielen waren. Sie 
sind hier und überall mit der Behauptung hausieren 
gegangen, die Verpflichtungsermächtigungen seien 
10 Milliarden DM höher als 1969. Ich spreche hier 
in runden Summen. Das war rein numerisch richtig, 
hing aber mit der Umstellung der Haushaltsordnung 
zusammen. Wir haben Ihnen ,das damals nachge-
wiesen. Als Sie ,dann, als es zur dritten Lesung kam, 
den Antrag stellten, gezielt Verpflichtungsermächti-
gungen, die noch etwas höher waren, nicht zu be

-

willigen, haben wir Ihnen nachweisen müssen, daß 
das gar nicht ging, weil diese neue Erhöhung z. B. 
mit einem Objekt, für das Sie sich selbst, auch bei 
den Beratungen im Haushaltsausschuß, eingesetzt 
haben, Herr Kollege Strauß, mit dem Airbus-Objekt, 
zusammenhing. Das nur zur Erinnerung! 

Herr Kollege Leicht, Sie haben auch keine kon-
kreten Streichungsanträge im vergangenen Jahr ge-
stellt. Sie wollten global 1,5 Milliarden DM ein-
sparen. 

(Abg. Leicht: Das habe ich doch gesagt!) 

Sie sind jeder Definition, jeder Bestimmung aus-
gewichen. Und heute ist es von einem Ihrer Spre-
cher — ich glaube, es war der Kollege Strauß — ja 
ganz ,deutlich gesagt worden; er sagte: halten Sie 
uns doch nicht für so dumm, daß wir hier konkret 
sagen, wir wollen das oder das oder das weniger 
haben. 

Wenn ich das Fazit Ihrer heutigen Diskussions-
beiträge ziehe, meine Damen und Herren, dann ha-
ben  Sie  hier eigentlich dafür plädiert, daß man der 
Opposition immer den Status der Obstruktion geben 
solle. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Lassen Sie mich nun doch noch einige allgemeine 
Bemerkungen anschließen, nachdem die Verein-
barung, die Debatte nach der Runde vorhin abzu-
schließen, nicht eingehalten worden ist; aber nur 
ganz wenige Worte. 

Herr Kollege Strauß, Sie haben heute hier so leicht 
und bescheiden von den Tönen gesprochen, die im 
Ausland Unbehagen hervorrufen könnten. Herr 
Strauß, ich wünschte nur, daß Sie solche Ermahnun-
gen gelegentlich auch einmal bei Ihren eigenen Par-
teifreunden und bei anderer Gelegenheit und in 
anderem Zusammenhang vorbringen würden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, wenn es um Töne geht, die im Ausland 
Unbehagen hervorrufen, können wir allerdings mit 
Ihnen und Ihnen Nahestehenden bei weitem nicht 
konkurrieren. 

(Beifall bei ,den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Strauß hat von der Aufwertung 1969 
natürlich sehr weit gesprochen, und der Kollege 
Arndt hat es hier wohl auch schon gesagt: Bei aller 
Interpretationsbereitschaft gibt es bis heute weder 
in der heutigen Rede des Kollegen Strauß noch in 
früheren Erklärungen des Kollegen Strauß oder 
irgendeines Ihrer Politiker irgendeinen Punkt, wo 
man sagen könnte: die CDU/CSU ist für oder ist 
gegen die Aufwertung. Ich habe bis jetzt noch nie-
mals gehört, daß sich die CDU an sich zur Aufwer-
tung von 1969 bekannt hat. Interessant war in die-
sem Zusammenhang nur, Herr Kollege Strauß, daß 
Sie davon gesprochen haben, Sie seien im Herbst 
1969 gegen die Aufwertung gewesen, weil die Bun-
desregierung nicht sofort ein binnenwirtschaftliches, 
flankierendes Programm — und jetzt kommt es — 
gegen die hausgemachte Inflation vorgelegt habe. 
Genau das haben Sie gesagt. Sie werden es ja soeben 
gerade durchgelesen haben. Nun frage ich Sie nur 
eins, Herr Kollege Strauß. Wenn Sie am Tage der 
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Aufwertung 1969 — und das war bekanntlich die 
erste Maßnahme dieser Bundesregierung — ein Pro-
gramm gegen hausgemachte Inflation verlangten, 
dann frage ich Sie: Wer hatte — ich behaupte gar 
nicht, daß wir sie hatten —, wer hätte in diesem 
Falle diese hausgemachte Inflation wohl zu verant-
worten und hinterlassen gehabt? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Strauß? 

Strauß (CDU/CSU) : Herr Kollege Kirst, ist Ihnen 
bewußt, daß Sie hier zwei verschiedene Phasen ver-
wechseln bzw. durcheinandergeworfen haben? Ist 
Ihnen entgangen, daß ich gesagt habe, man mag 
zur Aufwertung so oder so stehen meine Position 
ist bekannt —, aber ich sei damals gegen ein einsei-
tiges deutsches Vorgehen gewesen, ohne Abstim-
mung mit den anderen und ohne vorherige Rege-
lung der agrarpolitischen Fragen? Das war das Pro-
blem im Mai 1969. Und ist Ihnen entgangen, daß ich 
im zweiten Takt, im Herbst 1969, gesagt habe, bei 
dem blinden Glauben an die alleinseligmachende 
Wirkung der Aufwertung hat die damalige Bundes-
regierung im Taumel ihrer Versprechungen völlig 
übersehen, daß die Gefahr eine hausgemachte Infla-
tion ist und nicht eine importierte Inflation, weshalb 
die Aufwertung ohne ein begleitendes binnenwirt-
schaftliches Programm ein Fehlschlag sein muß? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Ein absoluter Quatsch!) 

Kirst (FDP) : Herr Kollege Strauß, ich hatte erst 
den Eindruck, Sie hätten Ihre Ausführungen aus-
wendig gelernt, weil Sie sie nämlich fast genau wie-
derholten. Nur in dem entscheidenden Punkt haben 
Sie sich natürlich nicht korrekt zitiert. Sie haben ge-
sagt — es wird ja nachzulesen sein, nämlich genau 
das, was ich verstanden habe , Sie hätten im Ok-
tober 1969 ein binnenwirtschaftliches Ergänzungs-
programm gegen eine hausgemachte Inflation ver-
langt; diese Forderung aufzustellen, setzt voraus, sie 
für diesen Zeitpunkt bereits als gegeben anzusehen. 
Wer anders hätte — ich bestreite, daß wir sie hat-
ten — dann die Verantwortung dafür gehabt als die 
von Ihrer Partei geführte Regierung? 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Kirst, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Junghans? 

Kirst (FDP) : Bitte schön! 

Junghans (SPD) : Herr Kollege Kirst, ist Ihnen 
bekannt, daß entgegen dieser heutigen Äußerung 
von Herrn Strauß damals, nach der Aufwertung 
1969, derselbe Strauß nicht ein binnenwirtschaft-
liches Programm, sondern ein Ankurbelungspro-
gramm verlangt hatte? 

(Abg. Leicht: Nein!) 

Kirst (FDP) : Es ist sicherlich schwierig, die ver-
schiedenen unterschiedlichen Auffassungen des Kol-
legen Strauß immer gleichzeitig alle parat zu haben, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

wie ja überhaupt, meine Damen und Herren — las-
sen Sie mich damit dann zum Schluß kommen —, 

(Abg. Strauß: Er hat 1969 mit 1966 
verwechselt!) 

die CDU — ich erinnere hier an die Auseinander-
setzung, die wir auch heute gehabt haben: Stabili-
tät, Europa usw. — eine Meisterschaft entwickelt — 
eine Meisterschaft unter anderen; sie hat noch eine 
andere Meisterschaft, die Meisterschaft der Panik- 
und Angstmache —, im Aufstellen von Unverein-
barkeiten. Ich glaube, das muß man dabei berück-
sichtigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dabei legt sie sich nie im einzelnen fest, damit sie 
immer dann, wenn die Regierung etwas tut, da-
gegen sein kann; denn würde sie vorher bei etwas 
Farbe bekennen, könnte sie nachher schlecht da-
gegen sein. 

(Abg. Reddemann: Man sollte Sie abends 
nicht mehr aufs Pult lassen!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung hat 
sich eben zu Ihrem Kummer, würde ich nach dem 
Verlauf der heutigen Debatte sagen, in den Brüsse-
ler Verhandlungen — das ist hier heute schon 
wiederholt gesagt worden — energisch und erfolg-
reich für die deutschen Interessen eingesetzt. 

(Abg. Leicht: Abwarten!) 

Herr Kollege Apel hat vorhin vom Regenmacher 
gesprochen. Ich würde ein anderes, vielleicht etwas 
abweichendes Bild wählen, wenn ich mir die kon-
junkturpolitischen Debatten der letzten anderthalb 
Jahre in die Erinnerung rufe. Ich habe den Eindruck, 
daß sich die CDU hier zum stabilitätspolitischen Sup-
penkasper entwickelt hat; 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

denn draußen simuliert sie Stabilitätshunger, ge-
winnt damit zum Teil sogar Landtagswahlen, und 
hier hören wir immer, wenn wir mit konkreten 
Maßnahmen dieser Regierung kommen, die diese 
Koalition zu decken bereit ist: Nein, diese Suppe 
eß' ich nicht, diese Suppe mag ich nicht! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Leicht: Das ist ja auch eure Sache!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird des weiteren das Wort gewünscht? — 
Das ist offensichtlich nicht der Fall. Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Mittwoch, den 12. Mai 1971, 
9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.43 Uhr.) 
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Dr. Kliesing (Honnef) ** 15. 5. 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Koch * 14. 5. 
Lemmrich ** 15. 5. 
Lenze (Attendorn) ** 15. 5. 
Liehr 11.5. 
Dr. Löhr * 15. 5. 
Maucher 26. 6. 
Meister * 12. 5. 
Memmel * 14. 5. 
Müller (Aachen-Land) * 14. 5. 
Dr. Müller (München) ** 15. 5. 
Pöhler ** 15. 5. 
Porzner 11.5. 
Dr. Reinhard 14. 5. 
Frau Renger 15. 5. 
Richter ** 15. 5. 
Riedel (Frankfurt) * 14. 5. 
Dr. Rinderspacher ** 15. 5. 
Rollmann 18. 5. 
Roser ** 15. 5. 
Dr. Schmid (Frankfurt) ** 15. 5. 
Dr. Schmidt (Gellersen) 14. 5. 
Schmidt (Würgendorf) ** 15. 5. 
Dr. Schmücker ** 15. 5. 
Dr. Schulz (Berlin) ** 15. 5. 
Schwabe * 11.5. 
Dr. Siemer 14. 5. 
Simon 14. 5. 
Stein (Honrath) 15. 5. 
Frau Dr. Walz ** 15. 5. 
Dr. von Weizsäcker 14. 5. 
Wende 15. 5. 
Wienand ** 15. 5. 
Dr. Zimmermann 11. 5. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 
** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates 
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